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5.1 Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligen-
diensten (JFDG) 

 

Vom 16. Mai 2008 (BGBI IS. 842) 

 

 

§ 1  
Fördervoraussetzungen 
(1)  

Jugendfreiwilligendienste fördern die Bildungsfähigkeit der Jugendlichen und gehören zu den 

besonderen Formen des bürgerschaftlichen Engagements. Ein Jugendfreiwilligendienst wird 

gefördert, wenn die in den §§ 2 bis 8 genannten Voraussetzungen erfüllt sind und der Dienst von 

einem nach § 10 zugelassenen Träger durchgeführt wird. Die Förderung dient dazu, die Härten 

und Nachteile zu beseitigen, die mit der Ableistung des Jugendfreiwilligendienstes im Sinne die-

ses Gesetzes verbunden sind. 

(2) Jugendfreiwilligendienste im Sinne des Gesetzes sind das freiwillige soziale Jahr (FSJ) und 

das freiwillige ökologische Jahr (FÖJ). 

 

§ 2  
Freiwillige 
(1)  

Freiwillige im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die 

1. einen freiwilligen Dienst ohne Erwerbsabsicht, außerhalb einer Berufsausbildung und 

vergleichbar einer Vollzeitbeschäftigung leisten, 

2. sich auf Grund einer Vereinbarung nach § 11 zur Leistung dieses Dienstes für eine Zeit 

von mindestens sechs Monaten und höchstens 24 Monaten verpflichtet haben, 

3. für den Dienst nur unentgeltliche Unterkunft, Verpflegung und Arbeitskleidung sowie ein 

angemessenes Taschengeld oder anstelle von Unterkunft, Verpflegung und Arbeitsklei-

dung entsprechende Geldersatzleistungen erhalten dürfen, wobei ein Taschengeld dann 

angemessen ist, wenn es 6 Prozent der in der allgemeinen Rentenversicherung gelten-

den Beitragsbemessungsgrenze (§ 159 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) nicht 

übersteigt, und 

4. die Vollzeitschulpflicht erfüllt, aber das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

 

(2)  

Als Freiwillige gelten auch Personen, die durch einen nach § 10 zugelassenen Träger des Ju-

gendfreiwilligendienstes darauf vorbereitet werden, einen Jugendfreiwilligendienst im Ausland zu 

leisten (Vorbereitungsdienst), für den Vorbereitungsdienst nur Leistungen erhalten, die dieses 

Gesetz vorsieht, und neben dem Vorbereitungsdienst keine Tätigkeit gegen Entgelt ausüben 

sowie die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 erfüllen. 
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§ 3  
Freiwilliges soziales Jahr 
(1)  

Das freiwillige soziale Jahr wird ganztägig als überwiegend praktische Hilfstätigkeit, die an Lern-

zielen orientiert ist, in gemeinwohlorientierten Einrichtungen geleistet, insbesondere in Einrich-

tungen der Wohlfahrtspflege, in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, einschließlich der 

Einrichtungen für außerschulische Jugendbildung und Einrichtungen für Jugendarbeit, in Einrich-

tungen der Gesundheitspflege, in Einrichtungen der Kultur und Denkmalpflege oder in Einrich-

tungen des Sports. 

(2)  

Das freiwillige soziale Jahr wird pädagogisch begleitet. Die pädagogische Begleitung wird von 

einer zentralen Stelle eines nach § 10 zugelassenen Trägers des Jugendfreiwilligendienstes 

sichergestellt mit dem Ziel, soziale, kulturelle und interkulturelle Kompetenzen zu vermitteln und 

das Verantwortungsbewusstsein für das Gemeinwohl zu stärken. 

 

§ 4  
Freiwilliges ökologisches Jahr 
(1)  

Das freiwillige ökologische Jahr wird ganztägig als überwiegend praktische Hilfstätigkeit, die an 

Lernzielen orientiert ist, in geeigneten Stellen und Einrichtungen geleistet, die im Bereich des 

Natur- und Umweltschutzes einschließlich der Bildung zur Nachhaltigkeit tätig sind. 

 

(2)  

Das freiwillige ökologische Jahr wird pädagogisch begleitet. Die pädagogische Begleitung wird 

von einer zentralen Stelle eines nach § 10 zugelassenen Trägers des Jugendfreiwilligendienstes 

sichergestellt mit dem Ziel, soziale, kulturelle und interkulturelle Kompetenzen zu vermitteln und 

das Verantwortungsbewusstsein für das Gemeinwohl zu stärken. Im freiwilligen ökologischen 

Jahr sollen insbesondere der nachhaltige Umgang mit Natur und Umwelt gestärkt und Umwelt-

bewusstsein entwickelt werden, um ein kompetentes Handeln für Natur und Umwelt zu fördern. 

 

§ 5  
Jugendfreiwilligendienste im Inland 
(1)  

Das freiwillige soziale Jahr und das freiwillige ökologische Jahr im Inland werden in der Regel für 

eine Dauer von zwölf zusammenhängenden Monaten geleistet. 

Die Mindestdauer bei demselben nach § 10 anerkannten Träger beträgt sechs Monate, der 

Dienst kann bis zu der Gesamtdauer von insgesamt 18 Monaten verlängert werden. Der Träger 

kann den Jugendfreiwilligendienst im Rahmen des pädagogischen Gesamtkonzepts auch unter-

brochen zur Ableistung in Abschnitten anbieten, wenn ein Abschnitt mindestens drei Monate 

dauert. 
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(2)  

Die pädagogische Begleitung umfasst die an Lernzielen orientierte fachliche Anleitung der Frei-

willigen durch die Einsatzstelle, die individuelle Betreuung durch pädagogische Kräfte des Trä-

gers und durch die Einsatzstelle sowie die Seminararbeit. 

Es werden ein Einführungs-, ein Zwischen- und ein Abschlussseminar durchgeführt, deren Min-

destdauer je fünf Tage beträgt. Die Gesamtdauer der Seminare beträgt bezogen auf eine zwölf-

monatige Teilnahme am Jugendfreiwilligendienst mindestens 25 Tage. Wird ein Dienst über den 

Zeitraum von zwölf Monaten hinaus vereinbart oder verlängert, erhöht sich die Zahl der Seminar-

tage um mindestens einen Tag je Monat der Verlängerung. Die Seminarzeit gilt als Dienstzeit. 

Die Teilnahme ist Pflicht. Die Freiwilligen wirken an der inhaltlichen Gestaltung und der Durchfüh-

rung der Seminare mit. 

 

(3)  

Bis zu einer Höchstdauer von insgesamt 18 Monaten können ein freiwilliges soziales Jahr und 

ein freiwilliges ökologisches Jahr mit einer Mindestdienstdauer von sechs Monaten nacheinander 

geleistet werden. In diesem Fall richtet sich die Zahl der Seminartage für jeden einzelnen Dienst 

nach Absatz 2. 

 

(4)  

Zur Durchführung des Jugendfreiwilligendienstes nach diesem Gesetz schließen zugelassene 

Träger und Einsatzstellen eine vertragliche Vereinbarung. Die Vereinbarung legt fest, in welcher 

Weise Träger und Einsatzstellen die Ziele des Dienstes, insbesondere soziale Kompetenz, Per-

sönlichkeitsbildung sowie die Förderung der Bildungs- und Beschäftigungsfähigkeit der Freiwilli-

gen gemeinsam verfolgen. 

 

§ 6  
Jugendfreiwilligendienst im Ausland 
(1)  

Ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne dieses Gesetzes 

kann auch im Ausland geleistet werden. 

 

(2)  

Der Jugendfreiwilligendienst im Ausland wird ganztägig als Dienst gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 

ausschließlich ununterbrochen geleistet. § 5 gilt entsprechend, soweit keine abweichenden Re-

gelungen für den Jugendfreiwilligendienst im Ausland vorgesehen sind. Zum freiwilligen sozialen 

Jahr im Ausland gehört insbesondere auch der Dienst für Frieden und Versöhnung. Der Jugend-

freiwilligendienst im Ausland wird nach Maßgabe der Nummern 1 bis 3 pädagogisch begleitet: 

1. Die pädagogische Begleitung wird von einem nach § 10 zugelassenen Träger sicherge-

stellt, 

2. zur Vorbereitung auf den Jugendfreiwilligendienst und während des Dienstes im Ausland 

erfolgt die pädagogische Begleitung in Form von Bildungsmaßnahmen (Seminaren oder 

pädagogischen Veranstaltungen), durch fachliche Anleitung durch die Einsatzstelle und 

die individuelle Betreuung durch pädagogische Kräfte der Einsatzstelle oder des Trägers; 
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die Freiwilligen wirken an der inhaltlichen Gestaltung und Durchführung der Bildungs-

maßnahmen mit, 

3. die Gesamtdauer der Bildungsmaßnahmen beträgt, bezogen auf eine zwölfmonatige 

Teilnahme am Jugendfreiwilligendienst im Ausland, mindestens fünf Wochen. Die päda-

gogische Begleitung soll in der Weise erfolgen, dass jeweils in der Bundesrepublik 

Deutschland vorbereitende Veranstaltungen von mindestens vierwöchiger Dauer und 

nachbereitende Veranstaltungen von mindestens einwöchiger Dauer stattfinden. Falls 

der Träger ein Zwischenseminar im Ausland sicherstellen kann, das regelmäßig bis zu 

zwei Wochen dauern kann, verkürzen sich die vorbereitenden Veranstaltungen entspre-

chend. Die Teilnahme an den Bildungsmaßnahmen gilt als Dienstzeit. Die Teilnahme ist 

Pflicht. 

 

(3)  

Der Dienst muss nach Maßgabe des § 11 Abs. 1 mit dem Träger vereinbart und gestaltet wer-

den. § 11 Abs. 2 findet keine Anwendung. Die Höchstdauer der Entsendung ist auf insgesamt 

zwölf Monate beschränkt. 

 

§ 7  
Kombinierter Jugendfreiwilligendienst 
Ein kombinierter Jugendfreiwilligendienst im In- und Ausland kann vom Träger für eine Höchst-

dauer von bis zu 18 zusammenhängenden Monaten mit Einsatzabschnitten im Inland von min-

destens dreimonatiger Dauer und Einsatzabschnitten im Ausland von mindestens drei- und 

höchstens zwölfmonatiger Dauer angeboten werden. Der Dienst ist für den Gesamtzeitraum 

nach § 11 Abs. 1 mit dem Träger zu vereinbaren und zu gestalten. § 11 Abs. 2 findet keine An-

wendung. Die pädagogische Begleitung soll nach Maßgabe des § 6 erfolgen; Zwischenseminare 

können auch im Inland stattfinden. § 5 Abs. 2 gilt für kürzer oder länger als zwölf Monate dauern-

de Dienste entsprechend. 

 

§ 8  
Zeitliche Ausnahmen 
Der Jugendfreiwilligendienst nach den §§ 5 und 7 kann ausnahmsweise bis zu einer Dauer von 

24 Monaten geleistet werden, wenn dies im Rahmen eines besonderen pädagogischen Konzepts 

begründet ist. Für den Auslandsdienst nach § 6 gilt dies nach Maßgabe des § 14. 

 

§ 9  
Förderung 
Die Förderung des freiwilligen sozialen Jahres und des freiwilligen ökologischen Jahres richtet 

sich nach folgenden Rechtsnormen: 

1. § 3 der Verordnung über Sonderurlaub für Bundesbeamte und Richter im Bundesdienst 

(Sonderurlaub), 

2. § 2 Abs. 1 Nr. 8 des Arbeitsgerichtsgesetzes (Zuständigkeit von Gerichten), 

3. § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b und d des Einkommensteuergesetzes (Berücksich-

tigung von Kindern), 
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4. § 265 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 des Gesetzes über den Lastenausgleich (Lastenausgleich), 

5. § 27 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1, § 130 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, § 344 Abs. 2 des Dritten Buches So-

zialgesetzbuch (Arbeitsförderung), 

6. § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (Gesamtsozialversiche-

rungsbeitrag), 

7. § 67 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b und c, § 82 Abs. 2 Satz 2 des Siebten Buches So-

zialgesetzbuch (Gesetzliche Unfallversicherung), 

8. § 33b Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 Buchstabe d, § 45 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe c des Bundesver-

sorgungsgesetzes (Kinderzuschlag und Waisenrente bei Kriegsopferversorgung), 

9. § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b und d des Bundeskindergeldgesetzes (Kindergeld), 

10. § 10 Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (Beschäftigungsort), 

11. § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, § 10 Abs. 2 Nr. 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (Kran-

kenversicherung), 

12. § 5 Abs. 2 Satz 3, § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b und c des Sechsten Buches So-

zialgesetzbuch (Rentenversicherung), 

13. § 25 Abs. 2 Nr. 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch (Pflegeversicherung), 

14. § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe h der Verordnung über den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher 

Leistungen im Straßenpersonenverkehr (Ermäßigungen im Straßenpersonenverkehr), 

15. § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe h der Verordnung über den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher 

Leistungen im Eisenbahnverkehr (Ermäßigungen im Eisenbahnverkehr), 

16. § 14c des Gesetzes über den Zivildienst der Kriegsdienstverweigerer (Anerkannte 

Kriegsdienstverweigerer). 

 

§ 10  
Träger 
(1)  

Als Träger des freiwilligen sozialen Jahres im Inland im Sinne dieses Gesetzes sind zugelassen: 

1. die Verbände, die in der Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege zu-

sammengeschlossen sind, und ihre Untergliederungen, 

2. Religionsgemeinschaften mit dem Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft und 

3. die Gebietskörperschaften sowie nach näherer Bestimmung der Länder sonstige Körper-

schaften des öffentlichen Rechts. 

(2)  

Als weitere Träger des freiwilligen sozialen Jahres im Inland und als Träger des freiwilligen öko-

logischen Jahres im Inland im Sinne dieses Gesetzes kann die zuständige Landesbehörde sol-

che Einrichtungen zulassen, die für eine den Bestimmungen der §§ 2, 3 oder 4 und 5 entspre-

chende Durchführung Gewähr bieten. 

 

(3)  

Als Träger des freiwilligen sozialen Jahres im Ausland oder als Träger des freiwilligen ökologi-

schen Jahres im Ausland im Sinne dieses Gesetzes werden juristische Personen zugelassen, die 

1. Maßnahmen im Sinne der §§ 6 oder 7 durchführen und Freiwillige für einen Dienst im 

Ausland vorbereiten, entsenden und betreuen, 
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2. Gewähr dafür bieten, dass sie auf Grund ihrer nachgewiesenen Auslandserfahrungen ih-

re Aufgabe auf Dauer erfüllen und den ihnen nach dem Gesetz obliegenden Verpflich-

tungen nachkommen, 

3. ausschließlich und unmittelbar steuerbegünstigten Zwecken im Sinne der §§ 51 bis 68 

der Abgabenordnung dienen und  

4. ihren Sitz in der Bundesrepublik Deutschland haben. 

 

Über die Zulassung eines Trägers des freiwilligen sozialen Jahres im Ausland und über die Zu-

lassung eines Trägers des freiwilligen ökologischen Jahres im Ausland entscheidet die zuständi-

ge Landesbehörde. 

 

(4)  

Die zuständige Landesbehörde hat die Zulassung von Trägern im Sinne dieses Gesetzes zu 

widerrufen, wenn eine der in Absatz 2 oder 3 genannten Voraussetzungen nicht mehr vorliegt. 

Die Zulassung kann auch aus anderen wichtigen Gründen widerrufen werden, insbesondere, 

wenn eine Auflage nicht erfüllt worden ist. Durch den Widerruf oder die Rücknahme der Zulas-

sung werden die Rechte der Freiwilligen nach diesem Gesetz nicht berührt. 

 

(5)  

Bestehende Zulassungen von Trägern nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozia-

len Jahres oder nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres bleiben 

unberührt. 

 

§ 11  
Vereinbarung, Bescheinigung, Zeugnis 
(1)  

Der zugelassene Träger des Jugendfreiwilligendienstes und die oder der Freiwillige schließen vor 

Beginn des Jugendfreiwilligendienstes eine schriftliche Vereinbarung ab. Sie muss enthalten: 

1. Vor- und Familienname, Geburtsdatum und Anschrift der oder des Freiwilligen, 

2. die Bezeichnung des Trägers des Jugendfreiwilligendienstes und der Einsatzstelle, 

3. die Angabe des Zeitraumes, für den die oder der Freiwillige sich zum Jugendfreiwilligen-

dienst verpflichtet hat, sowie Regelungen für den Fall der vorzeitigen Beendigung des 

Dienstes, 

4. die Erklärung, dass die Bestimmungen dieses Gesetzes während der Durchführung des 

Jugendfreiwilligendienstes einzuhalten sind, 

5. die Angabe des Zulassungsbescheides des Trägers oder der gesetzlichen Zulassung, 

6. Angaben zur Art und Höhe der Geld- und Sachleistungen für Unterkunft, Verpflegung, 

Arbeitskleidung und Taschengeld, 

7. die Angabe der Anzahl der Urlaubstage und 

8. die Ziele des Dienstes und die wesentlichen der Zielerreichung dienenden Maßnahmen. 
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(2)  

Die Vereinbarung nach Absatz 1 kann auch als gemeinsame Vereinbarung zwischen dem zuge-

lassenen Träger, der Einsatzstelle und der oder dem Freiwilligen geschlossen werden, in der die 

Einsatzstelle die Geld- und Sachleistungen für Unterkunft, Verpflegung, Arbeitskleidung und Ta-

schengeld auf eigene Rechnung übernimmt. Der Träger haftet für die Erfüllung dieser Pflichten 

gegenüber der oder dem Freiwilligen und Dritten wie ein selbstschuldnerischer Bürge. 

 

(3)  

Der Träger stellt der Freiwilligen oder dem Freiwilligen nach Abschluss des Dienstes eine Be-

scheinigung aus. Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 und 5 gilt entsprechend; außerdem muss die Bescheini-

gung den Zeitraum des Dienstes enthalten. 

 

(4)  

Bei Beendigung des Jugendfreiwilligendienstes kann die Freiwillige oder der Freiwillige von dem 

Träger ein schriftliches Zeugnis über die Art und Dauer des Jugendfreiwilligendienstes fordern. 

Die Einsatzstelle soll bei der Zeugniserstellung angemessen beteiligt werden; im Falle des § 11 

Abs. 2 ist das Zeugnis im Einvernehmen mit der Einsatzstelle zu erstellen. Das Zeugnis ist auf 

Verlangen auf die Leistungen und die Führung während der Dienstzeit zu erstrecken. Dabei sind 

in das Zeugnis berufsqualifizierende Merkmale des Jugendfreiwilligendienstes aufzunehmen. 

 

§ 12  
Datenschutz 
Der Träger des Jugendfreiwilligendienstes darf personenbezogene Daten nach § 11 Abs. 1 Satz 

2 erheben und verarbeiten, soweit dies für die Förderung nach § 9 in Verbindung mit den dort 

genannten Vorschriften erforderlich ist. Die Daten sind nach Abwicklung des Jugendfreiwilligen-

dienstes zu löschen. 

 

§ 13  
Anwendung arbeitsrechtlicher und arbeitsschutzrechtlicher Bestimmungen 
Für eine Tätigkeit im Rahmen eines Jugendfreiwilligendienstes im Sinne dieses Gesetzes sind 

die Arbeitsschutzbestimmungen und das Bundesurlaubsgesetz entsprechend anzuwenden. Für 

Schäden bei der Ausübung ihrer Tätigkeit haften Freiwillige nur wie Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer. 

 

§ 14  
Entfallen der Höchstdauer für Auslandsentsendungen 
Die in § 6 Abs. 3 Satz 3 und § 7 Satz 1 vorgesehene Höchstdauer von zwölf Monaten für Aus-

landsentsendungen entfällt für Entsendungen, die ab dem 1. Januar 2009 durchgeführt werden, 

es sei denn, die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 gilt erst ab einem späteren Datum. Dann ist der 

erste Tag der Geltung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 maßgeblich. Für die Höchstdauer des 

Dienstes, für die Anzahl zusätzlicher Seminartage und die Verlängerungsmöglichkeit auf 24 Mo-

nate gelten ab dann die Regelungen für den Inlandsdienst entsprechend. 
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§ 15  
Übergangsregelung 
(1)  

Auf freiwillige Dienste nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres und 

nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres, die vor Inkrafttreten die-

ses Gesetzes vereinbart oder begonnen worden sind, sind die Vorschriften jener Gesetze weiter 

anzuwenden. Dies gilt nicht, wenn die Beteiligten die Anwendung der Vorschriften dieses Geset-

zes vereinbaren. Ein bereits nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres 

oder nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres geleisteter Freiwilli-

gendienst ist auf die Höchstdauer von 24 Monaten anzurechnen. 

 

(2)  

Soweit Gesetze oder Verordnungen des Bundes auf den Jugendfreiwilligendienst im Sinne die-

ses Gesetzes verweisen, gilt dies auch als Verweisung auf einen Dienst, für den nach Absatz 1 

Satz 1 die Vorschriften des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres oder des 

Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres weiter anzuwenden sind. 
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5.2 Gesetz über den Zivildienst der Kriegsdienst- 
 verweigerer (Zivildienstgesetz - ZDG) 
 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBl. I S. 1346), zuletzt geändert durch 

Artikel 13 des Gesetzes vom 31. Juli 2008 (BGBl. I S. 1629) 

 

§ 14c  
Freiwilliges Jahr 
(1)  

Anerkannte Kriegsdienstverweigerer werden nicht zum Zivildienst herangezogen, wenn sie sich 

nach ihrer Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer zu einem freiwilligen Dienst nach dem Ju-

gendfreiwilligendienstegesetz schriftlich verpflichtet haben. Der Dienst ist spätestens ein Jahr 

nach der Verpflichtung sowie vor Vollendung des 23. Lebensjahres anzutreten und hat eine 

ganztägige, auslastende Hilfstätigkeit über mindestens zwölf zusammenhängende Monate ein-

schließlich einer pädagogischen Begleitung mit einer Dauer von 25 Tagen sowie 26 Tagen Ur-

laub (Vollzeittätigkeit) zu umfassen. Die Verpflichtung ist gegenüber einem Träger zu überneh-

men, der nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz zugelassen ist. 

 

(2)  

Die Träger nach Absatz 1 Satz 3 sind verpflichtet, dem Bundesamt das Vorliegen sowie den 

Wegfall der Voraussetzungen für die Nichtheranziehung von anerkannten Kriegsdienstverweige-

rern zum Zivildienst anzuzeigen. 

 

(3)  

Weisen anerkannte Kriegsdienstverweigerer bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres nach, dass 

sie Dienst gemäß Absatz 1 geleistet haben, so erlischt ihre Pflicht, Zivildienst zu leisten; das gilt 

nicht für den Zivildienst im Verteidigungsfall. Wird der Dienst vorzeitig beendet, so ist die im 

Dienst zurückgelegte Zeit, soweit sie zwei Monate übersteigt, auf den Zivildienst anzurechnen. 

 

(4)  

Die Träger nach Absatz 1 Satz 3 erhalten für höchstens zwölf Monate auf Antrag vom Bundes-

amt für den Zivildienst vierteljährlich nachträglich einen Zuschuss zu den Kosten, die ihnen auf 

Grund der pädagogischen Begleitung, eines angemessenen Taschengelds und der Sozialversi-

cherungsbeiträge für die anerkannten Kriegsdienstverweigerer entstehen. Der Träger hat keinen 

Anspruch auf Kostenerstattung, soweit er seine Verpflichtungen gegenüber den anerkannten 

Kriegsdienstverweigerern oder seine sonstigen Verpflichtungen als anerkannter Träger nicht 

einhält. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht vor, entfallen sie später oder wird der 

Dienst des anerkannten Kriegsdienstverweigerers vorzeitig beendet, sind überzahlte Beträge von 

den Trägern zurückzuerstatten. 
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(5)  

Das Nähere insbesondere zu den Voraussetzungen einer Vollzeittätigkeit gemäß Absatz 1, den 

Anzeigen gemäß Absatz 2, zum Nachweis nach Absatz 3 Satz 1, zur Höhe und zur Verwendung 

des Zuschusses nach Absatz 4 sowie zur Schaffung neuer Plätze für anerkannte Kriegsdienst-

verweigerer als Voraussetzung für den Zuschuss kann das Bundesministerium für Familie, Seni-

oren, Frauen und Jugend durch Rechtsverordnung regeln, die nicht der Zustimmung des Bun-

desrates bedarf. Die Rechtsverordnung kann die Verpflichtung der Träger zu Angaben über die 

Rentenversicherung, die Tätigkeit und den Einsatzort der Dienstleistenden vorsehen. 
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5.3 Verordnung über die Gewährung eines   
 Zuschusses für die Kosten eines anerkannten 

Kriegsdienstverweigerers (KDVZuschV) 
 

am 1. August 2002 zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 4 des Gesetzes vom 16. Mai 2008 

(BGBl. I S. 842) 

 

Eingangsformel 
Auf Grund des § 14c Abs. 5 des Zivildienstgesetzes, der durch Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzes vom 

27. Mai 2002 (BGBl. I S. 1667) eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium für Fami-

lie, Senioren, Frauen und Jugend: 

 

§ 1  
Anzeigen, Mitteilungen, Nachweise 
(1) 

Der Träger gibt in der Anzeige nach § 14c Abs. 2 des Zivildienstgesetzes den Zeitpunkt der Ver-

pflichtung des anerkannten Kriegsdienstverweigerers, den Beginn und die Dauer des freiwilligen 

Dienstes sowie die vorgesehene Tätigkeit an. Er fügt der Anzeige eine Ausfertigung der Verein-

barung nach § 11 des Jugendfreiwilligendienstegesetzes § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Förderung 

eines freiwilligen sozialen Jahres oder § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen 

ökologischen Jahres bei. 

 

(2)  

Der Träger unterrichtet das Bundesamt für den Zivildienst (Bundesamt) vom Dienstbeginn des 

anerkannten Kriegsdienstverweigerers durch unverzügliche Übersendung einer von diesem un-

terzeichneten Bestätigung. Zugleich übermittelt der Träger dem Bundesamt die Rentenversiche-

rungsnummer sowie die Betriebsnummer für die Abführung der Sozialversicherungsbeiträge. 

 

(3) 

Der anerkannte Kriegsdienstverweigerer erbringt gegenüber dem Bundesamt den Nachweis im 

Sinne des § 14c Abs. 3 Satz 1 des Zivildienstgesetzes durch Vorlage einer Bescheinigung des 

Trägers über die ordnungsgemäße Ableistung des freiwilligen Dienstes nach dem Jugendfreiwil-

ligendienstegesetz, freiwilligen 

sozialen Jahres oder des freiwilligen ökologischen Jahres. Der Nachweis gilt auch als erbracht, 

wenn der Träger dem Bundesamt eine entsprechende Bescheinigung übersendet. 

 

§ 2 
Antrag auf Zuschuss 
(1) 

Der Träger fügt seinem Antrag auf Gewährung des Zuschusses nach § 14c Abs. 4 Satz 1 des 

Zivildienstgesetzes Kostenbelege oder die schriftliche Versicherung bei, dass ihm die geltend 
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gemachten Kosten entstanden sind. Nicht beigefügte Belege hat er bis zum Ablauf von sechs 

Jahren nach dem Datum des Antrags aufzubewahren und auf Verlangen des Bundesamtes vor-

zulegen. 

 

(2) 

Der Träger versichert bei der Antragstellung, dass der anerkannte Kriegsdienstverweigerer auf 

einem Platz nach § 3 Abs. 1 Satz 1 eingesetzt wird und dass für die geltend gemachten Kosten 

keine sonstigen öffentlichen Mittel in Anspruch genommen oder beantragt werden. 

 

(3) 

Ändern sich für die Zahlung des Zuschusses wesentliche Umstände, teilt der Träger dies dem 

Bundesamt unverzüglich mit. 

 

§ 3 
Gewährung des Zuschusses 
(1) 

Der Träger erhält den Zuschuss nach § 14c Abs. 4 Satz 1 des Zivildienstgesetzes für einen aner-

kannten Kriegsdienstverweigerer, der seinen Dienst auf einem nach dem 31. Juli 2002 neu ge-

schaffenen Platz leistet. Der Zuschuss wird nicht gewährt, wenn der Träger für die geltend ge-

machten Kosten sonstige öffentliche Mittel in Anspruch nimmt oder beantragt. 

 

(2) 

Der Zuschuss beträgt insgesamt höchstens 421,505 Euro pro Monat. Der auf die pädagogische 

Begleitung entfallende Teil des Zuschusses wird entsprechend der Höhe der nach dem Kinder- 

und Jugendplan des Bundes für die pädagogische Begleitung zu zahlenden Zuschüsse gewährt. 

 

§ 4  
Inkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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5.4 Kriegsdienstverweigerungsgesetz (KDVG) 
 

vom 9. August 2003 (BGBl. I S. 1593), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Juli 2008 

(BGBl. I S. 1629) vom 28. Februar 1983 zuletzt geändert durch das FSJ-

Förderungsänderungsgesetz vom 27. Mai 2002 

 

§ 2 Antragstellung 
(4)  

Der Antrag eines ungedienten Wehrpflichtigen kann frühestens sechs Monate vor Vollendung 

des 18. Lebensjahres gestellt werden. Einer Zustimmung der gesetzlichen Vertreterin oder des 

gesetzlichen Vertreters bedarf es nicht. 

 

(5)  

Abweichend von Absatz 4 kann ein Wehrpflichtiger den Antrag frühestens sechs Monate vor 

Vollendung des 17. Lebensjahres stellen, wenn er 

1. einen Antrag auf vorgezogene Ableistung des Zivildienstes, dem seine gesetzliche 

Vertreterin oder sein gesetzlicher Vertreter zugestimmt hat, oder 

2. a) den Entwurf einer Verpflichtung nach § 14c Abs. 1 des Zivildienstgesetzes, 

 b) die Erklärung seiner gesetzlichen Vertreterin oder seines gesetzlichen Vertreters,  

     einer solchen Verpflichtung zuzustimmen, und 

 c) die Erklärung des Trägers nach § 14c Abs. 3 des Zivildienstgesetzes, eine solche Ver-

     pflichtung mit dem Antragsteller nach dessen Anerkennung als Kriegsdienstverweige-     

rer abschließen zu wollen, beifügt. Wer einen Antrag nach Satz 1 gestellt hat, kann          

frühestens sechs Monate vor Vollendung des 17. Lebensjahres gemustert werden. 
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5.5 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV) 
 

Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung, in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23. Januar 2006 (BGBl. I S. 86 (466), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. 

August 2008 (BGBl. I S. 1728) 

 

§ 1 
Sachlicher Geltungsbereich 
(1) 

Die Vorschriften dieses Buches gelten für die gesetzliche Kranken-, Unfall- und Rentenversiche-

rung einschließlich der Alterssicherung der Landwirte sowie die soziale Pflegeversicherung (Ver-

sicherungszweige). 

Die Vorschriften dieses Buches gelten mit Ausnahme des Ersten und Zweiten Titels des Vierten 

Abschnittsund des Fünften Abschnitts auch für die Arbeitsförderung. Die Bundesanstalt Bundes-

agentur für Arbeit gilt im Sinne dieses Buches als Versicherungsträger. Die Vorschriften des 

sechsten Abschnitts gelten auch für die Sozialhilfe. 

 

(3) 

Regelungen in den Sozialleistungsbereichen dieses Gesetzbuches, die in den Absätzen 1 und 2 

genannt sind, bleiben unberührt, soweit sie von den Vorschriften dieses Buches abweichen.  

 

§ 2  
Versicherter Personenkreis 
(1)  

Die Sozialversicherung umfasst Personen, die kraft Gesetzes oder Satzung (Versicherungs-

pflicht) oder auf Grund freiwilligen Beitritts oder freiwilliger Fortsetzung der Versicherung (Versi-

cherungsberechtigung) versichert sind. 

 

(1a)  

Deutsche im Sinne der Vorschriften über die Sozialversicherung und die Arbeitsförderung sind 

Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes. 

 

(2)  

In allen Zweigen der Sozialversicherung sind nach Maßgabe der besonderen Vorschriften für die 

einzelnen Versicherungszweige versichert 

1. Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind, 

2. behinderte Menschen, die in geschützten Einrichtungen beschäftigt werden, 

3. Landwirte,... 
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(4)  

Die Versicherung weiterer Personengruppen in einzelnen Versicherungszweigen ergibt sich aus 

den für sie geltenden besonderen Vorschriften. 

 

§ 10 
Beschäftigungsort für besondere Personengruppen 
(1) 

Für Personen, die ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne 

des Jugendfreiwilligendienstegesetzes leisten, gilt als Beschäftigungsort der Ort, an dem der 

Träger des freiwilligen sozialen Jahres oder des freiwilligen ökologischen Jahres seinen Sitz hat. 

Für Personen, die ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines frei-

willigen sozialen Jahres oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förde-

rung eines freiwilligen ökologischen Jahres leisten, gilt als Beschäftigungsort der Ort, an dem der 

Träger des freiwilligen sozialen Jahres oder des freiwilligen ökologischen Jahres seinen Sitz hat. 

 

§ 14  
Arbeitsentgelt 
(1)  

Arbeitsentgelt sind alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, gleich-

gültig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung oder in 

welcher Form sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung oder im Zu-

sammenhang mit ihr erzielt werden. Arbeitsentgelt sind auch Entgeltteile, die durch Entgeltum-

wandlung nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung für 

betriebliche Altersversorgung in den Durchführungswegen Direktzusage oder Unterstützungs-

kasse verwendet werden. Steuerfreie Aufwandsentschädigungen und die in § 3 Nr. 26 und 26a 

des Einkommensteuergesetzes genannten steuerfreien Einnahmen gelten nicht als Arbeitsent-

gelt. 

 

(2)  

Ist ein Nettoarbeitsentgelt vereinbart, gelten als Arbeitsentgelt die Einnahmen des Beschäftigten 

einschließlich der darauf entfallenden Steuern und der seinem gesetzlichen Anteil entsprechen-

den Beiträge zur Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung. Sind bei illegalen Beschäftigungs-

verhältnissen Steuern und Beiträge zur Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung nicht ge-

zahlt worden, gilt ein Nettoarbeitsentgelt als vereinbart. 

 

(3)  

Bei Verwendung eines Haushaltsschecks (§ 28a Abs. 7) gilt der ausgezahlte Betrag zuzüglich 

der durch Abzug vom Arbeitslohn einbehaltenen Steuern als Arbeitsentgelt. 
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§ 15  
Arbeitseinkommen 
(1)  

Arbeitseinkommen ist der nach den allgemeinen Gewinnermittlungsvorschriften des Einkom-

mensteuerrechts ermittelte Gewinn aus einer selbständigen Tätigkeit. Einkommen ist als Ar-

beitseinkommen zu werten, wenn es als solches nach dem Einkommensteuerrecht zu bewerten 

ist. 

 

(2)  

Bei Landwirten, deren Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft nach § 13a des Einkommensteuer-

gesetzes ermittelt wird, ist als Arbeitseinkommen der sich aus § 32 Abs. 6 des Gesetzes über die 

Alterssicherung der Landwirte ergebende Wert anzusetzen. 

 

§ 16  
Gesamteinkommen 
 

Gesamteinkommen ist die Summe der Einkünfte im Sinne des Einkommensteuerrechts; es um-

fasst insbesondere das Arbeitsentgelt und das Arbeitseinkommen. 

 

§ 20  
Aufbringung der Mittel, Gleitzone 
(1)  

Die Mittel der Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsförderung werden nach Maßgabe der 

besonderen Vorschriften für die einzelnen Versicherungszweige durch Beiträge der Versicherten, 

der Arbeitgeber und Dritter, durch staatliche Zuschüsse und durch sonstige Einnahmen aufge-

bracht. 

 

(2)  

Eine Gleitzone im Sinne dieses Gesetzbuches liegt bei einem Beschäftigungsverhältnis vor, 

wenn das daraus erzielte Arbeitsentgelt zwischen 400,01 Euro und 800,00 Euro im Monat liegt 

und die Grenze von 800,00 Euro im Monat regelmäßig nicht überschreitet; bei mehreren Be-

schäftigungsverhältnissen ist das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maßgebend. 

 

(3)  

Der Arbeitgeber trägt abweichend von den besonderen Vorschriften für Beschäftigte für die ein-

zelnen Versicherungszweige den Gesamtsozialversicherungsbeitrag allein, wenn 

1. Versicherte, die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind, ein Arbeitsentgelt erzielen, 

das auf den Monat bezogen 325 Euro nicht übersteigt, oder 

2. Versicherte ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne 

des Jugendfreiwilligendienstegesetzes leisten. 

Wird infolge einmalig gezahlten Arbeitsentgelts die in Satz 1 genannte Grenze überschritten, 

tragen die Versicherten und die Arbeitgeber den Gesamtsozialversicherungsbeitrag von dem 

diese Grenze übersteigenden Teil des Arbeitsentgelts jeweils zur Hälfte. 
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5.6 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch (SGB V) 
 

Gesetzliche Krankenversicherung, zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 28. Mai 

2008 (BGBl. I S. 874) 

 

§ 5 
Versicherungspflicht 
(1) 

Versicherungspflichtig sind 

1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, die gegen Arbeitsent-

gelt beschäftigt sind, 

2. Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld 

nach dem Dritten Buch beziehen oder nur deshalb nicht beziehen, weil der Anspruch ab 

Beginn des zweiten Monats bis zur zwölften Woche einer Sperrzeit (§ 144 des Dritten 

Buches) oder ab Beginn des zweiten Monats wegen einer Urlaubsabgeltung (§ 143 Abs. 

2 des Dritten Buches) ruht; dies gilt auch, wenn die Entscheidung, die zum Bezug der 

Leistung geführt hat, rückwirkend aufgehoben oder die Leistung zurückgefordert oder zu-

rückgezahlt worden ist, 

 2a. Personen, in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch beziehen,  

  soweit sie nicht familienversichert sind, es sei denn, dass diese Leistung nur darlehens- 

  weise gewährt wird oder nur Leistungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 des Zweiten Buches  

  bezogen werden; dies gilt auch, wenn die Entscheidung, die zum Bezug der Leistung  

  geführt hat, rückwirkend aufgehoben oder die Leistung zurückgefordert oder zurückge- 

  zahlt worden ist, 

3. Landwirte, ihre mitarbeitenden Familienangehörigen und Altenteiler nach näherer Be-

stimmung des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte, 

4. Künstler und Publizisten nach näherer Bestimmung des Künstlersozialversicherungsge-

setzes, 

5. Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt werden 

sollen, 

6. Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Abklärungen der be-

ruflichen Eignung oder Arbeitserprobung, es sei denn, die Maßnahmen werden nach den 

Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes erbracht, 

7. behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen oder in 

Blindenwerkstätten im Sinne des § 143 des Neunten Buches oder für diese Einrichtun-

gen in Heimarbeit tätig sind, 

8. behinderte Menschen, die in Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrichtungen in ge-

wisser Regelmäßigkeit eine Leistung erbringen, die einem Fünftel der Leistung eines voll 

erwerbsfähigen Beschäftigten in gleichartiger Beschäftigung entspricht; hierzu zählen 

auch Dienstleistungen für den Träger der Einrichtung, 

9. Studenten, die an staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen eingeschrieben 

sind, unabhängig davon, ob sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
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haben, wenn für sie auf Grund über oder zwischenstaatlichen Rechts kein Anspruch auf 

Sachleistungen besteht, bis zum Abschluss des vierzehnten Fachsemesters, längstens 

bis zur Vollendung des dreißigsten Lebensjahres; Studenten nach Abschluss des vier-

zehnten Fachsemesters oder nach Vollendung des dreißigsten Lebensjahres sind nur 

versicherungspflichtig, wenn die Art der Ausbildung oder familiäre sowie persönliche 

Gründe, insbesondere der Erwerb der Zugangsvoraussetzungen in einer Ausbildungs-

stätte des Zweiten Bildungswegs, die Überschreitung der Altersgrenze oder eine längere 

Fachstudienzeit rechtfertigen, 

10. Personen, die eine in Studien- oder Prüfungsordnungen vorgeschriebene berufsprakti-

sche Tätigkeit ohne Arbeitsentgelt verrichten, sowie zu ihrer Berufsausbildung ohne Ar-

beitsentgelt Beschäftigte; Auszubildende des Zweiten Bildungswegs, die sich in einem 

förderungsfähigen Teil eines Ausbildungsabschnitts nach dem Bundesausbildungsförde-

rungsgesetz befinden, sind Praktikanten gleichgestellt, 

11. Personen, die die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine Rente aus der gesetzli-

chen Rentenversicherung erfüllen und diese Rente beantragt haben, wenn sie seit der 

erstmaligen Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bis zur Stellung des Rentenantrags min-

destens neuen Zehntel der zweiten Hälfte des Zeitraums auf Grund einer Pflichtversiche-

rung nach § 10 versichert waren, 

 11a. Personen, die eine selbständige künstlerische oder publizistische Tätigkeit vor dem 1.  

  Januar  1983 aufgenommen haben, die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine  

  Rente aus der Rentenversicherung erfüllen und diese Rente beantragt haben, wenn sie  

 mindestens neun Zehntel des Zeitraums zwischen dem 1. Januar 1985 und der Stellung  

 des Rentenantrags nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz in der gesetzlichen  

  Krankenversicherung versichert waren; für Personen; die am 3. Oktober 1990 ihren  

  Wohnsitz im Beitrittsgebiet hatten, ist anstelle des 1. Januar 1985 der 1. Januar 1992  

  maßgebend. 

12. Personen, die die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine Rente aus der gesetzli-

chen Rentenversicherung erfüllen und diese Rente beantragt haben, wenn sie zu den in 

§ 1 oder § 17a des Fremdrentengesetzes oder zu den in § 20 des Gesetzes zur Wieder-

gutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung genannten Per-

sonen gehören und ihren Wohnsitz innerhalb der letzten 10 Jahre vor der Stellung des 

Rentenantrags in das Inland verlegt haben, 

13. Personen, die keinen anderweitigen Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall haben 

und 

 zuletzt gesetzlich krankenversichert waren oder 

 bisher nicht gesetzlich oder privat krankenversichert waren, es sei denn, dass 

sie zu den in Absatz 5 oder den in § 6 Abs. 1 oder 2 genannten Personen gehö-

ren oder bei Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit im Inland gehört hätten. 
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§ 7 
Versicherungsfreiheit bei geringfügiger Beschäftigung 
(1)  

Wer eine geringfügige Beschäftigung nach §§ 8, 8a des Vierten Buches ausübt, ist in dieser Be-

schäftigung versicherungsfrei; dies gilt nicht für eine Beschäftigung 

1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, 

2. nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz. 

§ 8 Abs. 2 des Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Zusammenrechnung 

mit einer nicht geringfügigen Beschäftigung nur erfolgt, wenn diese Versicherungspflicht begrün-

det. 

 

§ 10 
Familienversicherung 
(1) 

Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern, sowie die Kinder 

von familienversicherten Kindern, wenn diese Familienangehörigen 

1. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben 

2. nicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3 bis 8, 11 oder 12 oder nicht freiwillig versichert sind... 

 

(2) 

Kinder sind versichert 

1. bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres, 

2. bis zur Vollendung des dreiundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie nicht erwerbstätig 

sind, 

3. bis zur Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie sich in Schul- oder 

Berufsausbildung befinden oder ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des Jugendfreiwil-

ligendienstegesetzes,  des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres 

oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines frei-

willigen ökologischen Jahres leisten; wird die Schul- oder Berufsausbildung durch Erfül-

lung einer gesetzlichen Dienstpflicht des Kindes unterbrochen oder verzögert, besteht 

die Versicherung auch für einen der Dauer dieses Dienstes entsprechenden Zeitraum 

über das fünfundzwanzigste Lebensjahr hinaus, (Anmerkung der Red. zu § 10 Abs. 3: 

Die Voraussetzungen der Familienversicherung gelten nicht, wenn die Helfer/innen Frei-

willigen Taschengeld und/oder Sachbezüge erhalten.) 

4. ohne Altersgrenze, wenn sie als behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten 

Buches) außerstande sind, sich selbst zu unterhalten; Voraussetzung ist, dass die Be-

hinderung zu einem Zeitpunkt vorlag, in dem das Kind nach Nummer 1, 2 oder 3 versi-

chert war. 
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5.7 Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGB XI) 
 

Soziale Pflegeversicherung, zuletzt geändert durch Artikel 1 u. 2 des Gesetzes vom 28. Mai 2008 

(BGBl. I S. 874) 

 

§ 20 
Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung für Mitglieder der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
(1) 

Versicherungspflichtig in der sozialen Pflegeversicherung sind die versicherungspflichtigen Mit-

glieder der gesetzlichen Krankenversicherung. Dies sind: 

1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, die gegen Arbeitsent-

gelt beschäftigt sind ... 

 

§ 25 
Familienversicherung 
(1) 

Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern sowie die Kinder 

von familienversicherten Kindern, wenn diese Familienangehörigen 

1. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, 

2. nicht nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 bis 8 oder 11 oder nach § 20 Abs. 3 versicherungspflichtig 

sind, nicht nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 bis 8 oder 11 oder nach § 20 Abs. 3 versicherungs-

pflichtig sind, 

o (2) Kinder sind versichert: ... 

3. bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, wenn sie sich in Schul- oder Berufsausbildung 

befinden oder ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sin-

ne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes leisten; wird die Schul- oder Berufsausbildung 

durch Erfüllung einer gesetzlichen Dienstpflicht des Kindes unterbrochen oder verzögert, 

besteht die Versicherung auch für einen der Dauer dieses Dienstes entsprechenden Zeit-

raum über das 25. Lebensjahr hinaus... 

(Anmerkung der Red. zu § 25 Abs. 2 Nr. 3: Die Voraussetzungen der Familienversicherung gel-

ten nicht, wenn die Freiwilligen Taschengeld und / oder Sachbezüge erhalten.) 
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5.8 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) 
 

Gesetzliche Rentenversicherung, zuletzt geändert durch Artikel 2b des Gesetzes vom 24. Sep-

tember 2008 (BGBl. I S. 1856) 

 

§ 1 
Beschäftigte 
 

Versicherungspflichtig sind 

1. Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind ... 

 

§ 5 
Versicherungsfreiheit 
(2) 

Versicherungsfrei sind Personen, die 

1. eine geringfügige Beschäftigung (§ 8 Abs. 1, § 8a Viertes Buch), 

2. eine geringfügige selbständige Tätigkeit (§ 8 Abs. 3, § 8a Viertes Buch) oder 

3. eine geringfügige nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit  

ausüben, in dieser Beschäftigung, selbständigen Tätigkeit oder Pflegetätigkeit; § 8 Abs. 2 Viertes 

Buch ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Zusammenrechnung mit einer nicht geringfü-

gigen Beschäftigung oder nicht geringfügigen selbständigen Tätigkeit nur erfolgt, wenn diese 

versicherungspflichtig ist. Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 

und § 8a des Vierten Buches, die durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber auf die 

Versicherungsfreiheit verzichten; der Verzicht kann nur mit Wirkung für die Zukunft und bei meh-

reren geringfügigen Beschäftigungen nur einheitlich erklärt werden und ist für die Dauer der Be-

schäftigungen bindend. Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt nicht für Personen, die im Rahmen betrieblicher 

Berufsbildung, nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz Gesetz zur Förderung eines freiwilligen 

sozialen Jahres, nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres oder 

nach § 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 beschäftigt sind oder von der Möglichkeit einer stufenweisen Wieder-

aufnahme einer nicht geringfügigen Tätigkeit (§ 74 Fünftes Buch) Gebrauch machen oder nach § 

2 Satz 1 Nr. 10 versicherungspflichtig sind oder nach § 2 Satz 1 Nr. 10 versicherungspflichtig 

sind. Eine nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit ist geringfügig, wenn die Beitragsbemessungs-

grundlage für die Pflegetätigkeit (§ 166 Abs. 2) auf den Monat bezogen 400 Euro nicht übersteigt; 

mehrere nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeiten sind zusammenzurechnen. (Anmerkung der Red. 

zu § 5 Abs. 2: Die Voraussetzungen der Familienversicherung gelten nicht, wenn die Freiwilligen 

Taschengeld und / oder Sachbezüge erhalten.) 

 

§ 48 
Waisenrente 
(1) 

Kinder haben nach dem Tod eines Elternteils Anspruch auf Halbwaisenrente, wenn 
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1. sie noch einen Elternteil haben, der unbeschadet der wirtschaftlichen Verhältnisse unter-

haltspflichtig ist, und 

2. der verstorbene Elternteil die allgemeine Wartezeit erfüllt hat. 

 

(2) 

Kinder haben nach dem Tod eines Elternteils Anspruch auf Vollwaisenrente, wenn 

 

1. sie einen Elternteil nicht mehr haben, der unbeschadet der wirtschaftlichen Verhältnisse 

unterhaltspflichtig war, und 

2. der verstorbene Elternteil die allgemeine Wartezeit erfüllt hat. 

 

(3) 

Als Kinder werden auch berücksichtigt: 

 

1. Stiefkinder und Pflegekinder (§ 56 Abs. 2 Nr. 1 und 2 Erstes Buch), die in den Haushalt 

des Verstorbenen aufgenommen waren, 

2. Enkel und Geschwister, die in den Haushalt des Verstorbenen aufgenommen waren oder 

von ihm überwiegend unterhalten wurden. 

(4) 

Der Anspruch auf Halb- oder Vollwaisenrente besteht längstens 

1. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres oder 

2. bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, wenn die Waise 

a) sich in Schulausbildung oder Berufsausbildung befindet oder 

b) sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Kalendermonaten befindet, die zwi-

schen zwei Ausbildungsabschnitten oder zwischen einem Ausbildungsabschnitt und der 

Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes oder der Ableistung eines freiwilli-

gen Dienstes im Sinne des Buchstabens c liegt, oder 

c) ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Ju-

gendfreiwilligendienstegesetzes leistet oder 

d) wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst 

zu unterhalten. 

Eine Schulausbildung oder Berufsausbildung im Sinne des Satzes 1 liegt nur vor, wenn die Aus-

bildung einen tatsächlichen zeitlichen Aufwand von wöchentlich mehr als 20 Stunden erfordert. 

Der tatsächliche zeitliche Aufwand ist ohne Bedeutung für Zeiten, in denen das Ausbildungsver-

hältnis trotz einer Erkrankung fortbesteht und damit gerechnet werden kann, dass die Ausbildung 

fortgesetzt wird. Das gilt auch für die Dauer der Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz. 

 

(5) 

In den Fällen des Absatzes 4 Nr. 2 Buchstabe a erhöht sich die für den Anspruch auf Waisenren-

te maßgebende Altersbegrenzung bei Unterbrechung oder Verzögerung der Schulausbildung 

oder Berufsausbildung durch den gesetzlichen Wehrdienst, Zivildienst oder einen gleichgestellten 

Dienst um die Zeit dieser Dienstleistung, höchstens um einen der Dauer des gesetzlichen Grund-

wehrdienstes oder Zivildienstes entsprechenden Zeitraum. Die Ableistung eines freiwilligen so-
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zialen oder ökologischen Jahres im Sinne von Absatz 4 Nr. 2 Buchstabe c ist kein gleichgestellter 

Dienst im Sinne von Satz 1. 

 

(6) 

Der Anspruch auf Waisenrente endet nicht dadurch, dass die Waise als Kind angenommen wird. 
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5.9 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) 
 

Gesetzliche Unfallversicherung, vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254, zuletzt geändert durch § 

62 Abs. 19 des Gesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) 

 

§ 67  
Voraussetzungen der Waisenrente 
(1)  

Kinder von verstorbenen Versicherten erhalten eine 

1. Halbwaisenrente, wenn sie noch einen Elternteil haben, 

2. Vollwaisenrente, wenn sie keine Eltern mehr haben. 

 

(2)  

Als Kinder werden auch berücksichtigt 

1. Stiefkinder und Pflegekinder (§ 56 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Ersten Buches), die in den 

Haushalt der Versicherten aufgenommen waren, 

2. Enkel und Geschwister, die in den Haushalt der Versicherten aufgenommen waren oder 

von ihnen überwiegend unterhalten wurden. 

 

(3)  

Halb- oder Vollwaisenrente wird gezahlt 

1. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, 

2. bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, wenn die Waise 

a) sich in Schulausbildung oder Berufsausbildung befindet oder 

b) sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Kalendermonaten befindet, die zwischen zwei 

 Ausbildungsabschnitten oder zwischen einem Ausbildungsabschnitt und der Ableistung des 

 gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes oder der Ableistung eines freiwilligen Dienstes im Sinne 

 des Buchstabens c liegt, oder 

c) ein freiwilliges soziales oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Jugendfreiwilli-

 gendienstegesetzes leistet oder 

d) wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu 

 unterhalten. 

Eine Schulausbildung oder Berufsausbildung im Sinne des Satzes 1 liegt nur vor, wenn die Aus-

bildung einen tatsächlichen zeitlichen Aufwand von wöchentlich mehr als 20 Stunden erfordert. 

Der tatsächliche zeitliche Aufwand ist ohne Bedeutung für Zeiten, in denen das Ausbildungsver-

hältnis trotz einer Erkrankung fortbesteht und damit gerechnet werden kann, dass die Ausbildung 

fortgesetzt wird. Das gilt auch für die Dauer der Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz. 

 

(4)  

In den Fällen des Absatzes 3 Nr. 2 Buchstabe a erhöht sich die maßgebende Altersgrenze bei 

Unterbrechung oder Verzögerung der Schulausbildung oder Berufsausbildung durch den gesetz-

lichen Wehrdienst, Zivildienst oder einen gleichgestellten Dienst um die Zeit dieser Dienstleis-

tung, höchstens um einen der Dauer des gesetzlichen Grundwehrdienstes oder Zivildienstes  
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entsprechenden Zeitraum. Die Ableistung eines freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres im 

Sinne von Absatz 3 Nr. 2 Buchstabe c ist kein gleichgestellter Dienst im Sinne von Satz 1. 

 

(5)  

Der Anspruch auf Waisenrente endet nicht dadurch, dass die Waise als Kind angenommen wird. 

 
§ 68  
Höhe der Waisenrente 
(1)  

Die Rente beträgt 

1. 20 vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes für eine Halbwaise, 

2. 30 vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes für eine Vollwaise. 

 

(2)  

Einkommen (§§ 18a bis 18e des Vierten Buches) einer über 18 Jahre alten Waise, das mit der 

Waisenrente zusammentrifft, wird auf die Waisenrente angerechnet. Anrechenbar ist das Ein-

kommen, das das 17,6fache des aktuellen Rentenwerts in der gesetzlichen Rentenversicherung 

übersteigt. Das nicht anrechenbare Einkommen erhöht sich um das 5,6fache des aktuellen Ren-

tenwerts für jedes waisenrentenberechtigte Kind der Berechtigten. Von dem danach verbleiben-

den anrechenbaren Einkommen werden 40 vom Hundert angerechnet. 

 

(3)  

Liegen bei einem Kind die Voraussetzungen für mehrere Waisenrenten aus der Unfallversiche-

rung vor, wird nur die höchste Rente gezahlt und bei Renten gleicher Höhe diejenige, die wegen 

des frühesten Versicherungsfalls zu zahlen ist. 

 

§ 82  
Regelberechnung 
(1)  

Der Jahresarbeitsverdienst ist der Gesamtbetrag der Arbeitsentgelte (§ 14 des Vierten Buches) 

und Arbeitseinkommen (§ 15 des Vierten Buches) des Versicherten in den zwölf Kalendermona-

ten vor dem Monat, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist. 

Zum Arbeitsentgelt nach Satz 1 gehört auch das Arbeitsentgelt, auf das ein nach den zwölf Ka-

lendermonaten abgeschlossener Tarifvertrag dem Versicherten rückwirkend einen Anspruch 

einräumt. 

 

(2)  

Für Zeiten, in denen der Versicherte in dem in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum kein Arbeits-

entgelt oder Arbeitseinkommen bezogen hat, wird das Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen 

zugrunde gelegt, das seinem durchschnittlichen Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen in den mit 

Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen belegten Zeiten dieses Zeitraums entspricht. Erleidet je-

mand, der als Soldat auf Zeit, als Wehr- oder Zivildienstleistender oder als Entwicklungshelfer, 

beim besonderen Einsatz des Zivilschutzes oder beim Ableisten eines freiwilligen sozialen oder 
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ökologischen Jahres tätig wird, einen Versicherungsfall, wird als Jahresarbeitsverdienst das Ar-

beitsentgelt oder Arbeitseinkommen zugrunde gelegt, das er durch eine Tätigkeit erzielt hätte, die 

der letzten Tätigkeit vor den genannten Zeiten entspricht, wenn es für ihn günstiger ist. Ereignet 

sich der Versicherungsfall innerhalb eines Jahres seit Beendigung einer Berufsausbildung, bleibt 

das während der Berufsausbildung erzielte Arbeitsentgelt außer Betracht, wenn es für den Versi-

cherten günstiger ist. 

 

(3)  

Arbeitsentgelt und Ausbildungsbeihilfe nach den §§ 43 und 44 des Strafvollzugsgesetzes gelten 

nicht als Arbeitsentgelt im Sinne der Absätze 1 und 2. 

 

(4)  

Erleidet jemand, dem sonst Unfallfürsorge nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsät-

zen gewährleistet ist, einen Versicherungsfall, für den ihm Unfallfürsorge nicht zusteht, gilt als 

Jahresarbeitsverdienst der Jahresbetrag der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge, die der Berech-

nung eines Unfallruhegehalts zugrunde zu legen wären. Für Berufssoldaten gilt dies entspre-

chend. 
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5.10 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) 
 

Arbeitsförderung, zuletzt geändert durch Artikel 1 u. 3 des Gesetzes vom 26. August 2008 (BGBl. 

I S. 1728) 

 

§ 25 
Beschäftigte 
(1) 

Versicherungspflichtig sind Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung 

beschäftigt (versicherungspflichtige Beschäftigung) sind. Auszubildende, die im Rahmen eines 

Berufsausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz in einer außerbetrieblichen Einrich-

tung ausgebildet werden, stehen den Beschäftigten zur Berufsausbildung im Sinne des Satzes 1 

gleich. 

 

§ 27  
Versicherungsfreie Beschäftigte 
 

(2)  

Versicherungsfrei sind Personen in einer geringfügigen Beschäftigung; abweichend von § 8 Abs. 

2 Satz 1 des Vierten Buches werden geringfügige Beschäftigungen und nicht geringfügige Be-

schäftigungen nicht zusammengerechnet. Versicherungsfreiheit besteht nicht für Personen, die 

1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz, 

2. wegen eines Arbeitsausfalls mit Entgeltausfall im Sinne der Vorschriften über das Kurzarbei-

 tergeld oder 

3. wegen stufenweiser Wiedereingliederung in das Erwerbsleben (§ 74 Fünftes Buch, § 28 

 Neuntes Buch) oder aus einem sonstigen der in § 126 Abs. 1 genannten Gründe nur gering-

 fügig beschäftigt sind. 

 

§ 130  
Bemessungszeitraum und Bemessungsrahmen 
(1)  

Der Bemessungszeitraum umfasst die beim Ausscheiden des Arbeitslosen aus dem jeweiligen 

Beschäftigungsverhältnis abgerechneten Entgeltabrechnungszeiträume der versicherungspflich-

tigen Beschäftigungen im Bemessungsrahmen. Der Bemessungsrahmen umfasst ein Jahr; er 

endet mit dem letzten Tag des letzten Versicherungspflichtverhältnisses vor der Entstehung des 

Anspruchs. 

 

(2)  

Bei der Ermittlung des Bemessungszeitraums bleiben außer Betracht 

1. 1.Zeiten einer Beschäftigung, neben der Übergangsgeld wegen einer Leistung zur Teil-

habe am Arbeitsleben, Teilübergangsgeld oder Teilarbeitslosengeld geleistet worden ist, 
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2. Zeiten einer Beschäftigung als Freiwillige oder Freiwilliger im Sinne des Jugendfreiwilli-

gendienstegesetzes, wenn sich die beitragspflichtige Einnahme nach § 344 Abs. 2 be-

stimmt, 

3. Zeiten, in denen der Arbeitslose Elterngeld bezogen oder Erziehungsgeld bezogen oder 

nur wegen der Berücksichtigung von Einkommen nicht bezogen hat oder ein Kind unter 

drei Jahren betreut und erzogen hat, wenn wegen der Betreuung und Erziehung des 

Kindes das Arbeitsentgelt oder die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit gemindert 

war, 

4. Zeiten, in denen der Arbeitslose eine Pflegezeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Pflegezeitge-

setzes in Anspruch genommen hat, wenn wegen der Pflege das Arbeitsentgelt oder die 

durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit gemindert war, 

5. Zeiten, in denen die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit auf Grund 

einer Teilzeitvereinbarung nicht nur vorübergehend auf weniger als 80 Prozent der 

durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit einer vergleichbaren Vollzeitbeschäftigung, 

mindestens um fünf Stunden wöchentlich, vermindert war, wenn der Arbeitslose Be-

schäftigungen mit einer höheren Arbeitszeit innerhalb der letzten dreieinhalb Jahre vor 

der Entstehung des Anspruchs während eines sechs Monate umfassenden zusammen-

hängenden Zeitraums ausgeübt hat. 

Satz 1 Nr. 4 gilt nicht in Fällen einer Teilzeitvereinbarung nach dem Altersteilzeitgesetz, es sei 

denn, das Beschäftigungsverhältnis ist wegen Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers beendet 

worden. 

 

(3)  

Der Bemessungsrahmen wird auf zwei Jahre erweitert, wenn  

1. der Bemessungszeitraum weniger als 150 Tage mit Anspruch auf Arbeitsentgelt enthält 

oder 

2. es mit Rücksicht auf das Bemessungsentgelt im erweiterten Bemessungsrahmen unbillig 

hart wäre, von dem Bemessungsentgelt im Bemessungszeitraum auszugehen. 

Satz 1 Nr. 2 ist nur anzuwenden, wenn der Arbeitslose dies verlangt und die zur Bemessung 

erforderlichen Unterlagen vorlegt. 

 

§ 131  
Bemessungsentgelt 
(1)  

Bemessungsentgelt ist das durchschnittlich auf den Tag entfallende beitragspflichtige Arbeitsent-

gelt, das der Arbeitslose im Bemessungszeitraum erzielt hat. Arbeitsentgelte, auf die der Arbeits-

lose beim Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis Anspruch hatte, gelten als erzielt, 

wenn sie zugeflossen oder nur wegen Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers nicht zugeflossen 

sind. 

 

(2)  

Außer Betracht bleiben Arbeitsentgelte, 
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1. die der Arbeitslose wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses erhält oder die im 

Hinblick auf die Arbeitslosigkeit vereinbart worden sind, 

2. die als Wertguthaben nach § 7 Abs. 1a des Vierten Buches nicht gemäß einer Vereinba-

rung über flexible Arbeitszeitregelungen verwendet werden (§ 23b Abs. 2 bis 3 des Vier-

ten Buches). 

 

(3)  

Als Arbeitsentgelt ist zugrunde zu legen 

1. für Zeiten, in denen der Arbeitslose Kurzarbeitergeld oder eine vertraglich vereinbarte 

Leistung zur Vermeidung der Inanspruchnahme von Saison-Kurzarbeitergeld bezogen 

hat, das Arbeitsentgelt, das der Arbeitslose ohne den Arbeitsausfall und ohne Mehrarbeit 

erzielt hätte, 

2. für Zeiten einer Vereinbarung nach § 7 Abs. 1a des Vierten Buches das Arbeitsentgelt, 

das der Arbeitslose für die geleistete Arbeitszeit ohne eine Vereinbarung nach § 7 Abs. 

1a des Vierten Buches erzielt hätte; für Zeiten einer Freistellung das erzielte Arbeitsent-

gelt. 

 

(4)  

Hat der Arbeitslose innerhalb der letzten zwei Jahre vor der Entstehung des Anspruchs Arbeits-

losengeld bezogen, ist Bemessungsentgelt mindestens das Entgelt, nach dem das Arbeitslosen-

geld zuletzt bemessen worden ist. 

 

(5)  

Ist der Arbeitslose nicht mehr bereit oder in der Lage, die im Bemessungszeitraum durchschnitt-

lich auf die Woche entfallende Zahl von Arbeitsstunden zu leisten, vermindert sich das Bemes-

sungsentgelt für die Zeit der Einschränkung entsprechend dem Verhältnis der Zahl der durch-

schnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitsstunden, die der Arbeitslose künftig leisten will 

oder kann, zu der Zahl der durchschnittlich auf die Woche entfallenden Arbeitsstunden im Be-

messungszeitraum. Einschränkungen des Leistungsvermögens bleiben unberücksichtigt, wenn 

Arbeitslosengeld nach § 125 geleistet wird. Bestimmt sich das Bemessungsentgelt nach § 132, 

ist insoweit die tarifliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit maßgebend, die bei Entstehung 

des Anspruchs für Angestellte im öffentlichen Dienst des Bundes gilt. 

 

§ 344 
Sonderregelungen für beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 
(2) 

Für Personen, die unmittelbar nach einem Versicherungspflichtverhältnis ein freiwilliges soziales 

Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes leisten, gilt als beitragspflichtige Einnahme 

ein Arbeitsentgelt in Höhe der monatlichen Bezugsgröße. Dies gilt auch, wenn der Jugendfreiwil-

ligendienst nach einer Unterbrechung, die sechs Monate nicht überschreitet, fortgesetzt wird. 
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5.11 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von  
 Infektionskrankheiten beim Menschen  
 (Infektionsschutzgesetz – IfSG) 
 

vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. De-

zember 2007 (BGBl. I S. 2904) 

 

§ 1 
Zweck des Gesetzes 
(1) 

Zweck des Gesetzes ist es, übertragbaren Krankheiten beim Menschen vorzubeugen, Infektio-

nen frühzeitig zu erkennen und ihre Weiterverbreitung zu verhindern. 

 

(2) 

Die hierfür notwendige Mitwirkung und Zusammenarbeit von Behörden des Bundes, der Länder 

und der Kommunen, Ärzten, Tierärzten, Krankenhäusern, wissenschaftlichen Einrichtungen so-

wie sonstigen Beteiligten soll entsprechend dem jeweiligen Stand der medizinischen und epide-

miologischen Wissenschaft 

und Technik gestaltet und unterstützt werden. Die Eigenverantwortung der Träger und Leiter von 

Gemeinschaftseinrichtungen, Lebensmittelbetrieben, Gesundheitseinrichtungen sowie des Ein-

zelnen bei der Prävention übertragbarer Krankheiten soll verdeutlicht und gefördert werden. 

 

§ 3 
Prävention durch Aufklärung 
Die Information und Aufklärung der Allgemeinheit über die Gefahren übertragbarer Krankheiten 

und die Möglichkeiten zu deren Verhütung sind eine öffentliche Aufgabe. Insbesondere haben 

die nach Landesrecht zuständigen Stellen über Möglichkeiten des allgemeinen und individuellen 

Infektionsschutzes sowie über Beratungs-, Betreuungs- und Versorgungsangebote zu informie-

ren. 

 

§ 31 
Berufliches Tätigkeitsverbot 
Die zuständige Behörde kann Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und 

Ausscheidern die Ausübung bestimmter beruflicher Tätigkeiten ganz oder teilweise untersagen. 

Satz 1 gilt auch für sonstige Personen, die Krankheitserreger so in oder an sich tragen, dass im 

Einzelfall die Gefahr einer Weiterverbreitung besteht. 
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§ 42 
Tätigkeits- und Beschäftigungsverbote 
(1) 

Personen, die 

1) an Typhus abdominalis, Paratyphus, Cholera, Shigellenruhr, Salmonellose, einer anderen 

infektiösen Gastroenteritis oder Virushepatitis A oder E erkrankt oder dessen verdächtig sind, 

2) an infizierten Wunden oder an Hautkrankheiten erkrankt sind, bei denen die Möglichkeit be-

steht, dass deren Krankheitserreger über Lebensmittel übertragen werden können, 

3) die Krankheitserreger Shigellen, Salmonellen, enterohämorrhagische Escherichia coli oder 

Choleravibrionen ausscheiden, dürfen nicht tätig sein oder beschäftigt werden 

a) beim Herstellen, Behandeln oder Inverkehrbringen der in Absatz 2 genannten Le-

bensmittel, wenn sie dabei mit diesen in Berührung kommen, oder 

b) in Küchen von Gaststätten und sonstigen Einrichtungen mit oder zur Gemeinschafts-

verpflegung. 

Satz 1 gilt entsprechend für Personen, die mit Bedarfsgegenständen, die für die dort genannten 

Tätigkeiten verwendet werden, so in Berührung kommen, dass eine Übertragung von Krank-

heitserregern auf die Lebensmittel im Sinne des Absatzes 2 zu befürchten ist. Die Sätze 1 und 2 

gelten nicht für den privaten hauswirtschaftlichen Bereich. 

 

(2) 

Lebensmittel im Sinne des Absatzes 1 sind 

1. Fleisch, Geflügelfleisch und Erzeugnisse daraus 

2. Milch und Erzeugnisse auf Milchbasis 

3. Fische, Krebse oder Weichtiere und Erzeugnisse daraus 

4. Eiprodukte 

5. Säuglings- und Kleinkindernahrung 

6. Speiseeis und Speiseeishalberzeugnisse 

7. Backwaren mit nicht durchgebackener oder durcherhitzter Füllung oder Auflage 

8. Feinkost-, Rohkost- und Kartoffelsalate, Marinaden, Mayonnaisen, andere emulgierte 

Soßen, Nahrungshefen. 

 

(3) 

Personen, die in amtlicher Eigenschaft, auch im Rahmen ihrer Ausbildung, mit den in Absatz 2 

bezeichneten Lebensmitteln oder mit Bedarfsgegenständen im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 in 

Berührung kommen, dürfen ihre Tätigkeit nicht ausüben, wenn sie an einer der in Absatz 1 Nr. 1 

genannten Krankheiten erkrankt oder dessen verdächtig sind, an einer der in Absatz 1 Nr. 2 ge-

nannten Krankheiten erkrankt sind oder die in Absatz 1 Nr. 3 genannten Krankheitserreger aus-

scheiden. 

 

(4) 

Das Gesundheitsamt kann Ausnahmen von den Verboten nach dieser Vorschrift zulassen, wenn 

Maßnahmen durchgeführt werden, mit denen eine Übertragung der aufgeführten Erkrankungen 

und Krankheitserreger verhütet werden kann. 
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(5) 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-

mung des Bundesrates den Kreis der in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Krankheiten, der in Ab-

satz 1 Nr. 3 genannten Krankheitserreger und der in Absatz 2 genannten Lebensmittel einzu-

schränken, wenn epidemiologische Erkenntnisse dies zulassen, oder zu erweitern, wenn dies 

zum Schutz der menschlichen Gesundheit vor einer Gefährdung durch Krankheitserreger erfor-

derlich ist. In dringenden Fällen kann zum Schutz der Bevölkerung die Rechtsverordnung ohne 

Zustimmung des Bundesrates erlassen werden. Eine auf der Grundlage des Satzes 2 erlassene 

Verordnung tritt ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft; ihre Geltungsdauer kann mit Zu-

stimmung des Bundesrates verlängert werden.  

 

§ 43 
Belehrung, Bescheinigung des Gesundheitsamtes 
(1) 

Personen dürfen gewerbsmäßig die in § 42 Abs. 1 bezeichneten Tätigkeiten erstmalig nur dann 

ausüben und mit diesen Tätigkeiten erstmalig nur dann beschäftigt werden, wenn durch eine 

nicht mehr als drei Monate alte Bescheinigung des Gesundheitsamtes oder eines vom Gesund-

heitsamt beauftragten Arztes nachgewiesen ist, dass sie  

1. über die in § 42 Abs. 1 genannten Tätigkeitsverboten und über die Verpflichtungen nach 

den Absätzen 2, 4 und 5 in mündlicher und schriftlicher Form vom Gesundheitsamt oder 

von einem durch das Gesundheitsamt beauftragten Arzt belehrt wurden und 

2. nach der Belehrung im Sinne der Nummer 1 schriftlich erklärt haben, dass ihnen keine 

Tatsachen für ein Tätigkeitsverbot bei ihnen bekannt sind.  

Liegen Anhaltspunkte vor, dass bei einer Person Hinderungsgründe nach § 42 Abs. 1 bestehen, 

so darf die Bescheinigung erst ausgestellt werden, wenn durch ein ärztliches Zeugnis nachge-

wiesen ist, dass Hinderungsgründe nicht oder nicht mehr bestehen. 

 

(2) 

Treten bei Personen nach Aufnahme ihrer Tätigkeit Hinderungsgründe nach § 42 Abs. 1 auf, sind 

sie verpflichtet, dies ihrem Arbeitgeber oder Dienstherrn unverzüglich mitzuteilen. 

 

(3) 

Werden dem Arbeitgeber oder Dienstherrn Anhaltspunkte oder Tatsachen bekannt, die ein Tätig-

keitsverbot nach § 42 Abs. 1 begründen, so hat dieser unverzüglich die zur Verhinderung der 

Weiterverbreitung der Krankheitserreger erforderlichen Maßnahmen einzuleiten. 

 

(4) 

Der Arbeitgeber hat Personen, die eine der in § 42 Abs. 1 Satz 1 oder 2 genannten Tätigkeiten 

ausüben, nach Aufnahme ihrer Tätigkeit und im Weiteren jährlich über die in § 42 Abs. 1 genann-

ten Tätigkeitsverbote und über die Verpflichtung nach Absatz 2 zu belehren. Die Teilnahme an 

der Belehrung ist zu dokumentieren. 
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Die Sätze 1 und 2 finden für Dienstherren entsprechende Anwendung. 

 

(5) 

Die Bescheinigung nach Absatz 1 und die letzte Dokumentation der Belehrung nach Absatz 4 

sind beim Arbeitgeber aufzubewahren. Der Arbeitgeber hat die Nachweise nach Satz 1 und, 

sofern er eine in § 42 Abs. 1 bezeichnete Tätigkeit selbst ausübt, die ihn betreffende Bescheini-

gung nach Absatz 1 Satz 1 an der Betriebsstätte verfügbar zu halten und der zuständigen Be-

hörde und ihren Beauftragten auf Verlangen vorzulegen. Bei Tätigkeiten an wechselnden Stand-

orten genügt die Vorlage einer beglaubigten Abschrift oder einer beglaubigten Kopie. 

 

(6) 

Im Falle der Geschäftsunfähigkeit oder der beschränkten Geschäftsfähigkeit treffen die Verpflich-

tungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Absatz 2 denjenigen, dem die Sorge für die Person zu-

steht. Die gleiche Verpflichtung trifft auch den Betreuer, soweit die Sorge für die Person zu sei-

nem Aufgabenkreis gehört. Die den Arbeitgeber oder Dienstherrn betreffenden Verpflichtungen 

nach dieser Vorschrift gelten entsprechend für Personen, die die in § 42 Abs. 1 genannten Tätig-

keiten selbständig ausüben. 

 

(7) 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-

mung des Bundesrates Untersuchungen und weitergehende Anforderungen vorzuschreiben oder 

Anforderungen einzuschränken, wenn Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft dies erfor-

dern. 
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5.12 Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend  
 (Jugendarbeitsschutzgesetz – JArbSchG) 
 

vom 12. April 1976 zuletzt geändert am 31. Oktober 2006 (BGBl. I S.2407) 

 

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 
Geltungsbereich 
(1) 

Dieses Gesetz gilt für die Beschäftigung von Personen, die noch nicht 18 Jahre alt sind, 

1. in der Berufsausbildung, 

2. als Arbeitnehmer oder Heimarbeiter, 

3. mit sonstigen Dienstleistungen, die der Arbeitsleistung von Arbeitnehmern oder Heimar-

beitern ähnlich sind, 

4. in einem der Berufsausbildung ähnlichen Ausbildungsverhältnis. 

 

(2) 

Dieses Gesetz gilt nicht 

1. für geringfügige Hilfeleistungen, soweit sie gelegentlich 

a) aus Gefälligkeit, 

b) auf Grund familienrechtlicher Vorschriften, 

c) in Einrichtungen der Jugendhilfe, 

d) in Einrichtungen zur Eingliederung Behinderter erbracht werden, 

2. für die Beschäftigung durch die Personensorgeberechtigten im Familienhaushalt 

 

§ 2 
Kind, Jugendlicher 
(1) 

Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer noch nicht 15 Jahre alt ist. 

 

(2) 

Jugendlicher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist. 

 

(3) 

Auf Jugendliche, die der Vollzeitschulpflicht unterliegen, finden die für Kinder geltenden Vor-

schriften Anwendung. 

 

§ 3 
Arbeitgeber 
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Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist, wer ein Kind oder einen Jugendlichen gemäß § 1 be-

schäftigt. 

 

§ 4 
Arbeitszeit 
(1) 

Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der täglichen Beschäftigung ohne die 

Ruhepausen (§ 11). 

 

(2) 

Schichtzeit ist die tägliche Arbeitszeit unter Hinzurechnung der Ruhepausen (§ 11). 

 

(4) 

Für die Berechnung der wöchentlichen Arbeitszeit ist als Woche die Zeit von Montag bis ein-

schließlich Sonntag zugrunde zu legen. Die Arbeitszeit, die an einem Werktag infolge eines ge-

setzlichen Feiertags ausfällt, wird auf die wöchentliche Arbeitszeit angerechnet. 

 

(5) 

Wird ein Kind oder ein Jugendlicher von mehreren Arbeitgebern beschäftigt, so werden die Ar-

beits- und Schichtzeiten sowie die Arbeitstage zusammengerechnet. 

 

 

Dritter Abschnitt 
Beschäftigung Jugendlicher 
 

Erster Titel 
Arbeitszeit und Freizeit 
 

§ 8 
Dauer der Arbeitszeit 
(1) 

Jugendliche dürfen nicht mehr als acht Stunden täglich und nicht mehr als 40 Stundenwöchent-

lich beschäftigt werden. 

 

(2) 

Wenn in Verbindung mit Feiertagen an Werktagen nicht gearbeitet wird, damit die Beschäftigten 

eine längere zusammenhängende Freizeit haben, so darf die ausfallende Arbeitszeit auf die 

Werktage von fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage einschließenden Wochen nur derge-

stalt verteilt werden, dass die Wochenarbeitszeit im Durchschnitt dieser fünf Wochen 40 Stunden 

nicht überschreitet. Die tägliche Arbeitszeit darf hierbei achteinhalb Stunden nicht überschreiten. 
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(2 a) 

Wenn an einzelnen Werktagen die Arbeitszeit auf weniger als acht Stunden verkürzt ist, können 

Jugendliche an den übrigen Werktagen derselben Woche achteinhalb Stunden beschäftigt wer-

den. 

 

(3) 

In der Landwirtschaft dürfen Jugendliche über 16 Jahre während der Erntezeit nicht mehr als 

neun Stunden täglich und nicht mehr als 85 Stunden in der Doppelwoche beschäftigt werden. 

 

§ 9 
Berufsschule 
(1) 

Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die Teilnahme am Berufsschulunterricht freizustellen. 

Er darf den Jugendlichen nicht beschäftigen 

1. vor einem vor 9 Uhr beginnenden Unterricht; dies gilt auch für Personen, die über 18 

Jahre alt und noch berufsschulpflichtig sind, 

2. an einem Berufsschultag mit mehr als fünf Unterrichtsstunden von mindestens je 45 Mi-

nuten, einmal in der Woche, 

3. in Berufsschulwochen mit einem planmäßigen Blockunterricht von mindestens 25 Stun-

den an mindestens fünf Tagen; zusätzliche betriebliche Ausbildungsveranstaltungen bis 

zu zwei Stunden wöchentlich sind zulässig. 

(2) 

Auf die Arbeitszeit werden angerechnet 

1. Berufsschultage nach Absatz 1 Nr. 2 mit acht Stunden, 

2. Berufsschulwochen nach Absatz 1 Nr. 3 mit 40 Stunden, 

3. im Übrigen die Unterrichtszeit einschließlich der Pausen. 

 

(3) 

Ein Entgeltausfall darf durch den Besuch der Berufsschule nicht eintreten. 

 

§ 10 
Prüfungen und außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen 
(1) 

Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen 

1. für die Teilnahme an Prüfungen und Ausbildungsmaßnahmen, die auf Grund öffentlich-

rechtlicher oder vertraglicher Bestimmungen außerhalb der Ausbildungsstätte durchzuführen 

sind, 

2. an dem Arbeitstag, der der schriftlichen Abschlussprüfung unmittelbar vorangeht, freizustellen. 

 

(2) 

Auf die Arbeitszeit werden angerechnet 

1. die Freistellung nach Absatz 1 Nr. 1 mit der Zeit der Teilnahme einschließlich der Pau-

sen, 
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2. die Freistellung nach Absatz 1 Nr. 2 mit acht Stunden. 

Ein Entgeltausfall darf nicht eintreten. 

 

§ 11 
Ruhepausen, Aufenthaltsräume 
(1) 

Jugendlichen müssen im Voraus feststehende Ruhepausen von angemessener Dauer gewährt 

werden. Die Ruhepausen müssen mindestens betragen  

1. 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als viereinhalb bis zu sechs Stunden, 

2. 60 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden. Als Ruhepause gilt nur ei-

ne Arbeitsunterbrechung von mindestens 15 Minuten. 

(2) 

Die Ruhepausen müssen in angemessener zeitlicher Lage gewährt werden, frühestens eine 

Stunde nach Beginn und spätestens eine Stunde vor Ende der Arbeitszeit. Länger als viereinhalb 

Stunden hintereinander dürfen Jugendliche nicht ohne Ruhepause beschäftigt werden. 

 

(3) 

Der Aufenthalt während der Ruhepausen in Arbeitsräumen darf den Jugendlichen nur gestattet 

werden, wenn die Arbeit in diesen Räumen während dieser Zeit eingestellt ist und auch sonst die 

notwendige Erholung nicht beeinträchtigt wird… 

 

§ 12 
Schichtzeit 
 

Bei der Beschäftigung Jugendlicher darf die Schichtzeit (§ 4 Abs. 2) 10 Stunden, im Bergbau 

unter Tage 8 Stunden, im Gaststättengewerbe, in der Landwirtschaft, in der Tierhaltung, auf Bau 

und Montagestelle 11 Stunden nicht überschreiten. 

 

§ 13 
Tägliche Freizeit 
 

Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit dürfen Jugendliche nicht vor Ablauf einer ununterbro-

chenen Freizeit von mindestens 12 Stunden beschäftigt werden. 

 

§ 14 
Nachtruhe 
(1) 

Jugendliche dürfen nur in der Zeit von 6 bis 20 Uhr beschäftigt werden. 

 

(2) 

Jugendliche über 16 Jahre dürfen 

1. im Gaststätten- und Schaustellergewerbe bis 22 Uhr, 

2. in mehrschichtigen Betrieben bis 23 Uhr, 
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3. in der Landwirtschaft ab 5 Uhr oder bis 21 Uhr, 

4. in Bäckereien und Konditoreien ab 5 Uhr beschäftigt werden. 

 

(3) 

Jugendliche über 17Jahre dürfen in Bäckereien ab 4 Uhr beschäftigt werden. 

 

(4) 

An dem einem Berufsschultag unmittelbar vorangehenden Tag dürfen Jugendliche auch nach 

Absatz 2 Nr. 1 bis 3 nicht nach 20 Uhr beschäftigt werden, wenn der Berufsschulunterricht am 

Berufsschultag vor 9 Uhr beginnt. 

 

(5) 

Nach vorheriger Anzeige an die Aufsichtsbehörde dürfen in Betrieben, in denen die übliche Ar-

beitszeit aus verkehrstechnischen Gründen nach 20 Uhr endet, Jugendliche bis 21 Uhr beschäf-

tigt werden, soweit sie hierdurch unnötige Wartezeiten vermeiden können. Nach vorheriger An-

zeige an die Aufsichtsbehörde dürfen ferner in mehrschichtigen Betrieben Jugendliche über 16 

Jahre ab 5.30 Uhr oder bis 23.30 Uhr beschäftigt werden, soweit sie hierdurch unnötige Warte-

zeiten vermeiden können. 

 

(6) 

Jugendliche dürfen in Betrieben, in denen die Beschäftigten in außergewöhnlichem Grade der 

Einwirkung von Hitze ausgesetzt sind, in der warmen Jahreszeit ab 5 Uhr beschäftigt werden. 

Die Jugendlichen sind berechtigt, sich vor Beginn der Beschäftigung und danach in regelmäßi-

gen Zeitabständen arbeitsmedizinisch untersuchen zu lassen. Die Kosten der Untersuchungen 

hat der Arbeitgeber zu tragen, sofern er diese nicht kostenlos durch einen Betriebsarzt oder ei-

nen überbetrieblichen Dienst von Betriebsärzten anbietet. 

 

(7) 

Jugendliche dürfen bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen Aufführungen, bei 

Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen), auf Ton- und Bildträger sowie bei Film- und 

Fotoaufnahmen bis 23 Uhr gestaltend mitwirken. Eine Mitwirkung ist nicht zulässig bei Veranstal-

tungen, Schaustellungen oder Darbietungen, bei denen die Anwesenheit Jugendlicher nach den 

Vorschriften des Jugendschutzgesetzes verboten ist. Nach Beendigung der Tätigkeit dürfen Ju-

gendliche nicht vor Ablauf einer ununterbrochenen Freizeit von mindestens 14 Stunden beschäf-

tigt werden. 

 

§ 15 
Fünf-Tage-Woche 
 

Jugendliche dürfen nur an fünf Tagen in der Woche beschäftigt werden. Die beiden wöchentli-

chen Ruhetage sollen nach Möglichkeit aufeinander folgen. 
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§ 16 
Samstagsruhe 
(1) 

An Samstagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden. 

 

(2) 

Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an Samstagen nur 

1. in Krankenanstalten sowie in Alten-, Pflege- und Kinderheimen, 

2. in offenen Verkaufsstellen, in Betrieben mit offenen Verkaufsstellen, in Bäckereien und 

Konditoreien, im Friseurhandwerk und im Marktverkehr, 

3. im Verkehrswesen, 

4. in der Landwirtschaft und Tierhaltung, 

5. im Familienhaushalt, 

6. im Gaststätten- und Schaustellergewerbe, 

7. bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen Aufführungen, bei Aufnah-

men im Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen), auf Ton- und Bildträger sowie bei Film- und 

Fotoaufnahmen, 

8. bei außerbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen, 

9. beim Sport, 

10. im ärztlichen Notdienst, 

11. in Reparaturwerkstätten für Kraftfahrzeuge. 

 

Mindestens zwei Samstage im Monat sollen beschäftigungsfrei bleiben. 

 

(3) 

Werden Jugendliche am Samstag beschäftigt, ist ihnen die Fünf- Tage-Woche (§ 15) durch Frei-

stellung an einem anderen berufsschulfreien Arbeitstag derselben Woche sicherzustellen. In 

Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Freistellung auch an diesem Tage 

erfolgen, wenn die Jugendlichen an diesem Tage keinen Berufsschulunterricht haben. 

 

(4) 

Können Jugendliche in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 am Samstag nicht acht Stunden be-

schäftigt werden, kann der Unterschied zwischen der tatsächlichen und der nach § 8 Abs. 1 

höchstzulässigen Arbeitszeit an dem Tage bis 13 Uhr ausgeglichen werden, an dem die Jugend-

lichen nach Absatz 3 Satz 1 freizustellen sind. 

 

§ 17 
Sonntagsruhe 
(1) 

An Sonntagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden. 

 

(2) 

Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an Sonntagen nur 
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1. in Krankenanstalten sowie in Alten-, Pflege- und Kinderheimen, 

2. in der Landwirtschaft und Tierhaltung mit Arbeiten, die auch an Sonn- und Feiertagen na-

turnotwendig vorgenommen werden müssen, 

3. im Familienhaushalt, wenn der Jugendliche in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen 

ist, 

4. im Schaustellergewerbe, 

5. bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen Aufführungen sowie bei Di-

rektsendungen im Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen), 

6. beim Sport, 

7. im ärztlichen Notdienst, 

8. im Gaststättengewerbe. 

 

Jeder zweite Sonntag soll, mindestens zwei Sonntage im Monat müssen beschäftigungsfrei blei-

ben. 

 

(3) 

Werden Jugendliche am Sonntag beschäftigt, ist ihnen die Fünf-Tage-Woche (§ 15) durch Frei-

stellung an einem anderen berufsschulfreien Arbeitstag derselben Woche sicherzustellen. In 

Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Freistellung auch an diesem Tage 

erfolgen, wenn die Jugendlichen an diesem Tage keinen Berufsschulunterricht haben. 

 

§ 18 
Feiertagsruhe 
(1) 

Am 24. und 31. Dezember nach 14 Uhr und an gesetzlichen Feiertagen dürfen Jugendliche nicht 

beschäftigt werden. 

 

(2) 

Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an gesetzlichen Feiertagen in den Fällen des § 17 

Abs. 2, ausgenommen am 25. Dezember, am 1. Januar, am ersten Osterfeiertag und am 1. Mai. 

 

(3) 

Für die Beschäftigung an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, ist der Ju-

gendliche an einem anderen berufsschulfreien Arbeitstag derselben oder der folgenden Woche 

freizustellen. In Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Freistellung auch an 

diesem Tage erfolgen, wenn die Jugendlichen an diesem Tage keinen Berufsschulunterricht 

haben. 

 

§ 19 
Urlaub 
(1) 

Der Arbeitgeber hat Jugendlichen für jedes Kalenderjahr einen bezahlten Erholungsurlaub zu 

gewähren. 
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(2) 

Der Urlaub beträgt jährlich 

1. mindestens 30 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch 

nicht 16 Jahre alt ist, 

2. mindestens 27 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch 

nicht 17 Jahre alt ist, 

3. mindestens 25 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch 

nicht 18 Jahre alt ist. 

Jugendliche, die im Bergbau unter Tage beschäftigt werden, erhalten in jeder Altersgruppe einen 

zusätzlichen Urlaub von drei Werktagen. 

 

(3) 

Der Urlaub soll Berufsschülern in der Zeit der Berufsschulferien gegeben werden. Soweit er nicht 

in den Berufsschulferien gegeben wird, ist für jeden Berufsschultag, an dem die Berufsschule 

während des Urlaubs besucht wird, ein weiterer Urlaubstag zu gewähren. 

 

(4) 

Im Übrigen gelten für den Urlaub der Jugendlichen § 3 Abs. 2, §§ 4 bis 12 und § 13 Abs. 3 des 

Bundesurlaubsgesetzes. Der Auftraggeber oder Zwischenmeister hat jedoch abweichend von § 

12 Nr. 1 des Bundesurlaubsgesetzes den Jugendlichen Heimarbeitern für jedes Kalenderjahr 

einen bezahlten Erholungsurlaub entsprechend Absatz 2 zu gewähren; das Urlaubsentgelt der 

Jugendlichen Heimarbeiter beträgt bei einem Urlaub von 30 Werktagen 11,6 vom Hundert, bei 

einem Urlaub von 27 Werktagen 10,3 vom Hundert und bei einem Urlaub von 25 Werktagen 9,5 

vom Hundert. 

 

§ 21 
Ausnahmen 
in besonderen Fällen 
(1) 

Die §§ 8 und 11 bis 18 finden keine Anwendung auf die Beschäftigung Jugendlicher mit vorüber-

gehenden und unaufschiebbaren Arbeiten in Notfällen, soweit erwachsene Beschäftigte nicht zur 

Verfügung stehen. 

 

(2) 

Wird in den Fällen des Absatzes 1 über die Arbeitszeit des § 8 hinaus Mehrarbeit geleistet, so ist 

sie durch entsprechende Verkürzung der Arbeitszeit innerhalb der folgenden drei Wochen aus-

zugleichen. 
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§ 21a 
Abweichende Regelungen 
(1) 

In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebsvereinbarung kann 

zugelassen werden 

1. abweichend von den §§ 8, 15, 16 Abs. 3 und 4, § 17 Abs. 3 und § 18 Abs. 3 die Arbeits-

zeit bis zu neun Stunden täglich, 44 Stunden wöchentlich und bis zu fünfeinhalb Tagen in 

der Woche anders zu verteilen, jedoch nur unter Einhaltung einer durchschnittlichen Wo-

chenarbeitszeit von 40 Stunden in einem Ausgleichszeitraum von zwei Monaten, 

2. abweichend von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und Abs. 2 die Ruhepausen bis zu 15 Minuten 

zu kürzen und die Lage der Pausen anders zu bestimmen, 

3. abweichend von § 12 die Schichtzeit mit Ausnahme des Bergbaus unter Tage bis zu ei-

ner Stunde täglich zu verlängern, 

4. abweichend von § 16 Abs. 1 und 2 Jugendliche an 26 Samstagen im Jahr oder an jedem 

Samstag zu beschäftigen, wenn statt dessen der Jugendliche an einem anderen Werk-

tag derselben Woche von der Beschäftigung freigestellt wird, 

5. abweichend von den §§ 15, 16 Abs. 3 und 4, § 17 Abs. 3 und § 18 Abs. 3 Jugendliche 

bei einer Beschäftigung an einem Samstag oder an einem Sonn- oder Feiertag unter vier 

Stunden an einem anderen Arbeitstag derselben oder der folgenden Woche vor- oder 

nachmittags von der Beschäftigung freizustellen, 

6. abweichend von § 17 Abs. 2 Satz 2 Jugendliche im Gaststätten- und Schaustellergewer-

be sowie in der Landwirtschaft während der Saison oder der Erntezeit an drei Sonntagen 

im Monat zu beschäftigen. 

 

(2) 

Im Geltungsbereich eines Tarifvertrages nach Absatz 1 kann die abweichende tarifvertragliche 

Regelung im Betrieb eines nicht tarifgebundenen Arbeitgebers durch Betriebsvereinbarung oder, 

wenn ein Betriebsrat nicht besteht, durch schriftliche Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber 

und dem Jugendlichen übernommen werden. 

 

(3) 

Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften können die in Absatz 1 ge-

nannten Abweichungen in ihren Regelungen vorsehen. 

 

§ 21b 
Ermächtigung 
 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im Interesse der Berufsausbildung oder der 

Zusammenarbeit von Jugendlichen und Erwachsenen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 

des Bundesrates Ausnahmen von den Vorschriften 

1. des § 8, der §§ 11 und 12, der §§ 15 und 16, des § 17 Abs. 2 und 3 sowie des § 18 Abs. 

3 im Rahmen des § 21 a Abs. 1, 

2. des § 14, jedoch nicht vor 5 Uhr und nicht nach 23 Uhr, sowie 
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des § 17 Abs. 1 und des § 18 Abs. 1 an höchstens 26 Sonn- und Feiertagen im Jahr zulassen, 

soweit eine Beeinträchtigung der Gesundheit oder der körperlichen oder seelisch-geistigen Ent-

wicklung der Jugendlichen nicht zu befürchten ist. 

 

Zweiter Titel 
Beschäftigungsverbote und -beschränkungen 
 

§ 22 
Gefährliche Arbeiten 
(1) 

Jugendliche dürfen nicht beschäftigt 

werden 

1. mit Arbeiten, die ihre physische oder psychische Leistungsfähigkeit übersteigen, 

2. mit Arbeiten, bei denen sie sittlichen Gefahren ausgesetzt sind, 

3. mit Arbeiten, die mit Unfallgefahren verbunden sind, von denen anzunehmen ist, dass 

Jugendliche sie wegen mangelnden Sicherheitsbewusstseins oder mangelnder Erfah-

rung nicht erkennen oder nicht abwenden können, 

4. mit Arbeiten, bei denen ihre Gesundheit durch außergewöhnliche Hitze oder Kälte oder 

starke Nässe gefährdet wird, 

5. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Lärm, Erschütterungen oder 

Strahlen ausgesetzt sind, 

6. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Gefahrstoffen im Sinne des 

Chemikaliengesetzes ausgesetzt sind, 

7. mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von biologischen Arbeitsstoffen im 

Sinne der Richtlinie 90/679/EWG des Rates vom 26. November 1990 zum Schutze der 

Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit ausge-

setzt sind. 

 

(2) 

Absatz 1 Nr. 3 bis 7 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher, soweit 

1. dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist, 

2. ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleistet ist und 

3. der Luftgrenzwert der gefährlichen Stoffen (Absatz 1 Nr. 6) unterschritten wird. 

 

Satz 1 findet keine Anwendung auf den absichtlichen Umgang mit biologischen Arbeitsstoffen der 

Gruppen 3 und 4 im Sinne der Richtlinie 90/679/EWG des Rates vom 26. November 1990 zum 

Schutze der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit. 

 

(3) 

Werden Jugendliche in einem Betrieb beschäftigt, für den ein Betriebsarzt oder eine Fachkraft für 

Arbeitssicherheit verpflichtet ist, muss ihre betriebsärztliche oder sicherheitstechnische Betreu-

ung sichergestellt sein. 
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§ 23 
Akkordarbeit, abhängige Arbeiten 
(1) 

Jugendliche dürfen nicht beschäftigt 

werden 

1. mit Akkordarbeit und sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo 

ein höheres Entgelt erzielt werden kann, 

2. in einer Arbeitsgruppe mit erwachsenen Arbeitnehmern, die mit Arbeiten nach Nummer 1 

beschäftigt werden, 

3. mit Arbeiten, bei denen ihr Arbeitstempo nicht nur gelegentlich vorgeschrieben, vorgege-

ben oder auf andere Weise erzwungen wird. 

 

(2) 

Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht für die Beschäftigung 

Jugendlicher, 

1. soweit dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist oder 

2. wenn sie eine Berufsausbildung für diese Beschäftigung abgeschlossen haben und ihr 

Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleistet ist. 

 
§ 25 
Verbot der Beschäftigung durch bestimmte Personen 
(1) 

Personen, die 

1. wegen eines Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren, 

2. wegen einer vorsätzlichen Straftat, die sie unter Verletzung der ihnen als Arbeitgeber, 

Ausbildender oder Ausbilder obliegenden Pflichten zum Nachteil von Kindern oder Ju-

gendlichen begangen haben, zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten, 

3. wegen einer Straftat nach den §§ 109h, 171, 174 bis 174c, 176 bis 181a, 182 bis 184e, 

225, 232 bis 233 des Strafgesetzbuches, 

4. wegen einer Straftat nach dem Betäubungsmittelgesetz oder 

5. wegen einer Straftat nach dem Jugendschutzgesetz oder nach dem Gesetz über die 

Verbreitung jugendgefährdender Schriften wenigstens zweimal rechtskräftig verurteilt 

worden sind, dürfen Jugendliche nicht beschäftigen sowie im Rahmen eines Rechtsver-

hältnisses im Sinne des § 1 nicht beaufsichtigen, nicht anweisen, nicht ausbilden und 

nicht mit der Beaufsichtigung, Anweisung oder Ausbildung von Jugendlichenbeauftragt 

werden. Eine Verurteilung bleibt außer Betracht, wenn seit dem Tag ihrer Rechtskraft 

fünf Jahre verstrichen sind. Die Zeit, in welcher der Täter auf behördliche Anordnung in 

einer Anstalt verwahrt worden ist, wird nicht eingerechnet. 

 

(2) 

Das Verbot des Absatzes 1 Satz 1 gilt auch für Personen, gegen die wegen einer Ordnungswid-

rigkeit nach § 58 Abs. 1 bis 4 wenigstens dreimal eine Geldbuße rechtskräftig festgesetzt worden 
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ist. Eine Geldbuße bleibt außer Betracht, wenn seit dem Tag ihrer rechtskräftigen Festsetzung 

fünf Jahre verstrichen sind. 

 

(3) 

Das Verbot des Absatzes 1 und 2 gilt nicht für die Beschäftigung durch die Personensorgebe-

rechtigten. 

 

§ 26  
Ermächtigungen 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann zum Schutz der Jugendlichen gegen Ge-

fahren für Leben und Gesundheit sowie zur Vermeidung einer Beeinträchtigung der körperlichen 

oder seelisch-geistigen Entwicklung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. die für Kinder, die der Vollzeitschulpflicht nicht mehr unterliegen, geeigneten und leichten 

Tätigkeiten nach § 7 Satz 1 Nr. 2 und die Arbeiten nach § 22 Abs. 1 und den §§ 23 und 

24 näher bestimmen, 

2. über die Beschäftigungsverbote in den §§ 22 bis 25 hinaus die Beschäftigung Jugendli-

cher in bestimmten Betriebsarten oder mit bestimmten Arbeiten verbieten oder be-

schränken, wenn sie bei diesen Arbeiten infolge ihres Entwicklungsstands in besonde-

rem Maß Gefahren ausgesetzt sind oder wenn das Verbot oder die Beschränkung der 

Beschäftigung infolge der technischen Entwicklung oder neuer arbeitsmedizinischer oder 

sicherheitstechnischer Erkenntnisse notwendig ist. 

 

§ 27 
Behördliche Anordnungen und Ausnahmen 
(1) 

Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen feststellen, ob eine Arbeit unter die Beschäftigungs-

verbote oder -beschränkungen der §§ 22 bis 24 oder einer Rechtsverordnung nach § 26 fällt. Sie 

kann in Einzelfällen die Beschäftigung jugendlicher mit bestimmten Arbeiten 

über die Beschäftigungsverbote und -beschränkungen der §§ 22 bis 24 und einer Rechtsverord-

nung nach § 26 hinaus verbieten oder beschränken, wenn diese Arbeiten mit Gefahren für Le-

ben, Gesundheit oder für die körperliche oder seelisch-geistige Entwicklung der Jugendlichen 

verbunden sind. 

 

(2) 

Die zuständige Behörde kann 

1. den Personen, die die Pflichten, die ihnen kraft Gesetzes zugunsten der von ihnen beschäftig-

ten, beaufsichtigten, angewiesenen oder auszubildenden Kinder und Jugendlichen obliegen, 

wiederholt oder gröblich verletzt haben, 

2. den Personen, gegen die Tatsachen vorliegen, die sie in sittlicher Beziehung zur Beschäfti-

gung, Beaufsichtigung, Anweisung oder Ausbildung von Kindern und Jugendlichen ungeeignet 

erscheinen lassen, verbieten, Kinder und jugendliche zu beschäftigen oder im Rahmen eines 

Rechtsverhältnisses im Sinne des § 1 zu beaufsichtigen, anzuweisen oder auszubilden. 
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(3) 

Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag Ausnahmen von § 23 Abs. 1 Nr. 2 und 3 für Jugendliche 

über 16 Jahre bewilligen, 

1. wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo eine Beeinträchtigung der Gesundheit oder der 

körperlichen oder seelisch-geistigen Entwicklung des Jugendlichen nicht befürchten lassen und 

2. wenn eine nicht länger als vor drei Monaten ausgestellte ärztliche Bescheinigung vorgelegt 

wird, nach der gesundheitliche Bedenken gegen die Beschäftigung nicht bestehen. 

 

Dritter Titel 
Sonstige Pflichten des Arbeitgebers 
 

§ 28 
Menschengerechte 
Gestaltung der Arbeit 
(1) 

Der Arbeitgeber hat bei der Einrichtung und der Unterhaltung der Arbeitsstätte einschließlich der 

Maschinen, Werkzeuge und Geräte und bei der Regelung der Beschäftigung die Vorkehrungen 

und Maßnahmen zu treffen, die zum Schutze der Jugendlichen gegen Gefahren für Leben und 

Gesundheit, sowie zur Vermeidung einer Beeinträchtigung der körperlichen oder seelisch-

geistigen Entwicklung der Jugendlichen erforderlich sind. Hierbei sind das mangelnde Sicher-

heitsbewusstsein, die mangelnde Erfahrung und der Entwicklungsstand der Jugendlichen zu 

berücksichtigen und die allgemein anerkannten sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen 

Regeln sowie die sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse zu beachten. 

 

(2) 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 

des Bundesrates bestimmen, welche Vorkehrungen und Maßnahmen der Arbeitgeber zur Erfül-

lung der sich aus Absatz 1 ergebenden Pflichten zu treffen hat. 

 

(3) 

Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen anordnen, welche Vorkehrungen und Maßnahmen zur 

Durchführung des Absatzes 1 oder einer vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales gemäß 

Absatz 2 erlassenen Verordnung zu treffen sind. 

 

§ 28a 
Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
 

Vor Beginn der Beschäftigung Jugendlicher und bei wesentlicher Änderung der Arbeitsbedingun-

gen hat der Arbeitgeber die mit der Beschäftigung verbundenen Gefährdungen Jugendlicher zu 

beurteilen. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes. 
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§ 29 
Unterweisung über Gefahren 
(1) 

Der Arbeitgeber hat die Jugendlichen vor Beginn der Beschäftigung und bei wesentlicher Ände-

rung der Arbeitsbedingungen über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen sie bei der Be-

schäftigung ausgesetzt sind, sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen zur Abwendung 

dieser Gefahren zu unterweisen. 

Er hat die Jugendlichen vor der erstmaligen Beschäftigung an Maschinen oder gefährlichen Ar-

beitsstellen oder mit Arbeiten, bei denen sie mit gesundheitsgefährdenden Stoffen in Berührung 

kommen, über die besonderen Gefahren dieser Arbeiten sowie über das bei ihrer Verrichtung 

erforderliche Verhalten zu unterweisen. 

 

(2) 

Die Unterweisungen sind in angemessenen Zeitabständen, mindestens aber halbjährlich, zu 

wiederholen. 

 

(3) 

Der Arbeitgeber beteiligt die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit an der Pla-

nung, Durchführung und Überwachung der für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der 

Beschäftigung Jugendlicher geltenden Vorschriften. 

 

§ 30 
Häusliche Gemeinschaft 
 

(1) 

Hat der Arbeitgeber einen Jugendlichen in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, 

so muss er 

1. ihm eine Unterkunft zur Verfügung stellen und dafür sorgen, dass sie so beschaffen, 

ausgestattet und belegt ist und so benutzt wird, dass die Gesundheit des Jugendlichen 

nicht beeinträchtigt wird, und 

2. ihm bei einer Erkrankung, jedoch nicht über die Beendigung der Beschäftigung hinaus, 

die erforderliche Pflege und ärztliche Behandlung zuteil werden lassen, soweit diese 

nicht von einem Sozialversicherungsträger geleistet wird. 

 

(2) 

Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall anordnen, welchen Anforderungen die Unterkunft (Ab-

satz 1 Nr. 1) und die Pflege bei Erkrankungen (Absatz 1 Nr. 2) genügen müssen. 
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§ 31 
Züchtigungsverbot; Verbot der Abgabe 
von Alkohol und Tabak 
(1) 

Wer Jugendliche beschäftigt oder im Rahmen eines Rechtsverhältnisses im Sinne des § 1 be-

aufsichtigt, anweist oder ausbildet, darf sie nicht körperlich züchtigen. 

 

(2) 

Wer Jugendliche beschäftigt, muss sie vor körperlicher Züchtigung und Misshandlung und vor 

sittlicher Gefährdung durch andere bei ihm Beschäftigte und durch Mitglieder seines Haushalts 

an der Arbeitsstätte und in seinem Hause schützen. Er darf Jugendlichen unter 16 Jahren keine 

alkoholischen Getränke und Tabakwaren, Jugendlichen über 16 Jahre keinen Branntwein geben. 

 

Vierter Titel 
Gesundheitliche Betreuung 
 

§ 32 
Erstuntersuchung 
 

(1) 

Ein Jugendlicher, der in das Berufsleben eintritt, darf nur beschäftigt werden, wenn 

1. er innerhalb der letzten vierzehn Monate von einem Arzt untersucht worden ist (Erstun-

tersuchung) und 

2. dem Arbeitgeber eine von diesem Arzt ausgestellte Bescheinigung vorliegt. 

 

(2) 

Absatz 1 gilt nicht für eine nur geringfügige oder eine nicht länger als zwei Monate dauernde 

Beschäftigung mit leichten Arbeiten, von denen keine gesundheitlichen Nachteile für den Jugend-

lichen zu befürchten sind. 

 

§ 33 
Erste Nachuntersuchung 
(1) 

Ein Jahr nach Aufnahme der ersten Beschäftigung hat sich der Arbeitgeber die Bescheinigung 

eines Arztes darüber vorlegen zu lassen, dass der Jugendliche nachuntersucht worden ist (erste 

Nachuntersuchung). 

Die Nachuntersuchung darf nicht länger als drei Monate zurückliegen. Der Arbeitgeber soll den 

Jugendlichen neun Monate nach Aufnahme der ersten Beschäftigung nachdrücklich auf den 

Zeitpunkt, bis zu dem der Jugendliche ihm die ärztliche Bescheinigung nach Satz 1 vorzulegen 

hat, hinweisen und ihn auffordern, die Nachuntersuchung bis dahin durchführen zu lassen. 
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(2) 

Legt der Jugendliche die Bescheinigung nicht nach Ablauf eines Jahres vor, hat ihn der Arbeit-

geber innerhalb eines Monats unter Hinweis auf das Beschäftigungsverbot nach Absatz 3 schrift-

lich aufzufordern, ihm die Bescheinigung vorzulegen. Je eine Durchschrift des Aufforderungs-

schreibens hat der Arbeitgeber dem Personensorgeberechtigten und dem Betriebs- oder Perso-

nalrat zuzusenden. 

 

(3) 

Der Jugendliche darf nach Ablauf von 14 Monaten nach Aufnahme der ersten Beschäftigung 

nicht weiterbeschäftigt werden, solange er die Bescheinigung nicht vorgelegt hat. 

 

§ 34 
Weitere 
Nachuntersuchungen 
 

Nach Ablauf jedes weiteren Jahres nach der ersten Nachuntersuchung kann sich der Jugendli-

che erneut nachuntersuchen lassen (weitere Nachuntersuchungen). Der Arbeitgeber soll ihn auf 

diese Möglichkeit rechtzeitig hinweisen und darauf hinwirken, dass der Jugendliche ihm die Be-

scheinigung über die weitere Nachuntersuchung vorlegt. 

 

§ 35 
Außerordentliche Nachuntersuchung 
(1) 

Der Arzt soll eine außerordentliche Nachuntersuchung anordnen, wenn eine Untersuchung er-

gibt, dass 

1. ein Jugendlicher hinter dem seinem Alter entsprechenden Entwicklungsstand zurück-

geblieben ist, 

2. gesundheitliche Schwächen oder Schäden vorhanden sind, 

3. die Auswirkungen der Beschäftigung auf die Gesundheit oder Entwicklung des Jugendli-

chen noch nicht zu übersehen sind. 

(2) 

Die in § 33 Abs. 1 festgelegten Fristen werden durch die Anordnung einer außerordentlichen 

Nachuntersuchung nicht berührt. 

 

§ 36  
Ärztliche Untersuchungen und Wechsel des Arbeitgebers 
 

Wechselt der Jugendliche den Arbeitgeber, so darf ihn der neue Arbeitgeber erst beschäftigen, 

wenn ihm die Bescheinigung über die Erstuntersuchung (§ 32 Abs. 1) und, falls seit der Aufnah-

me der Beschäftigung ein Jahr vergangen ist, die Bescheinigung über die erste Nachuntersu-

chung (§ 33) vorliegen. 
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§ 37 
Inhalt und Durchführung der ärztlichen Untersuchungen 
(1) 

Die ärztlichen Untersuchungen haben sich auf den Gesundheits- und Entwicklungsstand und die 

körperliche Beschaffenheit, die Nachuntersuchungen außerdem auf die Auswirkungen der Be-

schäftigung auf Gesundheit und Entwicklung des Jugendlichen zu erstrecken. 

 

(2) 

Der Arzt hat unter Berücksichtigung der Krankheitsvorgeschichte des Jugendlichen auf Grund 

der Untersuchungen zu beurteilen, 

1. ob die Gesundheit oder die Entwicklung des Jugendlichen durch die Ausführung be-

stimmter Arbeiten oder durch die Beschäftigung während bestimmter Zeiten gefährdet 

wird, 

2. ob besondere der Gesundheit dienende Maßnahmen erforderlich sind, 

3. ob eine außerordentliche Nachuntersuchung (§ 35 Abs. 1) erforderlich ist. 

 

(3) 

Der Arzt hat schriftlich festzuhalten: 

1. den Untersuchungsbefund, 

2. die Arbeiten, durch deren Ausführung er die Gesundheit oder die Entwicklung des Ju-

gendlichen für gefährdet hält, 

3. die besonderen der Gesundheit 

4. dienenden Maßnahmen, 

5. die Anordnung einer außerordentlichen 

6. Nachuntersuchung (§ 35 Abs. 1). 

 

§ 38 
Ergänzungsuntersuchung 
 

Kann der Arzt den Gesundheits- und Entwicklungsstand des Jugendlichen nur beurteilen, wenn 

das Ergebnis einer Ergänzungsuntersuchung durch einen anderen Arzt oder einen Zahnarzt 

vorliegt, so hat er die Ergänzungsuntersuchung zu veranlassen und ihre Notwendigkeit schriftlich 

zu begründen. 

 

§ 39 
Mitteilung, Bescheinigung 
(1) 

Der Arzt hat dem Personensorgeberechtigten schriftlich mitzuteilen: 

1. das wesentliche Ergebnis der Untersuchung, 

2. die Arbeiten, durch deren Ausführung er die Gesundheit oder die Entwicklung des Jugendli-

 chen für gefährdet hält, 

3. die besonderen der Gesundheit dienenden Maßnahmen, 

4. die Anordnung einer außerordentlichen Nachuntersuchung (§ 35 Abs. 1). 
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(2) 

Der Arzt hat eine für den Arbeitgeber bestimmte Bescheinigung darüber auszustellen, dass die 

Untersuchung stattgefunden hat und darin die Arbeiten zu vermerken, durch deren Ausführung er 

die Gesundheit oder die Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält. 

 

§ 40 
Bescheinigung mit Gefährdungsvermerk 
(1) 

Enthält die Bescheinigung des Arztes (§ 39 Abs. 2) einen Vermerk über Arbeiten, durch deren 

Ausführung er die Gesundheit oder die Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält, so darf 

der Jugendliche mit solchen Arbeiten nicht beschäftigt werden. 

 

(2) 

Die Aufsichtsbehörde kann die Beschäftigung des Jugendlichen mit den in der Bescheinigung 

des Arztes (§ 39 Abs. 2) vermerkten Arbeiten im Einvernehmen mit einem Arzt zulassen und die 

Zulassung mit Auflagen verbinden. 

 

§ 41 
Aufbewahren der ärztlichen Bescheinigungen 
(1) 

Der Arbeitgeber hat die ärztlichen Bescheinigungen bis zur Beendigung der Beschäftigung, 

längstens jedoch bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des Jugendlichen aufzubewahren und 

der Aufsichtsbehörde sowie der Berufsgenossenschaft auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen 

oder einzusenden. 

 

(2) 

Scheidet der Jugendliche aus dem Beschäftigungsverhältnis aus, so hat ihm der Arbeitgeber die 

Bescheinigungen auszuhändigen. 

 

§ 42 
Eingreifen der Aufsichtsbehörde 
 

Die Aufsichtsbehörde hat, wenn die dem Jugendlichen übertragenen Arbeiten Gefahren für seine 

Gesundheit befürchten lassen, dies dem Personensorgeberechtigten und dem Arbeitgeber mitzu-

teilen und den Jugendlichen aufzufordern, sich durch einen von ihr ermächtigten Arzt untersu-

chen zu lassen. 

 

§ 43 
Freistellung für Untersuchungen 
 

Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die Durchführung der ärztlichen Untersuchungen nach 

diesem Abschnitt freizustellen. Ein Entgeltausfall darf hierdurch nicht eintreten. 
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§ 44 
Kosten der Untersuchungen 
 
Die Kosten der Untersuchungen trägt das Land. 

 

§ 45 
Gegenseitige Unterrichtung der Ärzte 
(1) 

Die Ärzte, die Untersuchungen nach diesem Abschnitt vorgenommen haben, müssen, wenn der 

Personensorgeberechtigte und der Jugendliche damit einverstanden sind, 

1. dem staatlichen Gewerbearzt, 

2. dem Arzt, der einen Jugendlichen nach diesem Abschnitt nachuntersucht, auf Verlangen 

die Aufzeichnungen über die Untersuchungsbefunde zur Einsicht aushändigen. 

(2) 

Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann der Amtsarzt des Gesundheitsamtes einem 

Arzt, der einen Jugendlichen nach diesem Abschnitt untersucht, Einsicht in andere in seiner 

Dienststelle vorhandene Unterlagen über Gesundheit und Entwicklung des Jugendlichen gewäh-

ren. 

 

§ 46 
Ermächtigungen 
(1) 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann zum Zwecke einer gleichmäßigen und wirk-

samen gesundheitlichen Betreuung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

Vorschriften über die Durchführung der ärztlichen Untersuchungen und über die für die Aufzeich-

nungen der Untersuchungsbefunde, die Bescheinigungen und Mitteilungen zu verwendenden 

Vordrucke erlassen. 

 

(2) 

Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung 

1. zur Vermeidung von mehreren Untersuchungen innerhalb eines kurzen Zeitraumes aus ver-

schiedenen Anlässen bestimmen, dass die Untersuchungen nach den §§ 32 bis 34 zusammen 

mit Untersuchungen nach anderen Vorschriften durchzuführen sind, und hierbei von der Frist des 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 bis zu drei Monaten abweichen, 

 

2. zur Vereinfachung der Abrechnung 

a) Pauschbeträge für die Kosten der ärztlichen Untersuchungen im Rahmen der gelten-

den Gebührenordnungen festsetzen, 

b) Vorschriften über die Erstattung der Kosten beim Zusammentreffen mehrerer Untersu-

chungen nach Nummer 1 erlassen. 
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Vierter Abschnitt 
Durchführung des Gesetzes 
 

Erster Titel 
Aushänge und Verzeichnisse 
 

§ 47 
Bekanntgabe des Gesetzes und der Aufsichtsbehörde 
 

Arbeitgeber, die regelmäßig mindestens einen Jugendlichen beschäftigen, haben einen Abdruck 

dieses Gesetzes und die Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde an geeigneter Stelle im 

Betrieb zur Einsicht auszulegen oder auszuhängen. 

 

§ 48 
Aushang über Arbeitszeit und Pausen 
 

Arbeitgeber, die regelmäßig mindestens drei Jugendliche beschäftigen, haben einen Aushang 

über Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit und der Pausen der Jugendlichen 

an geeigneter Stelle im Betrieb anzubringen. 

 

§ 49 
Verzeichnisse der Jugendlichen 
 

Arbeitgeber haben Verzeichnisse der bei ihnen beschäftigten Jugendlichen unter Angabe des 

Vor- und Familiennamens, des Geburtsdatums und der Wohnanschrift zu führen, in denen das 

Datum des Beginns der Beschäftigung bei ihnen, bei einer Beschäftigung unter Tage auch das 

Datum des Beginns dieser Beschäftigung, enthalten ist. 

 

§ 50 
Auskunft; Vorlage der Verzeichnisse 
(1) 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der Aufsichtsbehörde auf Verlangen  

 

1. die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß und vollständig 

zu machen, 

2. die Verzeichnisse gemäß § 49, die Unterlagen, aus denen Name, Beschäftigungsart und 

-zeiten der Jugendlichen sowie Lohn- und Gehaltszahlungen ersichtlich sind, und alle 

sonstigen Unterlagen, die sich auf die nach Nummer 1 zu machenden Angaben bezie-

hen, zur Einsicht vorzulegen oder einzusenden. 

 

(2) 

Die Verzeichnisse und Unterlagen sind mindestens bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der 

letzten Eintragung aufzubewahren. 
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Zweiter Titel 
Aufsicht 
 

§ 51 
Aufsichtsbehörde, Besichtigungsrechte und Berichtspflicht 
(1) 

Die Aufsicht über die Ausführung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-

nen Rechtsverordnungen obliegt der nach Landesrecht zuständigen Behörde (Aufsichtsbehörde). 

Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung die Aufsicht über die Ausführung dieser 

Vorschriften in Familienhaushalten auf gelegentliche Prüfungen beschränken. 

 

(2) 

Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde sind berechtigt, die Arbeitsstätten während der üblichen 

Betriebs- und Arbeitszeit zu betreten und zu besichtigen; außerhalb dieser Zeit oder wenn sich 

die Arbeitsstätten in einer Wohnung befinden, dürfen sie nur zur Verhütung von dringenden Ge-

fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung betreten und besichtigt werden. Der Arbeitge-

ber hat das Betreten und Besichtigen der Arbeitsstätten zu gestatten. Das Grundrecht der Unver-

letzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

 

(3) 

Die Aufsichtsbehörden haben im Rahmen der Jahresberichte nach § 139b Abs. 3 der Gewerbe-

ordnung über ihre Aufsichtstätigkeit gemäß Absatz 1 zu berichten. 

 

§ 53 
Mitteilung über Verstöße 
 

Die Aufsichtsbehörde teilt schwerwiegende Verstöße gegen die Vorschriften dieses Gesetzes 

oder gegen die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen der nach dem Be-

rufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung zuständigen Stelle mit. Die zuständige Agentur 

für Arbeit erhält eine Durchschrift dieser Mitteilung. 

 

 

§ 54 
Ausnahmebewilligungen 
(1) 

Ausnahmen, die die Aufsichtsbehörde nach diesem Gesetz oder den auf Grund dieses Gesetzes 

erlassenen Rechtsverordnungen bewilligen kann, sind zu befristen. Die Ausnahmebewilligungen 

können 

1. mit einer Bedingung erlassen werden, 

2. mit eine Auflage oder mit einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder 

Ergänzung einer Auflage verbunden werden und 

3. widerrufen werden. 
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(2) 

Ausnahmen können nur für einzelne Beschäftigte, einzelne Betriebe oder einzelne Teile des 

Betriebs bewilligt werden. 

 

(3) 

Ist eine Ausnahme für einen Betrieb oder einen Teil des Betriebs bewilligt worden, so hat der 

Arbeitgeber hierüber an geeigneter Stelle im Betrieb einen Aushang anzubringen. 

 

 

Dritter Titel 
Ausschüsse für Jugendarbeitsschutz 
 

§ 55 
Bildung des Landesausschusses für Jugendarbeitsschutz 
(1) 

Bei der von der Landesregierung bestimmten obersten Landesbehörde wird ein Landesaus-

schuss für Jugendarbeitsschutz gebildet. 

 

(2) 

Dem Landesausschuss gehören als Mitglieder an: 

1. je sechs Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, 

2. ein Vertreter des Landesjugendringes, 

3. ein von der Bundesagentur für Arbeit benannter Vertreter und je ein Vertreter des Lan-

desjugendamtes, der für das Gesundheitswesen zuständigen obersten Landesbehörde 

und der für die berufsbildenden Schulen zuständigen obersten Landesbehörde und 

4. ein Arzt. 

 

(3) 

Die Mitglieder des Landesausschusses werden von der von der Landesregierung bestimmten 

obersten Landesbehörde berufen, die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Vorschla-

ge der auf Landesebene bestehenden Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, der Arzt auf 

Vorschlage der Landesärztekammer, die übrigen Vertreter auf Vorschlag der in Absatz 2 Nr. 2 

und 3 genannten Stellen. 

 

(4) 

Die Tätigkeit im Landesausschuss ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für Entgeltausfall ist, 

soweit eine Entschädigung nicht von anderer Seite gewährt wird, eine angemessene Entschädi-

gung zu zahlen, deren Höhe nach Landesrecht oder von der von der Landesregierung bestimm-

ten obersten Landesbehörde festgesetzt wird. 
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(5) 

Die Mitglieder können nach Anhören der an ihrer Berufung beteiligten Stellen aus wichtigem 

Grund abberufen werden. 

 

(6) 

Die Mitglieder haben Stellvertreter. Die Absätze 2 bis 5 gelten für die Stellvertreter entsprechend. 

 

(7) 

Der Landesausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der 

Vorsitzende und sein Stellvertreter sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören. 

 

(8) 

Der Landesausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung kann die Bildung 

von Unterausschüssen vorsehen und bestimmen, dass ihnen ausnahmsweise nicht nur Mitglie-

der des Landesausschusses angehören. Absatz 4 Satz 2 gilt für die Unterausschüsse hinsichtlich 

der Entschädigung entsprechend. An den Sitzungen des Landesausschusses und der Unteraus-

schüsse können Vertreter der beteiligten obersten Landesbehörden teilnehmen. 

 

§ 56 
Bildung des Ausschusses für Jugendarbeitsschutz bei der Aufsichtsbe-
hörde 
(1) 

Bei der Aufsichtsbehörde wird ein Ausschuss für Jugendarbeitsschutz gebildet. In Städten, in 

denen mehrere Aufsichtsbehörden ihren Sitz haben, wird ein gemeinsamer Ausschuss für Ju-

gendarbeitsschutz gebildet. In Ländern, in denen nicht mehr als zwei Aufsichtsbehörden einge-

richtet sind, übernimmt der Landesausschuss für Jugendarbeitsschutz die Aufgaben dieses Aus-

schusses. 

 

(2) 

Dem Ausschuss gehören als Mitglieder an: 

1. je sechs Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, 

2. ein Vertreter des im Bezirk der Aufsichtsbehörde wirkenden Jugendringes, 

3. je ein Vertreter eines Arbeits-, Jugend- und Gesundheitsamtes, 

4. ein Arzt und ein Lehrer an einer berufsbildenden Schule. 

 

(3) 

Die Mitglieder des Jugendarbeitsschutzausschusses werden von der Aufsichtsbehörde berufen, 

die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Vorschlag der im Aufsichtsbezirk bestehen-

den Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, der Arzt auf Vorschlage der Ärztekammer, der 

Lehrer auf Vorschlag der nach Landes recht zuständigen Behörde, die übrigen Vertreter auf Vor-

schlag der in Absatz 2 Nr. 2 und 3 genannten Stellen. § 55 Abs. 4 bis 8 gilt mit der Maßgabe 

entsprechend, dass die Entschädigung von der Aufsichtsbehörde mit Genehmigung der von der 

Landesregierung bestimmten obersten Landesbehörde festgesetzt wird. 
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§ 57 
Aufgaben der Ausschüsse 
(1) 

Der Landesausschuss berät die oberste Landesbehörde in allen allgemeinen Angelegenheiten 

des Jugendarbeitsschutzes und macht Vorschläge für die Durchführung dieses Gesetzes. Er 

klärt über Inhalt und Ziel des Jugendarbeitsschutzes auf. 

 

(2) 

Die oberste Landesbehörde beteiligt den Landesausschuss in Angelegenheiten von besonderer 

Bedeutung, insbesondere vor Erlass von Rechtsvorschriften zur Durchführung dieses Gesetzes. 

 

(3) 

Der Landesausschuss hat über seine Tätigkeit im Zusammenhang mit dem Bericht der Auf-

sichtsbehörden nach § 51 Abs. 3 zu berichten. 

 

(4) 

Der Ausschuss für Jugendarbeitsschutz bei der Aufsichtsbehörde berät diese in allen allgemei-

nen Angelegenheiten des Jugendarbeitsschutzes und macht dem Landesausschuss Vorschläge 

für die Durchführung dieses Gesetzes. Er klärt über Inhalt und Ziel des Jugendarbeitsschutzes 

auf. 

 

Fünfter Abschnitt 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

 

§ 58 
Bußgeld und Strafvorschriften 
(1) 

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 5 Abs. 1, auch in Verbindung mit § 2 Abs. 3, ein Kind oder einen Jugendli-

chen, der der Vollzeitschulpflicht unterliegt, beschäftigt, 

2. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 1 oder Satz 3, jeweils auch in Verbindung mit § 2 Abs. 3, ein 

Kind über 13 Jahre oder einen Jugendlichen, der der Vollzeitschulpflicht unterliegt, in an-

derer als der zugelassenen Weise beschäftigt, 

3. (weggefallen) 

4. entgegen § 7 Satz 1 Nr. 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 

1, ein Kind, das der Vollzeitschulpflicht nicht mehr unterliegt, in anderer als der zugelas-

senen Weise beschäftigt, 

5. entgegen § 8 einen Jugendlichen über die zulässige Dauer der Arbeitszeit hinaus be-

schäftigt, 

6. entgegen § 9 Abs. 1 oder 4 in Verbindung mit Absatz 1 eine dort bezeichnete Person an 

Berufsschultagen oder in Berufsschulwochen nicht freistellt, 
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7. entgegen § 10 Abs. 1 einen Jugendlichen für die Teilnahme an Prüfungen oder Ausbil-

dungsmaßnahmen oder an dem Arbeitstag, der der schriftlichen Abschlussprüfung un-

mittelbar vorangeht, nicht freistellt, 

8. entgegen § 11 Abs. 1 oder 2 Ruhepausen nicht, nicht mit der vorgeschriebenen Min-

destdauer oder nicht in der vorgeschriebenen zeitlichen Lage gewährt, 

9. entgegen § 12 einen Jugendlichen über die zulässige Schichtzeit hinaus beschäftigt, 

10. entgegen § 13 die Mindestfreizeit nicht gewährt, 

11. entgegen § 14 Abs. 1 einen Jugendlichen außerhalb der Zeit von 6 bis 20 Uhr oder ent-

gegen § 14 Abs. 7 Satz 3 vor Ablauf der Mindestfreizeit beschäftigt, 

12. entgegen § 15 einen Jugendlichen an mehr als fünf Tagen in der Woche beschäftigt, 

13. entgegen § 16 Abs. 1 einen Jugendlichen an Samstagen beschäftigt oder entgegen § 16 

Abs. 3 Satz 1 den Jugendlichen nicht freistellt, 

14. entgegen § 17 Abs. 1 einen Jugendlichen an Sonntagen beschäftigt oder entgegen § 17 

Abs. 2 Satz  2 Halbsatz 2 oder Abs. 3 Satz 1 den Jugendlichen nicht freistellt, 

14. entgegen § 18 Abs. 1 einen Jugendlichen am 24. oder 31. Dezember nach 14 Uhr oder 

an gesetzlichen Feiertagen beschäftigt oder entgegen § 18 Abs. 3 nicht freistellt, 

15. entgegen § 19 Abs. 1, auch in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1 oder 2, oder entgegen § 19 

Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 2 Urlaub nicht oder nicht mit der vorgeschriebenen Dauer 

gewährt, 

16. entgegen § 21 Abs. 2 die geleistete Mehrarbeit durch Verkürzung der Arbeitszeit nicht 

ausgleicht, 

17. entgegen § 22 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 1, 

einen Jugendlichen mit den dort genannten Arbeiten beschäftigt, 

18. entgegen § 23 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 1, 

einen Jugendlichen mit Arbeiten mit Lohnanreiz, in einer Arbeitsgruppe mit Erwachsenen, 

deren Entgelt vom Ergebnis ihrer Arbeit abhängt, oder mit tempoabhängigen Arbeiten 

beschäftigt, 

19. entgegen § 24 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 1, 

einen Jugendlichen mit Arbeiten unter Tage beschäftigt, 

20. entgegen § 31 Abs. 2 Satz 2 einem Jugendlichen für seine Altersstufe nicht zulässige 

Getränke oder Tabakwaren gibt, 

21. entgegen § 32 Abs. 1 einen Jugendlichen ohne ärztliche Bescheinigung über die Erstun-

tersuchung beschäftigt, 

22. entgegen § 33 Abs. 3 einen Jugendlichen ohne ärztliche Bescheinigung über die erste 

Nachuntersuchung weiterbeschäftigt, 

23. entgegen § 36 einen Jugendlichen ohne Vorlage der erforderlichen ärztlichen Bescheini-

gungen beschäftigt, 

24. entgegen § 40 Abs. 1 einen Jugendlichen mit Arbeiten beschäftigt, durch deren Ausfüh-

rung der Arzt nach der von ihm erteilten Bescheinigung die Gesundheit oder die Entwick-

lung des Jugendlichen für gefährdet hält, 

25. einer Rechtsverordnung nach 

a) § 26 Nr. 2 oder 
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b) § 28 Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand 

auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

26. einer vollziehbaren Anordnung der Aufsichtsbehörde nach § 6 Abs. 3, § 27 Abs. 1 Satz 2 

oder Abs. 2, § 28 Abs. 3 oder § 30 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

27. einer vollziehbaren Auflage der Aufsichtsbehörde nach § 6 Abs. 1, § 14 Abs. 7, § 27 Abs. 

3 oder § 40 Abs. 2, jeweils in Verbindung mit § 54 Abs. 1, zuwiderhandelt, 

28. einer vollziehbaren Anordnung oder Auflage der Aufsichtsbehörde auf Grund einer 

Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 2 oder § 28 Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit die Rechts-

verordnung für einen bestimmten Tatbestand auf die Bußgeldvorschrift verweist. 

 

(2) 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 25 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 

Satz 1 einen Jugendlichen beschäftigt, beaufsichtigt, anweist oder ausbildet, obwohl ihm dies 

verboten ist, oder einen anderen, dem dies verboten ist, mit der- Beaufsichtigung, Anweisung oder 

Ausbildung eines Jugendlichen beauftragt. 

 

(3) 

Absatz 1 Nr. 4, 6 bis 29 und Absatz 2 gelten auch für die Beschäftigung von Kindern (§ 2 Abs. 1) 

oder Jugendlichen, die der Vollzeitschulpflicht unterliegen (§ 2 Abs. 3), nach § 5 Abs. 2 Absatz 1 

Nr. 6 bis 29 und Absatz 2 gelten auch für die Beschäftigung von Kindern, die der Vollzeitschul-

pflicht nicht mehr unterliegen, 

nach § 7. 

 

(4) 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntausend Euro geahndet werden. 

 

(5) 

Wer vorsätzlich eine in Absatz 1, 2 oder 3 bezeichnete Handlung begeht und dadurch ein Kind, 

einen Jugendlichen oder im Fall des Absatzes 1 Nr. 6 eine Person, die noch nicht 21 Jahre alt ist, 

in ihrer Gesundheit oder Arbeitskraft gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 

Geldstrafe bestraft. Ebenso wird bestraft, wer eine in Absatz 1, 2 oder 3 bezeichnete Handlung 

beharrlich wiederholt. 

 

(6) 

Wer in den Fällen des Absatzes 5 Satz 1 die Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe 

bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen bestraft. 

 

§ 59 
Bußgeldvorschriften 

(1) 

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 2 ein Kind vor Erhalt des Bewilligungsbescheids beschäftigt, 

2. entgegen § 11 Abs. 3 den Aufenthalt in Arbeitsräumen gestattet, 
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3. entgegen § 29 einen Jugendlichen über Gefahren nicht, nicht richtig oder nicht rechtzei-

tig unterweist, 

4. entgegen § 33 Abs. 2 Satz 1 einen Jugendlichen nicht oder nicht rechtzeitig zur Vorlage 

einer ärztlichen Bescheinigung auffordert, 

5. entgegen § 41 die ärztliche Bescheinigung nicht aufbewahrt, vorlegt, einsendet oder 

aushändigt, 

6. entgegen § 43 Satz 1 einen Jugendlichen für ärztliche Untersuchungen nicht freistellt, 

7. entgegen § 47 einen Abdruck des Gesetzes oder die Anschrift der zuständigen Auf-

sichtsbehörde nicht auslegt oder aushängt, 

8. entgegen § 48 Arbeitszeit und Pausen nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise 

aushängt, 

9. entgegen § 49 ein Verzeichnis nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise führt, 

10. entgegen § 50 Abs. 1 Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollständig macht oder Ver-

zeichnisse oder Unterlagen nicht vorlegt oder einsendet oder entgegen § 50 Abs. 2 Ver-

zeichnisse oder Unterlagen nicht oder nicht vorschriftsmäßig aufbewahrt, 

11. entgegen § 51 Abs. 2 Satz 2 das Betreten oder Besichtigen der Arbeitsstätten nicht ges-

tattet, 

12. entgegen § 54 Abs. 3 einen Aushang nicht anbringt. 

 

(3) 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro geahndet 

werden. 
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5.13 Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mutter 
 (Mutterschutzgesetz [MuSchG]) 

 

in der Fassung vom 20. Juni 2002 geändert durch Artikel 2 Abs. 10 des Gesetzes vom 5. Dezem-

ber 2006 (BGBl. I S. 2748) 

 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 
Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt 

1. für Frauen, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, 

2. für weibliche in Heimarbeit Beschäftigte und ihnen Gleichgestellte (§ 1 Abs. 1 und 2 des Heim-

arbeitsgesetzes vom 14. März 1951 BGBl. I S. 191), soweit sie am Stück mitarbeiten. 

 

§ 2 
Gestaltung des Arbeitsplatzes 

(1) 

Wer eine werdende oder stillende Mutter beschäftigt, hat bei der Einrichtung und der Unterhaltung 

des Arbeitsplatzes einschließlich der Maschinen, Werkzeuge und Geräte und bei der Regelung der 

Beschäftigung die erforderlichen Vorkehrungen und Maßnahmen zum Schutze von Leben und 

Gesundheit der werdenden 

oder stillenden Mutter zu treffen. 

 

(2) 

Wer eine werdende oder stillende Mutter mit Arbeiten beschäftigt, bei denen sie ständig stehen 

oder gehen muss, hat für sie eine Sitzgelegenheit zum kurzen Ausruhen bereitzustellen. 

 

(3) 

Wer eine werdende oder stillende Mutter mit Arbeiten beschäftigt, bei denen sie ständig sitzen 

muss, hat ihr Gelegenheit zu kurzen Unterbrechungen ihrer Arbeit zu geben. 

 

(4) 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. den Arbeitgeber zu verpflichten, zur Vermeidung von Gesundheitsgefährdungen der werden

 den oder stillenden Mütter oder ihrer Kinder Liegeräume für diese Frauen einzurichten und 

 sonstige Maßnahmen zur Durchführung des in Absatz 1 enthaltenen Grundsatzes zu treffen, 

2.  nähere Einzelheiten zu regeln wegen der Verpflichtung des Arbeitgebers zur Beurteilung einer 

 Gefährdung für die werdenden oder stillenden Mütter, zur Durchführung der notwendigen 

 Schutzmaßnahmen und zur Unterrichtung der betroffenen Arbeitnehmerinnen nach Maßgabe 

 der insoweit umzusetzenden Artikel 4 bis 6 der Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. 
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 Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und 

 des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillen-

 den Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (ABl. EG Nr. L 348 S. 1). 

 

(5) 

Unabhängig von den auf Grund des Absatzes 4 erlassenen Vorschriften kann die Aufsichtsbehör-

de in Einzelfällen anordnen, welche Vorkehrungen und Maßnahmen zur Durchführung des Absat-

zes 1 zu treffen sind. 

 

Zweiter Abschnitt 
Beschäftigungsverbote 

 

§ 3 
Beschäftigungsverbote für werdende Mütter 

(1) 

Werdende Mütter dürfen nicht beschäftigt werden, soweit nach ärztlichem Zeugnis Leben oder 

Gesundheit von Mutter oder Kind bei Fortdauer der Beschäftigung gefährdet ist. 

 

(2) 

Werdende Mütter dürfen in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung nicht beschäftigt wer-

den, es sei denn, dass sie sich zur Arbeitsleistung ausdrücklich bereit erklären; die Erklärung kann 

jederzeit widerrufen werden. 

 

§ 4 
Weitere Beschäftigungsverbote 

(1) 

Werdende Mütter dürfen nicht mit schweren körperlichen Arbeiten und nicht mit Arbeiten beschäf-

tigt werden, 

bei denen sie schädlichen Einwirkungen von gesundheitsgefährdenden Stoffen oder Strahlen von 

Staub, Gasen oder Dämpfen, von Hitze, Kälte oder Nässe, von Erschütterungen oder Lärm aus-

gesetzt 

sind. 

 

(2) 

Werdende Mütter dürfen insbesondere nicht beschäftigt werden 

1. mit Arbeiten, bei denen regelmäßig Lasten von mehr als fünf kg Gewicht oder gelegent-

lich Lasten von mehr als zehn kg Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel von Hand geho-

ben, bewegt oder befördert werden. Sollen größere Lasten mit mechanischen Hilfsmitteln 

von Hand gehoben, bewegt oder befördert werden, so darf die körperliche Beanspru-

chung der werdenden Mutter nicht größer sein als bei Arbeiten nach Satz 1, 

2. nach Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft mit Arbeiten, bei denen sie ständig 

stehen müssen, soweit diese Beschäftigung täglich vier Stunden überschreitet, 
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3. mit Arbeiten, bei denen sie sich häufig erheblich strecken oder beugen oder bei denen 

sie dauernd hocken oder sich gebückt halten müssen, 

4. mit der Bedienung von Geräten und Maschinen aller Art mit hoher Fußbeanspruchung, 

insbesondere von solchen mit Fußantrieb, 

5. mit dem Schälen von Holz, 

6. mit Arbeiten, bei denen sie infolge ihrer Schwangerschaft in besonderem Maße der Ge-

fahr, an einer Berufskrankheit zu erkranken, ausgesetzt sind oder bei denen durch das 

Risiko der Entstehung einer Berufskrankheit eine erhöhte Gefährdung für die werdende 

Mutter oder eine Gefahr für die Leibesfrucht besteht, 

7. nach Ablauf des dritten Monats der Schwangerschaft auf Beförderungsmitteln, 

8. mit Arbeiten, bei denen sie erhöhten Unfallgefahren, insbesondere der Gefahr auszuglei-

ten, zu fallen oder abzustürzen, ausgesetzt sind. 

 

(3) 

Die Beschäftigung von werdenden Müttern mit 

1. Akkordarbeit und sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein 

höheres Entgelt erzielt werden kann, 

2. Fließarbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo ist verboten. 

Die Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen bewilligen, wenn die Art der Arbeit und das Arbeitstempo 

eine Beeinträchtigung der Gesundheit von Mutter oder Kind nicht befürchten lassen. Die Auf-

sichtsbehörde kann die Beschäftigung für alle werdenden Mütter eines Betriebes oder einer Be-

triebsabteilung bewilligen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 2 für alle im Betrieb oder in der 

Betriebsabteilung beschäftigten Frauen gegeben sind. 

 

(4) 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Vermeidung von Gesundheitsgefährdungen der wer-

denden oder stillenden Mütter und ihrer Kinder durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 

Bundesrates 

1. Arbeiten zu bestimmen, die unter die Beschäftigungsverbote der Absätze 1 und 2 fallen, 

2. weitere Beschäftigungsverbote für werdende und stillende Mütter vor und nach der Ent-

bindung zu erlassen. 

 

(5) 

Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen bestimmen, ob eine Arbeit unter die Beschäftigungsver-

bote der Absätze 1 bis 3 oder einer von der Bundesregierung gemäß Absatz 4 erlassenen Verord-

nung fällt. Sie kann in Einzelfällen die Beschäftigung mit bestimmten anderen Arbeiten verbieten. 

 

§ 5  
Mitteilungspflicht, ärztliches Zeugnis 

(1) 

Werdende Mütter sollen dem Arbeitgeber ihre Schwangerschaft und den mutmaßlichen 

Tag der Entbindung mitteilen, sobald ihnen ihr Zustand bekannt ist. Auf Verlangen des Arbeitge-

bers sollen sie das Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme vorlegen. Der Arbeitgeber hat die 
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Aufsichtsbehörde unverzüglich von der Mitteilung der werdenden Mutter zu benachrichtigen. Er 

darf die Mitteilung der werdenden Mutter Dritten nicht unbefugt bekannt geben. 

 

(2) 

Für die Berechnung der in § 3 Abs. 2 bezeichneten Zeiträume vor der Entbindung ist das Zeugnis 

eines Arztes oder einer Hebamme maßgebend; das Zeugnis soll den mutmaßlichen Tag der 

Entbindung angeben. Irrt sich der Arzt oder die Hebamme über den Zeitpunkt der Entbindung, so 

verkürzt oder verlängert sich diese Frist entsprechend. 

 

(3) 

Die Kosten für die Zeugnisse nach den Absätzen 1 und 2 trägt der Arbeitgeber.  

 

§ 6 
Beschäftigungsverbote nach der Entbindung 

(1) 

Werdende Mütter sollen dem Arbeitgeber ihre Schwangerschaft und den mutmaßlichen 

Tag der Entbindung mitteilen, sobald ihnen ihr Zustand bekannt ist. Auf Verlangen des Arbeitge-

bers sollen sie das Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme vorlegen. Der Arbeitgeber hat die 

Aufsichtsbehörde unverzüglich von der Mitteilung der werdenden Mutter zu benachrichtigen. Er 

darf die Mitteilung der werdenden Mutter Dritten nicht unbefugt bekannt geben. 

 

(2) 

Für die Berechnung der in § 3 Abs. 2 bezeichneten Zeiträume vor der Entbindung ist das Zeugnis 

eines Arztes oder einer Hebamme maßgebend; das Zeugnis soll den mutmaßlichen Tag der 

Entbindung angeben. Irrt sich der Arzt oder die Hebamme über den Zeitpunkt der Entbindung, so 

verkürzt oder verlängert sich diese Frist entsprechend. 

 

(3) 

Die Kosten für die Zeugnisse nach den Absätzen 1 und 2 trägt der Arbeitgeber. 

 
§ 7 
Stillzeit 

(1) 

Stillenden Müttern ist auf ihr Verlangen die zum Stillen erforderliche Zeit, mindestens aber zweimal 

täglich eine halbe Stunde oder einmal täglich eine Stunde freizugeben. Bei einer zusammenhän-

genden Arbeitszeit von mehr als acht Stunden soll auf Verlangen zweimal eine Stillzeit von min-

destens 45 Minuten oder, wenn in der Nähe der Arbeitsstätte keine Stillgelegenheit vorhanden ist, 

einmal eine Stillzeit von mindestens 90 Minuten gewährt werden. Die Arbeitszeit gilt als zusam-

menhängend, soweit sie nicht durch eine Ruhepause von mindestens zwei Stunden unterbrochen 

wird. 
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(2) 

Durch die Gewährung der Stillzeit darf ein Verdienstausfall nicht eintreten. Die Stillzeit darf von 

stillenden Müttern nicht vor- oder nachgearbeitet und nicht auf die in dem Arbeitszeitgesetz oder in 

anderen Vorschriften festgesetzten Ruhepausen angerechnet werden. 

 

(3) 

Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen nähere Bestimmungen über Zahl, Lage und Dauer der 

Stillzeiten treffen; sie kann die Einrichtung von Stillräumen vorschreiben. 

 

(4) 

Der Auftraggeber oder Zwischenmeister hat den in Heimarbeit Beschäftigten und den ihnen 

Gleichgestellten für die Stillzeit ein Entgelt von 75 vom Hundert eines durchschnittlichen Stunden-

verdienstes, mindestens aber 0,38 € für jeden Werktag zu zahlen. Ist die Frau für mehrere Auf-

traggeber oder Zwischenmeister tätig, so haben diese das Entgelt für die Stillzeit zu gleichen 

Teilen zu gewähren. Auf das Entgelt finden die Vorschriften der §§ 23 bis 25 des Heimarbeitsge-

setzes vom 14. März 1951 (BGBl. I S. 191) über den Entgeltschutz Anwendung. 

 

§ 8 
Mehrarbeit, Nacht- und Sonntagsarbeit 

(1) 

Werdende und stillende Mütter dürfen nicht mit Mehrarbeit, nicht in der Nacht zwischen 20 und 6 

Uhr und nicht an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden. 

 

(2) 

Mehrarbeit im Sinne des Absatzes 1 ist jede Arbeit, die 

1. von Frauen unter 18 Jahren über 8 Stunden täglich oder 80 Stunden in der Doppelwoche, 

2. von sonstigen Frauen über 8 1/2 Stunden täglich oder 90 Stunden in der Doppelwoche 

hinaus geleistet wird. In die Doppelwoche werden die Sonntage eingerechnet. 

 

(3) 

Abweichend vom Nachtarbeitsverbot des Absatzes 1 dürfen werdende Mütter in den ersten vier 

Monaten der Schwangerschaft und stillende Mütter beschäftigt werden 

1. in Gast- und Schankwirtschaften und im übrigen Beherbergungswesen bis 22 Uhr, 

2. in der Landwirtschaft mit dem Melken von Vieh ab 5 Uhr, 

3. als Künstlerinnen bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und ähnlichen Aufführun-

gen bis 23 Uhr. 

 

(4) 

Im Verkehrswesen, in Gast- und Schankwirtschaften und im übrigen Beherbergungswesen, im 

Familienhaushalt, in Krankenpflege- und in Badeanstalten, bei Musikaufführungen, Theatervorstel-

lungen, anderen Schaustellungen, Darbietungen oder Lustbarkeiten dürfen werdende oder stillen-

de Mütter, abweichend von Absatz 1, an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden, wenn ihnen in 
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jeder Woche einmal eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 24 Stunden im Anschluss an 

eine Nachtruhe gewährt wird. 

 

(5) 

An in Heimarbeit Beschäftigte und ihnen Gleichgestellte, die werdende oder stillende Mütter sind, 

darf Heimarbeit nur in solchem Umfang und mit solchen Fertigungsfristen ausgegeben werden, 

dass sie von der werdenden Mutter voraussichtlich während einer 8-stündigen Tagesarbeitszeit, 

von der stillenden Mutter voraussichtlich während einer 7 1/4-stündigen Tagesarbeitszeit an Werk-

tagen ausgeführt werden kann. Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen nähere Bestimmungen 

über die Arbeitsmenge treffen; falls ein Heimarbeitsausschuss besteht, hat sie diesen vorher zu 

hören. 

 

(6) 

Die Aufsichtsbehörde kann in begründeten Einzelfällen Ausnahmen von den vorstehenden Vor-

schriften zulassen. 

 

Dritter Abschnitt 
Kündigung  
 
§ 9 
Kündigungsverbot 

(1) 

Die Kündigung gegenüber einer Frau während der Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier 

Monaten nach der Entbindung ist unzulässig, wenn dem Arbeitgeber zur Zeit der Kündigung die 

Schwangerschaft oder Entbindung bekannt war oder innerhalb zweier Wochen nach Zugang der 

Kündigung mitgeteilt wird; das Überschreiten dieser Frist ist unschädlich, wenn es auf einem von 

der Frau nicht zu vertretenden Grund beruht und die Mitteilung unverzüglich nachgeholt wird. Die 

Vorschrift des Satzes 1 gilt für Frauen, die den in Heimarbeit Beschäftigten gleichgestellt sind, nur, 

wenn sich die Gleichstellung auch auf den Neunten Abschnitt – Kündigung – des Heimarbeitsge-

setzes vom 14. März 1951 (BGBl. I S. 191) erstreckt. 

 

(2) 

Kündigt eine schwangere Frau, gilt § 5 Abs. 1 Satz 3 entsprechend. 

 

(3) 

Die für den Arbeitsschutz zuständige oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle 

kann in besonderen Fällen, die nicht mit dem Zustand einer Frau während der Schwangerschaft 

oder ihrer Lage bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung in Zusammenhang stehen, 

ausnahmsweise die Kündigung für zulässig erklären. Die Kündigung bedarf der schriftlichen Form 

und sie muss den zulässigen Kündigungsgrund angeben. 
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(4) 

In Heimarbeit Beschäftigte und ihnen Gleichgestellte dürfen während der Schwangerschaft und bis 

zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung nicht gegen ihren Willen bei der Ausgabe von 

Heimarbeit ausgeschlossen werden; die Vorschriften der §§ 3, 4, 6 und 8 Abs. 5 bleiben unberührt. 

 

§ 10 
Erhaltung von Rechten 

(1) 

Eine Frau kann während der Schwangerschaft und während der Schutzfrist nach der Entbindung 

(§ 6 Abs. 1) das Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung einer Frist zum Ende der Schutzfrist nach der 

Entbindung kündigen. 

 

(2) 

Wird das Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 aufgelöst und wird die Frau innerhalb eines Jahres nach 

der Entbindung in ihrem bisherigen Betrieb wieder eingestellt, so gilt, soweit Rechte aus dem 

Arbeitsverhältnis von der Dauer der Betriebs- oder Berufszugehörigkeit oder von der Dauer der 

Beschäftigungs- oder Dienstzeit abhängen, das Arbeitsverhältnis als nicht unterbrochen. Dies 

gilt nicht, wenn die Frau in der Zeit von der Auflösung des Arbeitsverhältnisses bis zur Wiederein-

stellung bei einem anderen Arbeitgeber beschäftigt war. 

 

Vierter Abschnitt 
Leistungen 

 

§ 11 
Arbeitsentgelt bei Beschäftigungsverbot 

(1) 

Den unter den Geltungsbereich des § 1 fallenden Frauen ist, soweit sie nicht Mutterschaftsgeld 

nach den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung beziehen können, vom Arbeitgeber min-

destens der Durchschnittsverdienst der letzten 13 Wochen oder der letzten drei Monate vor Beginn 

des Monats, in dem die Schwangerschaft eingetreten ist, weiter zu gewähren, wenn sie wegen 

eines Beschäftigungsverbots nach § 3 Abs. 1, §§ 4, 6 Abs. 2 oder 3 oder wegen des Mehr-, Nacht- 

oder Sonntagsarbeitsverbots nach § 8 Abs. 1, 3 oder 5 teilweise oder völlig mit der Arbeit ausset-

zen. Dies gilt auch, wenn wegen dieser Verbote die Beschäftigung oder die Entlohnungsart wech-

selt. Wird das Arbeitsverhältnis erst nach Eintritt der Schwangerschaft begonnen, so ist der Durch-

schnittsverdienst aus dem Arbeitsentgelt der ersten 13 Wochen oder drei Monate der Beschäfti-

gung zu berechnen. Hat das Arbeitsverhältnis nach Satz 1 oder 3 kürzer gedauert, so ist der 

kürzere Zeitraum der Berechnung zugrunde zu legen. Zeiten, in denen kein Arbeitsentgelt erzielt 

wurde, bleiben außer Betracht. 

 

(2) 

Bei Verdiensterhöhungen nicht nur vorübergehender Natur, die während oder nach Ablauf des 

Berechnungszeitraums eintreten, ist von dem erhöhten Verdienst auszugehen. Verdienstkürzun-

gen, die im Berechnungszeitraum infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschuldeter 
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Arbeitsversäumnis eintreten, bleiben für die Berechnung des Durchschnittsverdienstes außer 

Betracht. Zu berücksichtigen sind dauerhafte Verdienstkürzungen, die während oder nach Ablauf 

des Berechnungszeitraums eintreten und nicht auf einem mutterschutzrechtlichen Beschäftigungs-

verbot beruhen. 

 

(3) 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

Vorschriften über die Berechnung des Durchschnittsverdienstes im Sinne der Absätze 1 und 2 zu 

erlassen. 

 

§ 13 
Mutterschaftsgeld 

(1) 

Frauen, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse sind, erhalten für die Zeit der Schutzfristen 

des § 3 Abs. 2 und des § 6 Abs. 1 sowie für den Entbindungstag Mutterschaftsgeld nach den 

Vorschriften der Reichsversicherungsordnung oder des Gesetzes über die Krankenversicherung 

der Landwirte über das Mutterschaftsgeld. 

 

(2) 

Frauen, die nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse sind, erhalten, wenn sie bei Beginn der 

Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 in einem Arbeitsverhältnis stehen oder in Heimarbeit beschäftigt sind, 

für die Zeit der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und des § 6 Abs. 1 sowie für den Entbindungstag 

Mutterschaftsgeld zu Lasten des Bundes in entsprechender Anwendung der Vorschriften der 

Reichsversicherungsordnung über das Mutterschaftsgeld, höchstens jedoch insgesamt 210 €. Das 

Mutterschaftsgeld wird diesen Frauen auf Antrag vom Bundesversicherungsamt gezahlt. Die Sätze 

1 und 2 gelten für Frauen entsprechend, deren Arbeitsverhältnis während ihrer Schwangerschaft 

oder der Schutzfrist des § 6 Abs. 1 nach Maßgabe von § 9 Abs. 3 aufgelöst worden ist. 

 

(3) 

Frauen, die während der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 oder des § 6 Abs. 1 von einem Beamten- in 

ein Arbeitsverhältnis wechseln, erhalten von diesem Zeitpunkt an Mutterschaftsgeld entsprechend 

den Absätzen 1 und 2. 

 

§ 14 
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld 

(1) 

Frauen, die Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach § 200 Abs. 1, 2 Satz 1 bis 4 und Abs. 3 der 

Reichsversicherungsordnung, § 29 Abs. 1, 2 und 4 des Gesetzes über die Krankenversicherung 

der Landwirte oder § 13 Abs. 2, 3 haben, erhalten während ihres bestehenden Arbeitsverhältnis-

ses für die Zeit der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 sowie für den Entbindungstag von 

ihrem Arbeitgeber einen Zuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen 13 € und dem um 

die gesetzlichen Abzüge verminderten durchschnittlichen kalendertäglichen Arbeitsentgelt. Das 

durchschnittliche kalendertägliche Arbeitsentgelt ist aus den letzten drei abgerechneten Kalender-
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monaten, bei wöchentlicher Abrechnung aus den letzten 13 abgerechneten Wochen vor Beginn 

der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 zu berechnen. Nicht nur vorübergehende Erhöhungen des Arbeits-

entgeltes, die während der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 wirksam werden, sind ab 

diesem Zeitpunkt in die Berechnung einzubeziehen. Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (§ 23a des 

Vierten Buches Sozialgesetzbuch) sowie Tage, an denen infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen 

oder unverschuldeter Arbeitsversäumnis kein oder ein vermindertes Arbeitsentgelt erzielt wurde, 

bleiben außer Betracht. Zu berücksichtigen sind dauerhafte Verdienstkürzungen, die während oder 

nach Ablauf des Berechnungszeitraums eintreten und nicht auf einem mutterschutzrechtlichen 

Beschäftigungsverbot beruhen. Ist danach eine Berechnung nicht möglich, so ist das durchschnitt-

liche kalendertägliche Arbeitsentgelt einer gleichartig Beschäftigten zugrunde zu legen. 

 

(2) 

Frauen, deren Arbeitsverhältnis während ihrer Schwangerschaft oder während der Schutzfrist des 

§ 6 Abs. 1 nach Maßgabe von § 9 Abs. 3 aufgelöst worden ist, erhalten bis zum Ende dieser 

Schutzfrist den Zuschuss nach Absatz 1 zu Lasten des Bundes von der für die Zahlung des Mut-

terschaftsgeldes zuständigen Stelle. 

 

(3) 

Absatz 2 gilt für den Zuschuss des Bundes entsprechend, wenn der Arbeitgeber wegen eines 

Insolvenzereignisses im Sinne des § 183 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

seinen Zuschuss nach Absatz 1 nicht zahlen kann. 

 

(4) 

Der Zuschuss nach den Absätzen 1 bis 3 entfällt für die Zeit, in der Frauen die Elternzeit nach dem 

Bundeserziehungsgeldgesetz in Anspruch nehmen oder in Anspruch genommen hätten, wenn 

deren Arbeitsverhältnis nicht während ihrer Schwangerschaft oder während der Schutzfrist des § 6 

Abs. 1 vom Arbeitgeber zulässig aufgelöst worden wäre. Dies gilt nicht, soweit sie eine zulässige 

Teilzeitarbeit leisten. 

 

§ 15 
Sonstige Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft 

 

Frauen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, erhalten auch die folgenden 

Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft nach den Vorschriften der Reichsversiche-

rungsordnung oder des Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte: 

1. ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe, 

2. Versorgung mit Arznei-, Verband- und Heilmitteln, 

3. stationäre Entbindung, 

4. häusliche Pflege, 

5. Haushaltshilfe, 

6. Entbindungsgeld. 
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§ 16 
Freistellung für Untersuchungen 

 

Der Arbeitgeber hat die Frau für die Zeit freizustellen, die zur Durchführung der Untersuchungen 

im Rahmen der Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung bei Schwangerschaft und 

Mutterschaft erforderlich ist. Entsprechendes gilt zugunsten der Frau, die nicht in der gesetzlichen 

Krankenversicherung versichert ist. Ein Entgeltausfall darf hierdurch nicht eintreten. 

 

§ 17 
Erholungsurlaub 

 

Für den Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub und dessen Dauer gelten die Ausfallzeiten 

wegen mutterschutzrechtlicher Beschäftigungsverbote als Beschäftigungszeiten. Hat die Frau 

ihren Urlaub vor Beginn der Beschäftigungsverbote nicht oder nicht vollständig erhalten, so kann 

sie nach Ablauf der Fristen den Resturlaub im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr beanspru-

chen. 

 

Fünfter Abschnitt 
Durchführung des Gesetzes 

 

§ 18 
Auslage des Gesetzes 

(1) 

In Betrieben und Verwaltungen, in denen regelmäßig mehr als drei Frauen beschäftigt werden, ist 

ein Abdruck dieses Gesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen oder auszuhängen. 

 

(2) 

Wer Heimarbeit ausgibt oder abnimmt, hat in den Räumen der Ausgabe und Abnahme einen 

Abdruck dieses Gesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen oder auszuhängen. 

 

§ 19 
Auskunft 

(1) 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der Aufsichtsbehörde auf Verlangen 

1. die zur Erfüllung der Aufgaben dieser Behörde erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß 

und vollständig zu machen, 

2. die Unterlagen, aus denen Namen, Beschäftigungsart und -zeiten der werdenden und stil-

lenden Mütter sowie Lohn- und Gehaltszahlungen ersichtlich sind, und alle sonstigen Un-

terlagen, die sich auf die zu Nummer 1 zu machenden Angaben beziehen, zur Einsicht 

vorzulegen oder einzusenden. 

(2) 

Die Unterlagen sind mindestens bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der letzten Eintragung 

aufzubewahren. 
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§ 20 
Aufsichtsbehörden 

(1) 

Die Aufsicht über die Ausführung der Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses 

Gesetzes erlassenen Vorschriften obliegt den nach Landesrecht zuständigen Behörden (Auf-

sichtsbehörden). 

  

(2) 

Die Aufsichtsbehörden haben dieselben Befugnisse und Obliegenheiten wie nach § 139b der 

Gewerbeordnung die dort genannten besonderen Beamten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 

der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

 

Sechster Abschnitt 
Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten 

 

§ 21 
Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten 

(1) 

Ordnungswidrig handelt der Arbeitgeber, der vorsätzlich oder fahrlässig  

1. den Vorschriften der §§ 3, 4 Abs. 1 bis 3 Satz 1 oder § 6 Abs. 1 bis 3 Satz 1 über die Be-

schäftigungsverbote vor und nach der Entbindung, 

2. den Vorschriften des § 7 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2 über die Stillzeit, 

3. den Vorschriften des § 8 Abs. 1 oder 3 bis 5 Satz 1 über Mehr-, Nacht- oder Sonntagsar-

beit, 

4. den auf Grund des § 4 Abs. 4 erlassenen Vorschriften, soweit sie für einen bestimmten 

Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweisen, 

5. einer vollziehbaren Verfügung der Aufsichtsbehörde nach § 2 Abs. 5, § 4 Abs. 5, § 6 Abs. 

3 Satz 2, § Abs. 3 oder § 8 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 1, 

6. den Vorschriften des § 5 Abs. 1 Satz 3 über die Benachrichtigung, 

7. der Vorschrift des § 16 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, über die Freistellung für Un-

tersuchungen oder 

8. den Vorschriften des § 18 über die Auslage des Gesetzes oder des § 19 über die Einsicht, 

Aufbewahrung und Vorlage der Unterlagen und über die Auskunft zuwiderhandelt. 

 

(2) 

Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntausend 

Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 6 bis 8 mit einer Geldbuße bis zu zweitausend-

fünfhundert Euro geahndet werden. 
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(3) 

Wer vorsätzlich eine der in Absatz 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Handlungen begeht und dadurch die 

Frau in ihrer Arbeitskraft oder Gesundheit gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 

oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(4) 

Wer in den Fällen des Absatzes 3 die Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen bestraft. 

 

§ 22 
weggefallen 

 

§ 23 
weggefallen 

 

Siebenter Abschnitt 
Schlussvorschriften 

 

§ 24 
In Heimarbeit Beschäftigte 

 

Für die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten gelten 1. die §§ 3, 4 und 6 mit 

der Maßgabe, dass an die Stelle der Beschäftigungsverbote das Verbot der Ausgabe von Heimar-

beit tritt, 2. § 2 Abs. 4, § 5 Abs. 1 und 3, § 9 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2, die §§ 14, 16, 19 

Abs. 1 und § 21 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber 

oder Zwischenmeister tritt. 

 

§ 25 
weggefallen 
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5.14 Mindesturlaubsgesetz für Arbeitnehmer  

 (Bundesurlaubsgesetz – BUrlG) 
 

zuletzt geändert am 07. Mai 2002 

 

§ 1 
Urlaubsanspruch 

 

Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub. 

 

§ 2 
Geltungsbereich 

 

Arbeitnehmer im Sinne des Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer Berufsaus-

bildung Beschäftigten. Als Arbeitnehmer gelten auch Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen 

Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; für den Bereich der Heim-

arbeit gilt § 12. 

 

§ 3 
Dauer des Urlaubs 

(1) 

Der Urlaub beträgt jährlich mindestens 24 Werktage. 

 

(2) 

Als Werktage gelten alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder gesetzliche Feiertage sind. 

 

§ 4 
Wartezeit 

 

Der volle Urlaubsanspruch wird erstmalig nach sechsmonatigem Bestehen des Arbeitsverhältnis-

ses erworben. 

 

§ 5 
Teilurlaub 

(1) 

Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens des Arbeits-

verhältnisses hat der Arbeitnehmer 

a) für Zeiten eines Kalenderjahrs, für die er wegen Nichterfüllung der Wartezeit in die-

sem Kalenderjahr keinen vollen Urlaubsanspruch erwirbt; 

b) wenn er vor erfüllter Wartezeit aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet; 

c) wenn er nach erfüllter Wartezeit in der ersten Hälfte eines Kalenderjahrs aus dem 

Arbeitsverhältnis ausscheidet. 
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(2) 

Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind auf volle Urlaubstag 

aufzurunden. 

 

(3) 

Hat der Arbeitnehmer im Falle des Absatzes 1 Buchstabe c bereits Urlaub über den ihm zustehen-

den Umfang hinaus erhalten, so kann das dafür gezahlte Urlaubsentgelt nicht zurückgefordert 

werden. 

 

§ 6 
Ausschluss von Doppelansprüchen 

(1) 

Der Anspruch auf Urlaub besteht nicht, soweit dem Arbeitnehmer für das laufende Kalenderjahr 

bereits von einem früheren Arbeitgeber Urlaub gewährt worden ist. 

 

(2) 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem Arbeitnehmer eine 

Bescheinigung über den im laufenden Kalenderjahr gewährten oder abgegoltenen Urlaub auszu-

händigen. 

 

§ 7 
Zeitpunkt, Übertragbarkeit und Abgeltung des Urlaubs 

(1) 

Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die Urlaubswünsche des Arbeitnehmers zu berück-

sichtigen, es sei denn, dass ihrer Berücksichtigung dringende betriebliche Belange oder Urlaubs-

wünsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten den Vorrang verdienen, 

entgegenstehen. Der Urlaub ist zu gewähren, wenn der Arbeitnehmer dies im Anschluss an eine 

Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation verlangt. 

 

(2) 

Der Urlaub ist zusammenhängend zu gewähren, es sei denn, dass dringende betriebliche oder in 

der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe eine Teilung des Urlaubs erforderlich machen. 

Kann der Urlaub aus diesen Gründen nicht zusammenhängend gewährt werden und hat der 

Arbeitnehmer Anspruch auf Urlaub von mehr als zwölf Werktagen, so muss einer der Urlaubsteile 

mindestens zwölf aufeinanderfolgende Werktage umfassen. 

 

(3) 

Der Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine Übertragung 

des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringende betriebliche oder in der 

Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies rechtfertigen. Im Fall der Übertragung muss der 

Urlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahrs gewährt und genommen werden. 
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Auf Verlangen des Arbeitnehmers ist ein nach § 5 Abs. 1 Buchstabe a entstehender Teilurlaub 

jedoch auf das nächste Kalenderjahr zu übertragen. 

 

(4) 

Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht mehr 

gewährt werden, so ist er abzugelten. 

 

§ 8 
Erwerbstätigkeit während des Urlaubs 

 

Während des Urlaubs darf der Arbeitnehmer keine dem Urlaubszweck widersprechende Erwerbs-

tätigkeit leisten. 

 

§ 9 
Erkrankung während des Urlaubs 

 

Erkrankt ein Arbeitnehmer während des Urlaubs, so werden die durch ärztliches Zeugnis nachge-

wiesenen Tage der Arbeitsunfähigkeit auf den Jahresurlaub nicht angerechnet. 

 

§ 10 
Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation 

 

Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation dürfen nicht auf den Urlaub ange-

rechnet werden soweit ein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts nach den gesetzlichen 

Vorschriften über die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall besteht. 
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5.15 Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) 

 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036), zuletzt geändert 

durch Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842) 

 

§ 1 
Gerichte für Arbeitssachen 

 

Die Gerichtsbarkeit in Arbeitssachen – §§ 2 bis 3 – wird ausgeübt durch die Arbeitsgerichte – §§ 

14 bis 31 –, die Landesarbeitsgerichte – §§ 33 bis 39 – und das Bundesarbeitsgericht – §§ 40 bis 

45 – (Gerichte für Arbeitssache). 

 

§ 2 Zuständigkeit im Urteilsverfahren 
(1) 

Die Gerichte für Arbeitssachen sind ausschließlich zuständig für 

1. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien oder zwischen diesen 

und Dritten aus Tarifverträgen oder über das Bestehen oder Nichtbestehen von Tarifver-

trägen; 

2. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen tariffähigen Parteien oder zwischen diesen und 

Dritten aus unerlaubten Handlungen, soweit es sich um Maßnahmen zum Zwecke des 

Arbeitskampfs oder um Fragen der Vereinigungsfreiheit einschließlich des hiermit im Zu-

sammenhang stehenden Betätigungsrechts der Vereinigungen handelt; 

3. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern 

a. aus dem Arbeitsverhältnis; 

b. über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Arbeitsverhältnisses; 

c. aus Verhandlungen über die Eingehung eines Arbeitsverhältnisses und aus des-

sen Nachwirkungen; 

d. aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Arbeitsverhältnis im Zu-

sammenhang stehen; 

e. über Arbeitspapiere; 

4. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern oder ihren Hinterbliebenen und 

a. Arbeitgebern über Ansprüche, die mit dem Arbeitsverhältnis in rechtlichem oder 

unmittelbar wirtschaftlichem Zusammenhang stehen; 

b. gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien oder Sozialeinrichtungen 

des privaten Rechts über Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis oder Ansprüche, 

die mit dem Arbeitsverhältnis in rechtlichem oder unmittelbar wirtschaftlichem 

Zusammenhang stehen, soweit nicht die ausschließliche Zuständigkeit eines an-

deren Gerichts gegeben ist;  

5. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern oder ihren Hinterbliebenen und 

dem Träger der Insolvenzsicherung über Ansprüche auf Leistungen der Insolvenzsiche-
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rung nach dem Vierten Abschnitt des Ersten Teils des Gesetzes zur Verbesserung der 

betrieblichen Altersversorgung; 

6. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Einrichtungen nach Nummer 

4 Buchstabe b und Nummer 5 sowie zwischen diesen Einrichtungen, soweit nicht die 

ausschließliche Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist; 

7. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Entwicklungshelfern und Trägern des Entwick-

lungsdienstes nach dem Entwicklungshelfergesetz; 

8. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen den Trägern des freiwilligen sozialen oder öko-

logischen Jahres oder den Einsatzstellen und Freiwilligen nach dem Jugendfreiwilligen-

dienstegesetz; 

9. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern aus gemeinsamer Arbeit und 

aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Arbeitsverhältnis im Zusammenhang 

stehen; 

10. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen behinderten Menschen im Arbeitsbereich von 

Werkstätten für behinderte Menschen und den Trägern der Werkstätten aus den in § 138 

des Neunten Buches Sozialgesetzbuch geregelten arbeitnehmerähnlichen Rechtsver-

hältnissen. 

 

(2) 

Die Gerichte für Arbeitssachen sind auch zuständig für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen 

Arbeitnehmern und Arbeitgebern, 

a) die ausschließlich Ansprüche auf Leistung einer festgestellten oder festgesetzten 

Vergütung für eine Arbeitnehmererfindung oder für einen technischen Verbesse-

rungsvorschlag nach § 20 Abs. 1 des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen zum 

Gegenstand haben; 

b) die als Urheberrechtsstreitsachen aus Arbeitsverhältnissen ausschließlich Ansprüche 

auf Leistung einer vereinbarten Vergütung zum Gegenstand haben. 

 

(3) 

Vor die Gerichte für Arbeitssachen können auch nicht unter die Absätze 1 und 2 fallende Rechts-

streitigkeiten gebracht werden, wenn der Anspruch mit einer bei einem Arbeitsgericht anhängigen 

oder gleichzeitig anhängig werdenden bürgerlichen Rechtsstreitigkeit der in den Absätzen 1 und 2 

bezeichneten Art in rechtlichem oder unmittelbar wirtschaftlichem Zusammenhang steht und für 

seine Geltendmachung nicht die ausschließliche Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben 

ist. 

 

(4) 

Auf Grund einer Vereinbarung können auch bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen juristischen 

Personen des Privatrechts und Personen, die kraft Gesetzes allein oder als Mitglieder des Vertre-

tungsorgans der juristischen Person zu deren Vertretung berufen sind, vor die Gerichte für Ar-

beitssachen gebracht werden. 
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(5) 

In Rechtsstreitigkeiten nach diesen Vorschriften findet das Urteilsverfahren statt. 

 

 

5.16 Verordnung über Sonderurlaub für Bundes- 
 beamte und Richter im Bundesdienst (SurlV) 

 

zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 13. August 2008 (BGBl. I S. 1684) 

 

§ 3 
Urlaub zur Ableistung eines freiwilligen sozialen und ökologischen Jahres 

 

Zur Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres oder eines freiwilligen ökologischen Jahres im 

Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes kann Beamtinnen und Beamten Urlaub unter Wegfall 

der Besoldung bis zu 24 Monaten gewährt werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenste-

hen. 
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5.17 Personenbeförderungsrechtliche Vorschriften 

 

vom 2. August 1977 (BGBl. I S. 1460), zuletzt geändert durch Artikel 5 Nr. 3 des Gesetzes vom 23. 

März 2005 (BGBl. I S. 931) 

 

Verordnung über den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen im Straßenpersonenverkehr 

(PBefAusglV) 

 

§ 1 
Auszubildende 

(1) 

Auszubildende im Sinne von § 45a Abs. 1 des Personenbeförderungsgesetzes sind  

1. schulpflichtige Personen bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres; 

2. nach Vollendung des 15. Lebensjahres 

a) von Schülern und Studenten öffentlicher, staatlich genehmigter oder staatlich aner-

kannter privater allgemeinbildender Schulen, berufsbildender Schulen, Einrichtungen 

des zweiten Bildungsweges, Hochschulen, Akademien mit Ausnahme der Verwal-

tungsakademien, Volkshochschulen, Landvolkshochschulen; 

b) Personen, die private Schulen oder sonstige Bildungseinrichtungen, die nicht unter 

Buchstabe a fallen, besuchen, sofern sie auf Grund des Besuchs dieser Schulen 

oder Bildungseinrichtungen von der Berufsschulpflicht befreit sind oder sofern der 

Besuch dieser Schulen und sonstigen privaten Bildungseinrichtungen nach dem 

Bundesausbildungsförderungsgesetz förderungsfähig ist; 

c) Personen, die an einer Volkshochschule oder einer anderen Einrichtung der Weiter-

bildung Kurse zum nachträglichen Erwerb des Hauptschul- oder Realschulabschlus-

ses besuchen; 

d) Personen, die in einem Berufsausbildungsverhältnis im Sinne des Berufsbildungsge-

setzes oder in einem anderen Vertragsverhältnis im Sinne des § 26 des Berufsbil-

dungsgesetzes stehen, sowie Personen, die in einer Einrichtung außerhalb der be-

trieblichen Berufsausbildung im Sinne des § 43 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes, 

§ 36 Abs. 2 der Handwerksordnung, ausgebildet werden; 

e) Personen, die einen staatlich anerkannten Berufsvorbereitungslehrgang besuchen; 

f) Praktikanten und Volontäre, sofern die Ableistung eines Praktikums oder Volontariats 

vor, während oder im Anschluss an eine staatlich geregelte Ausbildung oder ein Stu-

dium an einer Hochschule nach den für Ausbildung und Studium geltenden Bestim-

mungen vorgesehen ist; 

g) Beamtenanwärter des einfachen und mittleren Dienstes sowie Praktikanten und Per-

sonen, die durch Besuch eines Verwaltungslehrgangs die Qualifikation für die Zulas-

sung als Beamtenanwärter des einfachen oder mittleren Dienstes erst erwerben 

müssen, sofern sie keinen Fahrtkostenersatz von der Verwaltung erhalten; 
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h) Teilnehmer an einem freiwilligen sozialen Jahr oder an einem freiwilligen ökologi-

schen Jahr oder vergleichbaren sozialen Diensten. 

(2) 

Die Berechtigung zum Erwerb von Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs hat sich der Ver-

kehrsunternehmer nachweisen zu lassen. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstaben a bis g 

geschieht dies durch Vorlage einer Bescheinigung der Ausbildungsstätte oder des Ausbildenden, 

in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe h durch Vorlage einer Bescheinigung des Trägers 

der jeweiligen sozialen Dienste. In der Bescheinigung ist zu bestätigen, dass die Voraussetzung 

des Absatzes 1 Nr. 2 gegeben ist. Die Bescheinigung gilt längstens ein Jahr. 

 

Verordnung über den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen im Ei-
senbahnverkehr (AEAusglV) 

 

vom 2. August 1977 (BGBl. I S. 1465), zuletzt geändert durch Artikel 5 Nr. 2 des Gesetzes vom 23. 

März 2005 (BGBl. I S. 931) 

 

§ 1 
Auszubildende 

(1)  

Ausbildungsverkehr im Sinne von § 6a Abs. 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes ist die Beför-

derung 

1. von schulpflichtigen Personen bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres; 

2. nach Vollendung des 15. Lebensjahres 

a) von Schülern und Studenten öffentlicher, staatlich genehmigter oder staatlich 

anerkannter privater allgemeinbildender Schulen, berufsbildender Schulen, Ein-

richtungen des zweiten Bildungsweges, Hochschulen, Akademien mit Ausnahme 

der Verwaltungsakademien, Volkshochschulen, Landvolkhochschulen; 

b) von Personen, die private Schulen oder sonstige Bildungseinrichtungen, die 

nicht unter Buchstabe a fallen, besuchen, sofern sie auf Grund des Besuchs die-

ser Schulen oder Bildungseinrichtungen von der Berufsschulpflicht befreit sind 

oder sofern der Besuch dieser Schulen und sonstigen privaten Bildungseinrich-

tungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz förderungsfähig ist; 

c) von Personen, die an einer Volkshochschule oder einer anderen Einrichtung der 

Weiterbildung Kurse zum nachträglichen Erwerb des Hauptschul- oder Real-

schulabschlusses besuchen; 

d) von Personen, die in einem Berufsausbildungsverhältnis im Sinne des Berufsbil-

dungsgesetzes oder in einem anderen Vertragsverhältnis im Sinne des § 19 des 

Berufsbildungsgesetzes stehen, sowie Personen, die in einer Einrichtung außer-

halb der betrieblichen Berufsausbildung im Sinne des § 40 Abs. 3 des Berufsbil-

dungsgesetzes, § 37 Abs. 3 der Handwerksordnung, ausgebildet werden; 

e) von Personen, die einen staatlich anerkannten Berufsvorbereitungslehrgang be-

suchen; 
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f) von Praktikanten und Volontären, sofern die Ableistung eines Praktikums oder 

Volontariats vor, während oder im Anschluss an eine staatlich geregelte Ausbil-

dung oder ein Studium an einer Hochschule nach den für Ausbildung und Studi-

um geltenden Bestimmungen vorgesehen ist; 

g) von Beamtenanwärtern des einfachen und mittleren Dienstes sowie Praktikanten 

und Personen, die durch Besuch eines Verwaltungslehrgangs die Qualifikation 

für die Zulassung als Beamtenanwärter des einfachen oder mittleren Dienstes 

erst erwerben müssen, sofern sie keinen Fahrtkostenersatz von der Verwaltung 

erhalten; 

h) von Teilnehmern an einem freiwilligen sozialen Jahr oder an einem freiwilligen 

ökologischen Jahr oder vergleichbaren sozialen Diensten. 

 

(2)  

Die Berechtigung zum Erwerb von Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs hat sich die Eisen-

bahn vom Auszubildenden nachweisen zu lassen. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstaben 

a bis g geschieht dies durch Vorlage einer Bescheinigung der Ausbildungsstätte oder des Ausbil-

denden, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe h durch Vorlage einer Bescheinigung des 

Trägers der jeweiligen sozialen Dienste. In der Bescheinigung ist zu bestätigen, dass die Voraus-

setzung des Absatzes 1 Nr. 2 gegeben ist. Die Bescheinigung gilt längstens ein Jahr. 
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5.18 Bundeskindergeldgesetz (BKGG) 
 

Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juli 2007 (BGBl. I S. 1450), zuletzt geändert durch § 62 

Abs. 17 des Gesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1 

 

§ 1 
Anspruchsberechtigte 

(1) 

Kindergeld nach diesem Gesetz für sein Kinder erhält, wer nach § 1 Abs. 1 und 2 des Einkom-

mensteuergesetzes nicht unbeschränkt steuerpflichtig ist und auch nicht nach § 1 Abs. 3 des 

Einkommensteuergesetzes als unbeschränkt steuerpflichtig behandelt wird und 

1. in einem Versicherungspflichtverhältnis zur Bundesagentur für Arbeit nach § 24 des Dritten 

Buches Sozialgesetzbuch steht oder versicherungsfrei nach § 28 Nr. 1 des Dritten Buches 

Sozialgesetzbuch ist oder 

2. als Entwicklungshelfer Unterhaltsleistungen im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 des Entwick-

lungshelfer-Gesetzes erhält oder als Missionar der Missionswerke und -gesellschaften, die 

Mitglieder oder Vereinbarungspartner des Evangelischen Missionswerkes Hamburg, der 

Arbeitsgemeinschaft Evangelikaler Missionen e.V., des Deutschen katholischen Missions-

rates oder der Arbeitsgemeinschaft pfingstlich-charismatischer Missionen sind, tätig ist 

oder  

3. eine nach § 123a des Beamtenrechtsrahmengesetzes bei einer Einrichtung außerhalb 

Deutschlands zugewiesene Tätigkeit ausübt oder 

4. als Ehegatte eines Mitglieds der Truppe oder des zivilen Gefolges eines NATO-

Mitgliedstaates die Staatsangehörigkeit eines EU / EWR-Mitgliedstaates besitzt und in 

Deutschland seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

 

(2) 

Kindergeld für sich selbst erhält, wer 

1. in Deutschland einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, 

2. Vollwaise ist oder den Aufenthalt seiner Eltern nicht kennt und 

3. nicht bei einer anderen Person als Kind zu berücksichtigen ist.  

 

§ 2 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 4 und 5 sind entsprechend anzuwenden. Im Fall des § 2 Abs. 2 Satz 

1 Nr. 3 wird Kindergeld längstens bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres gewährt. 

 

(3) 

Ein nicht freizügigkeitsberechtigter Ausländer erhält Kindergeld nur, wenn er 

1. eine Niederlassungserlaubnis besitzt, 

2. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt oder 

berechtigt hat, es sei denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde 
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a) nach § 16 oder § 17 des Aufenthaltsgesetzes erteilt, 

b) nach § 18 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes erteilt und die Zustimmung der Bundesagen-

 tur für Arbeit darf nach der Beschäftigungsverordnung nur für einen bestimmten 

 Höchstzeitraum erteilt werden, 

c) nach § 23 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes wegen eines Krieges in seinem Heimatland 

 oder nach den §§ 23a, 24, 25 Abs. 3 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes erteilt oder 

3. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte Aufenthaltserlaubnis besitzt und 

a) sich seit mindestens drei Jahren rechtmäßig, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet 

 aufhält und 

b) im Bundesgebiet berechtigt erwerbstätig ist, laufende Geldleistungen nach dem Dritten 

 Buch Sozialgesetzbuch bezieht oder Elternzeit in Anspruch nimmt. 

 

§ 2 
Kinder 

(1) 

Als Kinder werden auch berücksichtigt 

1. vom Berechtigten in seinen Haushalt aufgenommene Kinder seines Ehegatten, 

2. Pflegekinder (Personen, mit denen der Berechtigte durch ein familienähnliches, auf Dauer 

berechnetes Band verbunden ist, sofern er sie nicht zu Erwerbszwecken in seinen Haus-

halt aufgenommen hat und das Obhuts- und Pflegeverhältnis zu den Eltern nicht mehr be-

steht) 

 

(2) 

Ein Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, wird berücksichtigt, wenn es 

1. noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, nicht in einem Beschäftigungsverhältnis steht 

und bei einer Agentur für Arbeit im Inland als Arbeitsuchender gemeldet ist oder 

2. noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat und 

a. für einen Beruf ausgebildet wird oder 

b. sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Monaten befindet, die zwischen 

zwei Ausbildungsabschnitten oder zwischen einem Ausbildungsabschnitt und der 

Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes, einer vom Wehr- oder Zivil-

dienst befreienden Tätigkeit als Entwicklungshelfer oder als Dienstleistender im 

Ausland nach § 14b des Zivildienstgesetzes oder der Ableistung eines freiwilligen 

Dienstes im Sinne des Buchstaben d liegt, oder 

c. eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder fortsetzen 

kann oder 

d. ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des 

Jugendfreiwilligendienstegesetzes oder einen Freiwilligendienst im Sinne des Be-

schlusses Nr. 1719/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. November 2006 zur Einführung des Programms „Jugend in Aktion“ (ABl. EU 

Nr. L 327 S. 30) oder einen anderen Dienst im Ausland im Sinne von § 14b des 

Zivildienstgesetzes oder einen entwicklungspolitischen Freiwilligendienst „welt-
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wärts“ im Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung vom 1. August 2007 (BAnz. 2008 S. 1297) leistet oder 

3. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu 

unterhalten; Voraussetzung ist, dass die Behinderung vor Vollendung des 25. Lebensjah-

res eingetreten ist. 

 

Nach Satz 1 Nr. 1 und 2 wird ein Kind nur berücksichtigt, wenn es Einkünfte und Bezüge, die zur 

Bestreitung des Unterhalts oder der Berufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, von nicht mehr 

als 7.680 Euro im Kalenderjahr hat. Dieser Betrag ist zu kürzen, soweit es nach den Verhältnissen 

im Wohnsitzstaat des Kindes notwendig und angemessen ist. Zu den Bezügen gehören auch 

steuerfreie Gewinne nach den §§ 14, 16 Abs. 4, § 17 Abs. 3 und § 18 Abs. 3 des Einkommensteu-

ergesetzes, die nach § 19 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes steuerfrei bleibenden Einkünfte 

sowie Sonderabschreibungen und erhöhte Absetzungen, soweit sie die höchstmöglichen Abset-

zungen für Abnutzung nach § 7 des Einkommensteuergesetzes übersteigen. Bezüge, die für 

besondere Ausbildungszwecke bestimmt sind, bleiben hierbei außer Ansatz; Entsprechendes gilt 

für Einkünfte, soweit sie für solche Zwecke verwendet werden. Liegen die Voraussetzungen nach 

Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 nur in einem Teil des Kalendermonats vor, sind Einkünfte und Bezüge nur 

insoweit anzusetzen, als sie auf diesen Teil entfallen. Für jeden Kalendermonat in dem die Vor-

aussetzungen nach Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 an keinem Tag vorliegen, ermäßigt sich der Betrag 

nach Satz 2 oder Satz 3 um ein Zwölftel. Einkünfte und Bezüge des Kindes, die auf diese Kalen-

dermonate entfallen, bleiben außer Ansatz. Ein Verzicht auf Teile der zustehenden Einkünfte und 

Bezüge steht der Anwendung der Sätze 2, 3 und 7 nicht entgegen. Nicht auf Euro lautende Beträ-

ge sind entsprechend dem für Ende September des Jahres vor dem Veranlagungszeitraum von 

der Europäischen Zentralbank bekannt gegebenen Referenzkurs umzurechnen. 

 

(3) 

In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 Buchstabe a und b wird ein Kind, das 

1. den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst geleistet hat oder 

2. sich an Stelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig für die Dauer von nicht mehr 

als drei Jahren zum Wehrdienst verpflichtet hat oder 

3. eine vom gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst befreiende Tätigkeit als Entwick-

lungshelfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ausgeübt hat, für ei-

nen der Dauer dieser Dienste oder der Tätigkeit entsprechenden Zeitraum, höchstens für 

die Dauer des inländischen gesetzlichen Grundwehrdienstes, bei anerkannten Kriegs-

dienstverweigerern für die Dauer des inländischen gesetzlichen Zivildienstes über das 21. 

oder 25. Lebensjahr hinaus berücksichtigt. Wird der gesetzliche Grundwehrdienst oder Zi-

vildienst in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat, auf den das 

Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, geleistet, so ist 

die Dauer dieses Dienstes maßgebend. Absatz 2 Satz 2 bis 7 gilt entsprechend. 

 

(4) 

Kinder, für die einer anderen Person nach dem Einkommensteuergesetz Kindergeld oder ein 

Kinderfreibetrag zusteht, werden nicht berücksichtigt. Dies gilt nicht für Kinder, die in den Haushalt 
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des Anspruchsberechtigten nach § 1 aufgenommen sind oder für die dieser die höhere Unterhalts-

rente zahlt, wenn sie weder in seinen Haushalt noch in den Haushalt eines nach § 62 des Ein-

kommensteuergesetzes Anspruchsberechtigten aufgenommen sind. 

 

(5) 

Kinder, die weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben, 

werden nicht berücksichtigt. Dies gilt nicht gegenüber Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3, 

wenn sie die Kinder in ihren Haushalt aufgenommen haben. 

 

(6) 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 

Bundesrates bedarf, zu bestimmen, dass einem Berechtigten, der in Deutschland erwerbstätig ist 

oder sonst seine hauptsächlichen Einkünfte erzielt, für seine in Absatz 5 Satz 1 bezeichneten 

Kinder Kindergeld ganz oder teilweise zu leisten ist, soweit dies mit Rücksicht auf die durchschnitt-

lichen Lebenshaltungskosten für Kinder in deren Wohnland und auf die dort gewährten dem Kin-

dergeld vergleichbaren Leistungen geboten ist. 

 

§ 5 
Beginn und Ende des Anspruchs 

 

Das Kindergeld und der Kinderzuschlag werden vom Beginn des Monats an gewährt, in dem die 

Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind; es wird bis zum Ende des Monats gewährt, in dem die 

Anspruchsvoraussetzungen wegfallen. 

 

§ 6 
Höhe des Kindergeldes 

(1) 

Das Kindergeld beträgt für erste, zweite und dritte Kinder jeweils 154 € monatlich und für das 

vierte und jedes weitere Kind jeweils 179 € monatlich. 

 

(2) 

In den Fällen des § 1 Abs. 2 beträgt das Kindergeld 154 € monatlich. 

 

§ 6a  
Kinderzuschlag 

(1)  

Personen erhalten nach diesem Gesetz für in ihrem Haushalt lebende unverheiratete Kinder, die 

noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, einen Kinderzuschlag, wenn 

1. sie für diese Kinder nach diesem Gesetz oder nach dem X. Abschnitt des Einkommens-

teuergesetzes Anspruch auf Kindergeld oder Anspruch auf andere Leistungen im Sinne 

von § 4 haben, 

2. sie mit Ausnahme des Wohngeldes über Einkommen oder Vermögen im Sinne der §§ 11, 

12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mindestens in Höhe des nach Absatz 4 Satz 1 
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für sie maßgebenden Betrages und höchstens in Höhe der Summe aus diesem Betrag 

und dem Gesamtkinderzuschlag nach Absatz 2 verfügen und 

3. durch den Kinderzuschlag Hilfebedürftigkeit nach § 9 des Zweiten Buches Sozialgesetz-

buch vermieden wird. 

(2)  

Der Kinderzuschlag beträgt für jedes zu berücksichtigende Kind jeweils bis zu 140 Euro monatlich. 

Die Summe der Kinderzuschläge bildet den Gesamtkinderzuschlag. Er soll jeweils für sechs Mona-

te bewilligt werden. Kinderzuschlag wird nicht für Zeiten vor der Antragstellung erbracht. § 28 des 

Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt mit der Maßgabe, dass der Antrag unverzüglich nach 

Ablauf des Monats, in dem die Ablehnung oder Erstattung der anderen Leistungen bindend ge-

worden ist, nachzuholen ist. 

 

(3)  

Der Kinderzuschlag mindert sich um das nach den §§ 11 und 12 des Zweiten Buches Sozialge-

setzbuch mit Ausnahme des Wohngeldes zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen des 

Kindes. Hierbei bleibt das Kindergeld außer Betracht. Ein Anspruch auf Zahlung des Kinderzu-

schlags für ein Kind besteht nicht für Zeiträume, in denen zumutbare Anstrengungen unterlassen 

wurden, Einkommen des Kindes zu erzielen. 

 

(4)  

Der Kinderzuschlag wird, soweit die Voraussetzungen des Absatzes 3 nicht vorliegen, in voller 

Höhe gezahlt, wenn das nach den §§ 11 und 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mit Aus-

nahme des Wohngeldes zu berücksichtigende elterliche Einkommen oder Vermögen einen Betrag 

in Höhe des ohne Berücksichtigung von Kindern jeweils maßgebenden Arbeitslosengeldes II nach 

§ 19 Satz 1 Nr. 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch oder des Sozialgeldes nach § 28 Abs. 1 

des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigt. Dazu sind die Kosten für Unterkunft und 

Heizung in dem Verhältnis aufzuteilen, das sich aus den im jeweils letzten Bericht der Bundesre-

gierung über die Höhe des Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern festgestellten ent-

sprechenden Kosten für Alleinstehende, Ehepaare und Kinder ergibt. 

Der Kinderzuschlag wird außer in den in Absatz 3 genannten Fällen auch dann stufenweise ge-

mindert, wenn das nach den §§ 11 und 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme 

des Wohngeldes zu berücksichtigende elterliche Einkommen oder Vermögen den in Satz 1 ge-

nannten jeweils maßgebenden Betrag übersteigt. Als elterliches Einkommen oder Vermögen gilt 

dabei dasjenige des mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebenden allein erziehenden Eltern-

teils, Ehepaares oder als eingetragene Lebenspartner oder in einer eheähnlichen Gemeinschaft 

zusammenlebenden Paares. Soweit das zu berücksichtigende elterliche Einkommen nicht nur aus 

Erwerbseinkünften besteht, ist davon auszugehen, dass die Überschreitung des in Satz 1 genann-

ten jeweils maßgebenden Betrages durch die Erwerbseinkünfte verursacht wird, wenn nicht die 

Summe der anderen Einkommensteile oder des Vermögens für sich genommen diesen maßge-

benden Betrag übersteigt. Für je 10 Euro, um die die monatlichen Erwerbseinkünfte den maßge-

benden Betrag übersteigen, wird der Kinderzuschlag um 7 Euro monatlich gemindert. Anderes 

Einkommen sowie Vermögen mindern den Kinderzuschlag in voller Höhe. Kommt die Minderung 
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des für mehrere Kinder zu zahlenden Kinderzuschlags in Betracht, wird sie beim Gesamtkinderzu-

schlag vorgenommen. 

 

(5)  

Ein Anspruch auf Kinderzuschlag entfällt, wenn der Berechtigte erklärt, ihn für einen bestimmten 

Zeitraum wegen eines damit verbundenen Verlustes von anderen höheren Ansprüchen nicht 

geltend machen zu wollen. In diesen Fällen unterrichtet die Familienkasse den für den Wohnort 

des Berechtigten zuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende über die Erklärung. 

Die Erklärung nach Satz 1 kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. 

 

§ 13 
Zuständige Familienkasse 

(1) 

Für die Entgegennahme des Antrags und die Entscheidungen über den Anspruch ist die Familien-

kasse (§ 7 Abs. 2) zuständig, in deren Bezirk der Berechtigte seinen Wohnsitz hat. Hat der Be-

rechtigte keinen Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes, ist die Familienkasse zuständig, in 

deren Bezirk er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hat der Berechtigte im Geltungsbereich 

dieses Gesetzes weder einen Wohnsitz noch einen gewöhnlichen Aufenthalt, ist die Familienkasse 

zuständig, in deren Bezirk er erwerbstätig ist. In den übrigen Fällen ist die Familienkasse Nürnberg 

zuständig. 

 

(2) 

Die Entscheidungen über den Anspruch trifft die Leitung der Familienkasse. 

 

(3) 

Der Vorstand der Bundesagentur kann für bestimmte Bezirke oder Gruppen von Berechtigten die 

Entscheidungen über den Anspruch auf Kindergeld eine andere Familienkasse übertragen. 
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5.19 Einkommenssteuergesetz (EstG) 

 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210; 2003 I S. 179), 

uletzt geändert durch Artikel 2g des Gesetzes vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856 (mit 

zukünftiger Wirkung)) 

 

§ 32 
Kinder, Freibeträge für Kinder 

(1) 

Kinder sind 

1. im ersten Grad mit dem Steuerpflichtigen verwandte Kinder, 

2. Pflegekinder (Personen, mit denen der Steuerpflichtige durch ein familienähnliches, auf 

längere Dauer berechnetes Band verbunden ist, sofern er sie nicht zu Erwerbszwecken in 

seinen Haushalt aufgenommen hat und das Obhuts- und Pflegeverhältnis zu den Eltern 

nicht mehr besteht). 

 

(2) 

Besteht bei einem angenommenen Kind das Kindschaftsverhältnis zu den leiblichen Eltern weiter, 

ist es vorrangig als angenommenes Kind zu berücksichtigen. 

Ist ein im ersten Grad mit dem Steuerpflichtigen verwandtes Kind zugleich ein Pflegekind, ist es 

vorrangig als Pflegekind zu berücksichtigen. 

 

(3) 

Ein Kind wird in dem Kalendermonat, in dem es lebend geboren wurde, und in jedem folgenden 

Kalendermonat, zu dessen Beginn es das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, berücksichtigt. 

 

(4) 

Ein Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, wird berücksichtigt, wenn es 

1. noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, nicht in einem Beschäftigungsverhältnis steht 

und bei einer Agentur für Arbeit im Inland als Arbeitsuchender gemeldet ist oder 

2. noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat und 

a. für einen Beruf ausgebildet wird oder 

b. sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Monaten befindet, die zwischen 

zwei Ausbildungsabschnitten oder zwischen einem Ausbildungsabschnitt und der 

Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes, einer vom Wehr- oder Zivil-

dienst befreienden Tätigkeit als Entwicklungshelfer oder als Dienstleistender im 

Ausland nach § 14b des Zivildienstgesetzes oder der Ableistung eines freiwilligen 

Dienstes im Sinne des Buchstaben d liegt, oder 

c. eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder fortsetzen 

kann oder 

d. ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des 

Jugendfreiwilligendienstegesetzes oder einen Freiwilligendienst im Sinne des Be-
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schlusses Nr. 1719/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. November 2006 zur Einführung des Programms „Jugend in Aktion“ (ABl. EU 

Nr. L 327 S. 30) oder einen anderen Dienst im Ausland im Sinne von § 14b des 

Zivildienstgesetzes oder einen entwicklungspolitischen Freiwilligendienst „welt-

wärts“ im Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung vom 1. August 2007 (BAnz. 2008 S. 1297) leistet oder 

3. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu 

unterhalten; Voraussetzung ist, dass die Behinderung vor Vollendung des 25. Lebensjah-

res eingetreten ist. 

 

Nach Satz 1 Nr. 1 und 2 wird ein Kind nur berücksichtigt, wenn es Einkünfte und Bezüge, die zur 

Bestreitung des Unterhalts oder der Berufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, von nicht mehr 

als 7.680 Euro im Kalenderjahr hat. Dieser Betrag ist zu kürzen, soweit es nach den Verhältnissen 

im Wohnsitzstaat des Kindes notwendig und angemessen ist. Zu den Bezügen gehören auch 

steuerfreie Gewinne nach den §§ 14, 16 Abs. 4, § 17 Abs. 3 und § 18 Abs. 3, die nach § 19 Abs. 2 

und § 20 Abs. 4 steuerfrei bleibenden Einkünfte sowie Sonderabschreibungen und erhöhte Abset-

zungen, soweit sie die höchstmöglichen Absetzungen für Abnutzung nach § 7 übersteigen. Bezü-

ge, die für besondere Ausbildungszwecke bestimmt sind, bleiben hierbei außer Ansatz; Entspre-

chendes gilt für Einkünfte, soweit sie für solche Zwecke verwendet werden. Liegen die Vorausset-

zungen nach Satz 1 Nr. 1 oder 2 nur in einem Teil des Kalendermonats vor, sind Einkünfte und 

Bezüge nur insoweit anzusetzen, als sie auf diesen Teil entfallen. Für jeden Kalendermonat, in 

dem die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 1 oder 2 an keinem Tag vorliegen, ermäßigt sich der 

Betrag nach Satz 2 oder 3 um ein Zwölftel. Einkünfte und Bezüge des Kindes, die auf diese Ka-

lendermonate entfallen, bleiben außer Ansatz. Ein Verzicht auf Teile der zustehenden Einkünfte 

und Bezüge steht der Anwendung der Sätze 2, 3 und 7 nicht entgegen. Nicht auf Euro lautende 

Beträge sind entsprechend dem für Ende September des Jahres vor dem Veranlagungszeitraum 

von der Europäischen Zentralbank bekannt gegebenen Referenzkurs umzurechnen. 

 

(5) 

In den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 Buchstabe a und b wird ein 

Kind, das 

1. den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst geleistet hat, oder 

2. sich an Stelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig für die Dauer von nicht mehr 

als drei Jahren zum Wehrdienst verpflichtet hat, oder 

3. eine vom gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst befreiende Tätigkeit als Entwick-

lungshelfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ausgeübt hat, für ei-

nen der Dauer dieser Dienste oder der Tätigkeit entsprechenden Zeitraum, höchstens für 

die Dauer des inländischen gesetzlichen Grundwehrdienstes oder bei anerkannten 

Kriegsdienstverweigerern für die Dauer des inländischen gesetzlichen Zivildienstes über 

das 21. oder 25. Lebensjahr hinaus berücksichtigt. Wird der gesetzliche Grundwehrdienst 

oder Zivildienst in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat, auf den 

das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, geleistet, so 

ist die Dauer dieses Dienstes maßgebend. Absatz 4 Satz 2 bis 10 gilt entsprechend.  
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(6) 

Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer wird für jedes zu berücksichtigende Kind des Steuer-

pflichtigen ein Freibetrag von 1.824 € für das sächliche Existenzminimum des Kindes (Kinderfrei-

betrag) sowie ein Freibetrag von 1.080 € für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungs-

bedarf des Kindes vom Einkommen abgezogen. Bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b zusam-

men zur Einkommensteuer veranlagt werden, verdoppeln sich die Beträge nach Satz 1, wenn das 

Kind zu beiden Ehegatten in einem Kindschaftsverhältnis 

steht. Die Beträge nach Satz 2 stehen dem Steuerpflichtigen auch dann zu, wenn 

1. der andere Elternteil verstorben oder nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist oder 

2. der Steuerpflichtige allein das Kind angenommen hat oder das Kind nur zu ihm in einem 

Pflegekindschaftsverhältnis steht. 

 

Für ein nicht nach § 1 Abs. 1 oder 2 unbeschränkt einkommensteuerpflichtiges Kind können die 

Beträge nach den Sätzen 1 bis 3 nur abgezogen werden, soweit sie nach den Verhältnissen 

seines Wohnsitzstaates notwendig und angemessen sind. Für jeden Kalendermonat, in dem die 

Voraussetzungen für einen Freibetrag nach den Sätzen 1 bis 4 nicht vorliegen, ermäßigen sich die 

dort genannten Beträge umein Zwölftel. Abweichend von Satz 1 wird bei einem unbeschränkt 

einkommensteuerpflichtigen Elternpaar, bei dem die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 Satz 1 

nicht vorliegen, auf Antrag eines Elternteils der dem anderen Elternteil zustehende Kinderfreibe-

trag auf ihn übertragen, wenn er, nicht jedoch der andere Elternteil seiner Unterhaltspflicht gegen-

über dem Kind für das Kalenderjahr im Wesentlichen nachkommt; bei minderjährigen Kindern wird 

der dem Elternteil, in dessen Wohnung das Kind nicht gemeldet ist, zustehende Freibetrag für den 

Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf auf Antrag des anderen Elternteils auf 

diesen übertragen. 

Die den Eltern nach den Sätzen 1 bis 6 zustehenden Freibeträge können auf Antrag auch auf 

einen Stiefelternteil oder Großelternteil übertragen werden, wenn dieser das Kind in seinen Haus-

halt aufgenommen hat; dies kann auch mit Zustimmung des berechtigten Elternteils geschehen, 

die nur für künftige Kalenderjahre widerrufen werden kann. 
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5.20 Gesetz über den Lastenausgleich (Lastenaus-
 gleichsgesetz - LAG) 

 

vom 2. Juni 1993 (BGBl. I S. 845; 1995 I S. 248), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 6 des 

Gesetzes vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842) 

 

§ 265  
Erwerbsunfähigkeit 

(1)  

Wegen Erwerbsunfähigkeit wird Kriegsschadenrente nur gewährt, wenn der Geschädigte dauernd 

außerstande ist, durch eine Tätigkeit, die seinen Kräften und Fähigkeiten entspricht und ihm unter 

billiger Berücksichtigung seiner Ausbildung und seines bisherigen Berufs zugemutet werden kann, 

die Hälfte dessen zu erwerben, was körperlich und geistig gesunde Menschen derselben Art mit 

ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. 

 

(2)  

Einem Erwerbsunfähigen wird eine alleinstehende Frau ohne Rücksicht auf ihr Lebensalter gleich-

gestellt, sofern sie bei Antragstellung für mindestens drei am Tage des Inkrafttretens dieses Ge-

setzes zu ihrem Haushalt gehörende Kinder zu sorgen hat. Die Gleichstellung endet, wenn die 

alleinstehende Frau nicht mehr für wenigstens ein Kind zu sorgen hat, es sei denn, daß sie in 

diesem Zeitpunkt das 45. Lebensjahr vollendet hat oder erwerbsunfähig im Sinne des Absatzes 1 

ist. Als Kinder werden auch Stiefkinder sowie Pflegekinder und, falls die Eltern verstorben oder zur 

Erfüllung ihrer Unterhaltsverpflichtung außerstande sind, bei dem Geschädigten lebende Enkelkin-

der berücksichtigt, 

1. wenn sie das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 

2. wenn sie sich in Schul- oder Berufsausbildung befinden oder ein freiwilliges soziales Jahr 

oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes 

leisten und das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 

3. wenn sie wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande sind, 

sich selbst zu unterhalten. 

In den Fällen des Satzes 3 Nr. 1 ist § 2 Abs. 4 des Bundeskindergeldgesetzes, in den Fällen des 

Satzes 3 Nr. 2 und 3 ist § 2 Abs. 3 Satz 2 des Bundeskindergeldgesetzes entsprechend anzuwen-

den. 

 

(3)  

Als erwerbsunfähig gelten ferner Vollwaisen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 3 

Nr. 1 und 2; Vollwaisen gleichgestellt sind Kinder, deren Eltern sich in Kriegsgefangenschaft 

befinden oder außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes oder von Berlin (West) fest-

gehalten oder unbekannten Aufenthalts sind. 
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(4)  

Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Absatzes 1 muss, vorbehaltlich des § 273 Abs. 5 bis 7, des § 282 

Abs. 4 und 5 und des § 284 Abs. 2, spätestens ein Jahr nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, 

bei späterer Aufenthaltnahme im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach § 230 Abs. 2 Nr. 1 im 

Zeitpunkt der Aufenthaltnahme, spätestens jedoch am 31. Dezember 1971, vorgelegen haben. 

Antrag auf Kriegsschadenrente wegen Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Absätze 1 bis 3 kann nur 

bis zum 31. Dezember 1955 gestellt werden. Die Antragsfrist endet jedoch vorbehaltlich des § 261 

Abs. 5 

1. bei Personen, die nach § 280 Abs. 2 antragsberechtigt sind, frühestens zwei Jahre nach 

Ablauf des Monats, in dem der Geschädigte ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich die-

ses Gesetzes genommen hat, 

2. bei Personen, die nach § 273 Abs. 5 bis 7, § 282 Abs. 4 und 5 und § 284 Abs. 2 Satz 2 an-

tragsberechtigt sind, frühestens zwei Jahre nach Ablauf des Monats, in dem Erwerbsunfä-

higkeit eingetreten ist, jedoch nicht vor dem 31. Dezember 1968. 

 

(5)  

Bestehen Zweifel, ob der Geschädigte erwerbsunfähig ist, so ist ein Gutachten des für seinen 

ständigen Aufenthalt zuständigen Gesundheitsamts einzuholen. Im Bedarfsfalle ist ein Obergut-

achten einzuholen. Universitätskliniken sind auf Anforderung zur Erstellung solcher Obergutachten 

verpflichtet. Die Obergutachten werden nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz 

vergütet. Das gleiche gilt, wenn zur Erstellung von Gutachten der Gesundheitsämter die gutachtli-

che Äußerung anderer Stellen erforderlich ist, die nicht zur unentgeltlichen Mitwirkung verpflichtet 

sind. 
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5.21 Gesetz über die Versorgung der Opfer  des  
 Krieges (Bundesversorgungsgesetz - BVG) 

 

vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 18. Juli 2008 

(BGBl. I S. 1300) 

 

§ 33b 
Beschädigtenrente 

(1)  

Schwerbeschädigte erhalten für jedes Kind einen Kinderzuschlag. Das gilt nicht, wenn für dassel-

be Kind Anspruch auf Kindergeld oder auf Leistungen im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des 

Bundeskindergeldgesetzes besteht oder nach dem Einkommensteuergesetz ein Kinderfreibetrag 

zusteht. 

 

(2)  

Als Kinder gelten auch die in den Haushalt des Beschädigten aufgenommenen Stiefkinder oder 

Kinder des Lebenspartners. Kinder, die mit dem Ziel der Annahme als Kind in die Obhut des 

Annehmenden aufgenommen sind und für die die zur Annahme erforderliche Einwilligung der 

Eltern erteilt ist, gelten als Kinder des Annehmenden und nicht mehr als Kinder der leiblichen 

Eltern. 

 

(3)  

Erfüllen mehrere Beschädigte für dasselbe Kind die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2, ist der 

Kinderzuschlag nur einmal zu gewähren. Anspruchsberechtigt ist derjenige, der das Kind überwie-

gend unterhält. Unterhält keiner der Beschädigten das Kind überwiegend, wird § 3 Abs. 2 des 

Bundeskindergeldgesetzes angewandt. 

 

(4)  

Der Kinderzuschlag wird bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres gewährt. Er ist in gleicher Weise 

nach Vollendung des 18. Lebensjahres für ein Kind zu gewähren, das  

1. noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, nicht in einem Beschäftigungsverhältnis steht 

und bei einer Agentur für Arbeit im Inland als arbeitsuchend gemeldet ist, 

2. noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet hat und 

a) sich in einer Schul- oder Berufsausbildung befindet, die seine Arbeitskraft überwie-

gend in Anspruch nimmt und nicht mit der Zahlung von Dienstbezügen, Arbeitsent-

gelt oder sonstigen Zuwendungen in entsprechender Höhe verbunden ist, oder 

b) sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Kalendermonaten befindet, die zwi-

schen zwei Ausbildungsabschnitten oder zwischen einem Ausbildungsabschnitt und 

der Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes, einem dem Wehr oder Zi-

vildienst gleichgestellten Dienst oder der Ableistung eines freiwilligen Dienstes im 

Sinne des Buchstaben d liegt, oder 
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c) eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder fortsetzen 

kann oder 

d) ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Ju-

gendfreiwilligendienstegesetzes oder einen Freiwilligendienst im Sinne des Be-

schlusses Nr. 1031/2000/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 

April 2000 zur Einführung des gemeinschaftlichen Aktionsprogramms „Jugend“ (ABl. 

EG Nr. L 117 S. 1) oder einen anderen Dienst im Ausland im Sinne von § 14b des 

Zivildienstgesetzes leistet oder 

3. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung spätestens bei Vollendung des 

27. Lebensjahres außerstande ist, sich selbst zu unterhalten, solange dieser Zustand dau-

ert, über die Vollendung des 27. Lebensjahres hinaus jedoch nur, wenn sein Ehegatte 

oder Lebenspartner außerstande ist, es zu unterhalten. 

 

Bei der Anwendung des Satzes 1 gilt § 32 Abs. 4 Satz 2 bis 10 des Einkommensteuergesetzes 

oder § 2 Abs. 2 Satz 2 bis 10 des Bundeskindergeldgesetzes entsprechend. Hatte ein Kind, das 

bei Vollendung des 27. Lebensjahres körperlich, geistig oder seelisch behindert war, nach diesem 

Zeitpunkt eine Erwerbstätigkeit ausgeübt, so ist der Kinderzuschlag erneut zu gewähren, wenn 

und solange es wegen desselben körperlichen oder geistigen Gebrechens erneut außerstande ist, 

sich selbst zu unterhalten. Im Falle der Unterbrechung oder Verzögerung der Schul- oder Be-

rufsausbildung durch Erfüllung der gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstpflicht eines Kindes im 

Sinne des Satzes 2 Buchstabe a ist der Kinderzuschlag für einen der Zeit dieses Dienstes ent-

sprechenden Zeitraum über das 27. Lebensjahr hinaus zu gewähren. 

Satz 5 gilt entsprechend für den auf den Grundwehrdienst anzurechnenden Wehrdienst, den ein 

Soldat auf Grund freiwilliger Verpflichtung für eine Dienstzeit von nicht mehr als drei Jahren geleis-

tet hat sowie für die vom Wehr- und Zivildienst befreiende Tätigkeit als Entwicklungshelfer im 

Sinne des § 1 Abs. 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes für einen der Dauer dieses Dienstes oder 

der Tätigkeit entsprechenden Zeitraum, höchstens für die Dauer des inländischen gesetzlichen 

Grundwehrdienstes, bei anerkannten Kriegsdienstverweigerern für die Dauer des inländischen 

gesetzlichen Zivildienstes über das 21. oder 27. Lebensjahr hinaus berücksichtigt. Wird der ge-

setzliche Grundwehrdienst oder Zivildienst in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 

einem Staat, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, 

geleistet, so ist die Dauer dieses Dienstes maßgebend. § 2 Abs. 2 Satz 2 bis 7 des Bundeskinder-

geldgesetzes gilt entsprechend. Verzögert sich die Schul- oder Berufsausbildung aus einem 

Grund, den weder der Beschädigte noch das Kind zu vertreten haben, so wird der Kinderzuschlag 

entsprechend dem Zeitraum der nachgewiesenen Verzögerung länger gewährt. 

 

(5)  

Der Kinderzuschlag ist in Höhe des gesetzlichen Kindergelds zu gewähren. Der Zuschlag ist um 

Kinderzuschüsse oder ähnliche Leistungen, die für das Kind gezahlt werden oder zu gewähren 

sind, zu kürzen. Steht keine Ausgleichsrente und kein Zuschlag nach § 33a zu, so gilt § 33 ent-

sprechend mit folgender Maßgabe: 
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a) Das anzurechnende Einkommen ist nur insoweit zu berücksichtigen, als es nicht 

bereits zum Wegfall der Ausgleichsrente und des Zuschlags nach § 33a geführt 

hat. 

b) § 33 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe b ist nicht anzuwenden. 

 

Werden Kinderzuschläge für mehrere Kinder gewährt, so ist das nach Satz 3 Buchstabe a anzu-

rechnende Einkommen nach dem Verhältnis aufzuteilen, in dem die Beträge der einzelnen Kinder-

zuschläge zueinander stehen. 

 

(6)  

Bei Empfängern einer Pflegezulage ist, auch wenn die Pflegezulage nach § 35 Abs. 4 nicht gezahlt 

wird oder nach § 65 Abs. 1 ruht, Absatz 5 Satz 2 und 3 nicht anzuwenden. 

Für jedes Kind, für das ihnen nach Absatz 1 kein Kinderzuschlag zusteht, erhalten sie einen Zu-

schlag in Höhe des gesetzlichen Kindergelds, das für das erste Kind vorgesehen ist. 

 

(7)  

Steht die Vertretung in den persönlichen Angelegenheiten des Kindes nicht dem Beschädigten zu, 

so kann der gesetzliche Vertreter des Kindes die Zahlung des Kinderzuschlags an sich beantra-

gen. Ist das Kind volljährig, so kann es die Zahlung an sich selbst beantragen. 

 

§ 45 
Hinterbliebenenrente 

(1)  

Waisenrente erhalten nach dem Tode des Beschädigten seine Kinder bis zur Vollendung des 18. 

Lebensjahres. 

 

(2)  

Als Kinder gelten auch 

1. Stiefkinder oder Kinder des Lebenspartners, die der Verstorbene in seinen Haushalt auf-

genommen hatte, 

2. Pflegekinder im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Bundeskindergeldgesetzes sowie 

3. (weggefallen) 

 

(3)  

Die Waisenrente ist nach Vollendung des 18. Lebensjahres für eine Waise zu gewähren, die 

a) sich in einer Schul- oder Berufsausbildung befindet, die ihre Arbeitskraft über-

wiegend in Anspruch nimmt und nicht mit der Zahlung von Dienstbezügen, Ar-

beitsentgelt oder sonstigen Zuwendungen in entsprechender Höhe verbunden 

ist, längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, 

b) sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Kalendermonaten befindet, die 

zwischen zwei Ausbildungsabschnitten oder zwischen einem Ausbildungsab-

schnitt und der Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes, einem dem 

Wehr- oder Zivildienst gleichgestellten Dienst oder der Ableistung eines freiwilli-
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gen Dienstes im Sinne des Buchstaben c liegt, längstens bis zur Vollendung des 

27. Lebensjahres, 

c) ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des 

Jugendfreiwilligendienstegesetzes oder einen Freiwilligendienst im Sinne des 

Beschlusses Nr. 1031/2000/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. April 2000 zur Einführung des gemeinschaftlichen Aktionsprogramms 

„Jugend“ (ABl. EG Nr. L 117 S. 1) oder einen anderen Dienst im Ausland im Sin-

ne von § 14b des Zivildienstgesetzes leistet, längstens bis zur Vollendung des 

27. Lebensjahres, 

d) infolge körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung spätestens bei 

Vollendung des 27. Lebensjahres außerstande ist, sich selbst zu unterhalten, so-

lange dieser Zustand dauert, über die Vollendung des 27. Lebensjahres hinaus 

jedoch nur, wenn ihr Ehegatte oder Lebenspartner außerstande ist, sie zu unter-

halten. 

 

Der tatsächliche zeitliche Aufwand der Schulausbildung und Berufsausbildung ist ohne Bedeutung 

für Zeiten, in denen das Ausbildungsverhältnis trotz Erkrankung fortbesteht und damit gerechnet 

werden kann, dass die Ausbildung fortgesetzt wird. Das gilt auch für die Dauer der Schutzfristen 

nach dem Mutterschutzgesetz. 

Für den Anspruch auf Waisenrente ist es unschädlich, wenn eine Waise, welche die Vorausset-

zungen des § 1 des Bundeselterngeldgesetzes erfüllt, im zeitlichen Rahmen des § 15 des Bun-

deselterngeldgesetzes ein Kind betreut und erzieht, solange mit Rücksicht hierauf die Schul- oder 

Berufsausbildung unterbrochen wird. Hatte eine Waise, die bei Vollendung des 27. Lebensjahres 

körperlich oder geistig gebrechlich war, nach diesem Zeitpunkt eine Erwerbstätigkeit ausgeübt, so 

ist die Waisenrente erneut zu erbringen, wenn und solange sie wegen derselben körperlichen, 

geistigen oder seelischen Behinderung erneut außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Die 

Waisenrente wird ebenfalls erneut erbracht, wenn bei Waisen, deren Anspruch wegen des Einsat-

zes von Vermögen entfallen ist, dieses Vermögen bis auf einen Betrag in Höhe des Schonbetra-

ges nach § 25f Abs. 2 aufgezehrt ist. In Fällen des Satzes 1 Buchstabe a erhöht sich die maßge-

bende Altersgrenze bei Unterbrechung oder Verzögerung der Schulausbildung oder Berufsausbil-

dung durch den gesetzlichen Wehrdienst, Zivildienst oder einen gleichgestellten Dienst um die Zeit 

dieser Dienstleistung, höchstens um einen der Dauer des gesetzlichen Grundwehrdienstes oder 

Zivildienstes entsprechenden Zeitraum. Die Ableistung eines freiwilligen sozialen oder ökologi-

schen Jahres oder eines Freiwilligendienstes im Sinne des Satzes 1 Buchstabe c ist kein gleich-

gestellter Dienst im Sinne des Satzes 7. Verzögert sich die Schul- oder Berufsausbildung aus 

einem Grund, den die Waise nicht zu vertreten hat, so wird die Waisenrente entsprechend dem 

Zeitraum der nachgewiesenen Verzögerung länger gewährt. 

 

(4)  

Durch die Annahme der Waise als Kind bleibt ein Anspruch auf Waisenrente, der bis zur Annahme 

entstanden ist, unberührt. 
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(5)  

Kommen für dieselbe Waise mehrere Waisenrenten nach diesem Gesetz oder Gesetzen, die eine 

entsprechende Anwendung dieses Gesetzes vorsehen, in Betracht, so wird nur eine Rente ge-

währt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

   

 
- 99 - 

 

 
Das FSJ-Handbuch   

 

5.22  Hochschulrahmengesetz (HRG) 
 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Januar 1999 (BGBl. I S. 18), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 12. April 2007 (BGBl. I S. 506) 

 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 

Hochschulen im Sinne dieses Gesetzes sind die Universitäten, die Pädagogischen Hochschulen, 

die Kunsthochschulen, die Fachhochschulen und die sonstigen Einrichtungen des Bildungswe-

sens, die nach Landesrecht staatliche Hochschulen sind. Dieses Gesetz betrifft, soweit dies in § 

70 bestimmt ist, auch die staatlich anerkannten Hochschulen. 

 

§ 32  
Auswahlverfahren 

(2)  

Bis zu drei Zehntel der Studienplätze sind vorzubehalten für 

1. Bewerber, für die die Versagung der Zulassung eine außergewöhnliche, insbesondere so-

ziale Härte bedeuten würde; 

2. Bewerber, die sich auf Grund entsprechender Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf 

in Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben; 

3. ausländische und staatenlose Bewerber; Verpflichtungen auf Grund zwischenstaatlicher 

Vereinbarungen sind zu berücksichtigen; 

4. Bewerber, die in einem anderen noch nicht abgeschlossenen Studiengang oder sonstigen 

gleichwertigen Ausbildungsgängen nach Landesrecht die Qualifikation für das gewählte 

Studium (§ 27) erworben haben; ihre Auswahl erfolgt nach dem Grad der Qualifikation (§ 

27). Diese Bewerber können im Verfahren nach Absatz 3 nicht zugelassen werden; 

5. Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen Studiengang abgeschlossen haben 

(Zweitstudienbewerber). Die Auswahl erfolgt nach den Prüfungsergebnissen des Erststu-

diums und nach den für die Bewerbung für ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen. 

Diese Bewerber können im Verfahren nach Absatz 3 nicht zugelassen werden. 

Das Landesrecht kann vorsehen, dass innerhalb der Quote nach Satz 1 Studienplätze für in der 

beruflichen Bildung qualifizierte Bewerber (§ 27 Abs. 2 Satz 2) vorbehalten werden; diese Bewer-

ber werden im Verfahren nach Absatz 3 nicht zugelassen. Nicht in Anspruch genommene Stu-

dienplätze werden den Studienplätzen nach Absatz 3 zugeschlagen. 

 

(3)  

Die verbleibenden Studienplätze werden vergeben 

1. zu einem Fünftel der Studienplätze an jeder Hochschule durch die Zentralstelle nach dem 

Grad der gemäß § 27 nachgewiesenen Qualifikation für das gewählte Studium. Qualifikati-

onsgrade, die nur geringfügig voneinander abweichen, können als ranggleich behandelt 

werden. Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Nachweise innerhalb eines Landes und 
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im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der jeweiligen Anforderungen und Be-

wertungen vergleichbar sind. Solange die Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder unter-

einander nicht gewährleistet ist, werden für die Auswahl der Studienbewerberinnen und -

bewerber Landesquoten gebildet. Die Quote eines Landes bemisst sich zu einem Drittel 

nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der Bewerberinnen und Bewerber für den betref-

fenden Studiengang (Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Ge-

samtzahl der Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die 

Länder Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um drei 

Zehntel erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur Personen berück-

sichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die von allen Ländern gegen-

seitig anerkannt ist; 

2. zu einem Fünftel der Studienplätze nach der Dauer der Zeit seit dem Erwerb der Qualifika-

tion für den gewählten Studiengang nach § 27 (Wartezeit). Zeiten eines Studiums an einer 

Hochschule werden auf die Wartezeit nicht angerechnet; dies gilt erstmals für Studienzei-

ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes; 

3. im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines Auswahlverfahrens. Die jewei-

lige Hochschule vergibt die Studienplätze in diesem Verfahren nach Maßgabe des jeweili-

gen Landesrechts insbesondere 

a) nach dem Grad der Qualifikation nach § 27, 

b) nach gewichteten Einzelnoten der Qualifikation nach § 27, die über die fachspe-

zifische Eignung Auskunft geben, 

c) nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studierfähigkeitstests, 

d) nach der Art einer Berufsausbildung oder Berufstätigkeit, 

e) nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden Gesprächs mit 

den Bewerberinnen und Bewerbern, das Aufschluss über die Motivation der Be-

werberin oder des Bewerbers und über die Identifikation mit dem gewählten Stu-

dium und dem angestrebten Beruf geben sowie zur Vermeidung von Fehlvorstel-

lungen über die Anforderungen des Studiums dienen soll, 

f) auf Grund einer Verbindung von Maßstäben nach den Buchstaben a bis e. 

 

Bei der Auswahlentscheidung muss dem Grad der Qualifikation nach § 27 ein maßgeblicher 

Einfluss gegeben werden. Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren 

kann begrenzt werden. In diesem Fall entscheidet die Hochschule über die Teilnahme nach einem 

der in Satz 2 Buchstabe a bis d genannten Maßstäbe, nach dem Grad der Ortspräferenz oder 

nach einer Verbindung dieser Maßstäbe. Bewerberinnen und Bewerber, die nach Nummer 1 oder 

2 ausgewählt wurden, nehmen am Auswahlverfahren nicht teil. 

 

§ 34 
Benachteiligungsverbot 

 

Den Bewerbern dürfen keine Nachteile entstehen 
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1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Artikel 12a des Grundgesetzes und der Über-

nahme solcher Dienstpflichten und entsprechender Dienstleistungen auf Zeit bis zur Dauer 

von drei Jahren, 

2. aus dem Dienst als Entwicklungshelfer nach dem Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 

1969 (BGBl. I S. 549), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 21. Juni 2002 

(BGBl. I S. 2167), 

3. aus der Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres nach dem Gesetz zur Förderung eines 

freiwilligen sozialen Jahres vom 17. August 1964 (BGBl. I S. 640) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 15. Juli 2002 (BGBl. I S. 2596) oder eines freiwilligen ökologischen Jah-

res nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres vom 17. Dezem-

ber 1993 (BGBl. I S. 2118) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 2002 (BGBl. I 

S. 2600) oder im Rahmen eines von der Bundesregierung geförderten Modellprojektes oder 

4. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren oder eines pflegebedürftigen 

sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von drei Jahren. 

Bei gleichem Rang nach § 32 Abs. 2 und 3 haben die Bewerber nach Satz 1 den Vorrang. 
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5.23 Verordnung über die Arbeitsgenehmigung für 
 ausländische Arbeitnehmer 
 (Arbeitsgenehmigungsverordnung - ArGV) 

 

vom 17. September 1998 (BGBl. I S. 2899), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 7. 

Dezember 2006 (BGBl. I S. 2814 iVm Bek. v. 26.1.2007 II 127) 

 

§ 9  
Arbeitsgenehmigungsfreie Beschäftigung 

 

Keiner Arbeitsgenehmigung bedürfen 

1. die in § 5 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes aufgeführten Personen sowie leitende 

Angestellte, denen Generalvollmacht oder Prokura erteilt ist; 

2. leitende Angestellte eines international tätigen Konzerns oder Unternehmens für eine Be-

schäftigung in dem inländischen Konzern- oder Unternehmensteil auf der Vorstands-, Di-

rektions- und Geschäftsleitungsebene oder für eine Tätigkeit in sonstiger leitender Positi-

on, die für die Entwicklung des Konzerns oder Unternehmens von entscheidender Bedeu-

tung ist, wenn die Beschäftigung im Rahmen des Personalaustausches zur Internationali-

sierung des Führungskreises erfolgt und die Dauer der Beschäftigung im Inland fünf Jahre 

nicht erreicht; 

3. das fahrende Personal im grenzüberschreitenden Personen- und Güterverkehr bei Arbeit-

gebern mit Sitz im Ausland, wenn 

a) das Fahrzeug im Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassen ist, oder 

b) das Fahrzeug im Inland zugelassen ist für eine Tätigkeit der Arbeitnehmer im Linien-

verkehr mit Omnibussen; 

4. die Besatzungen von Seeschiffen, Binnenschiffen und Luftfahrzeugen mit Ausnahme der 

Luftfahrzeugführer, Flugingenieure und Flugnavigatoren für eine Tätigkeit bei Unterneh-

men mit Sitz im Inland; 

5. Personen, die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Aufenthaltes im Ausland von ihrem 

Arbeitgeber mit Sitz im Ausland in das Inland entsandt werden, um 

a) Montage- und Instandhaltungsarbeiten oder Reparaturen an gelieferten, verwen-

dungsfertigen Anlagen oder Maschinen auszuführen, die gewerblichen Zwecken 

dienen, 

b) bestellt Anlagen, Maschinen und sonstige Sachen abzunehmen oder in ihre Be-

dienung eingewiesen zu werden, 

c) im Rahmen von Exportlieferungs- oder Lizenzverträgen einen Betriebslehrgang zu 

absolvieren, 

d) unternehmenseigene Messestände oder Messestände für ein ausländisches Un-

ternehmen, das im Sitzstaat des Arbeitgebers ansässig ist, aufzubauen, abzubau-

en und zu betreuen oder vergleichbare Dienstleistungen zu erbringen, die für kei-

nen Geschäftspartner im Inland entgeltliche Leistungen sind, wenn im Inland an-

sässigen Unternehmen in dem jeweils betroffenen Land die gleichen Rechte ein-

geräumt werden, wenn die Dauer der Beschäftigung drei Monate nicht übersteigt; 
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6. Personen, die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Aufenthaltes im Ausland in Vorträ-

gen oder Darbietungen von besonderem wissenschaftlichen oder künstlerischen Wert oder 

bei Darbietungen sportlichen Charakters im Inland tätig werden, wenn die Dauer der Tä-

tigkeit drei Monate nicht übersteigt; 

7. Personen, die nur gelegentlich mit Tagesdarbietungen auftreten; 

8. Lehrpersonen, wissenschaftliche Mitarbeiter und Assistenten an Hochschulen oder wis-

senschaftliche Mitarbeiter an öffentlich-rechtlichen Forschungseinrichtungen oder an For-

schungseinrichtungen, deren Finanzbedarf ausschließlich oder überwiegend von der öf-

fentlichen Hand getragen wird oder an privaten Forschungseinrichtungen, wenn an der 

Beschäftigung des Ausländers wegen seiner besonderen fachlichen Kenntnisse auch ein 

öffentliches Interesse besteht, sowie Lehrpersonen an öffentlichen Schulen und an staat-

lich anerkannten privaten Ersatzschulen; 

9. Studenten und Schüler an Hochschulen und Fachschulen im Inland für eine vorüberge-

hende Beschäftigung, Studenten und Schüler ausländischer Hochschulen und Fachschu-

len für eine Ferienbeschäftigung im Rahmen eines internationalen Austauschprogramms 

studentischer oder vergleichbarer Einrichtungen im Einvernehmen mit der Zentralstelle für 

Arbeitsvermittlung der Bundesagentur für Arbeit sowie Studenten und Schüler für eine von 

einer Dienststelle der Bundesagentur für Arbeit vermittelte Ferienbeschäftigung, wenn die 

Beschäftigung insgesamt drei Monate im Jahr nicht übersteigt; 

10. Personen für eine Tätigkeit in einer diplomatischen oder konsularischen Vertretung oder 

bei einer internationalen Organisation sowie private Hausangestellte von Mitgliedern dip-

lomatischer und berufskonsularischer Vertretungen, wenn sie für den Aufenthalt zur Aus-

übung dieser Tätigkeit keiner Aufenthaltsgenehmigung bedürfen; 

11. Journalisten, Korrespondenten und Berichterstatter, die für ihren Arbeitgeber mit Sitz im 

Ausland im Inland tätig werden und für die Ausübung dieser Tätigkeit vom Presse- und In-

formationsamt der Bundesregierung anerkannt sind; 

12. Berufssportler und -trainer, deren Einsatz in inländischen Sportvereinen oder vergleichba-

ren sportlichen Einrichtungen, soweit sie am Wettkampfsport teilnehmen, vorgesehen ist, 

wenn der zuständige Sportfachverband ihre sportliche Qualifikation oder ihre fachliche 

Eignung als Trainer bestätigt und der Verein oder die Einrichtung ein für den Lebensunter-

halt ausreichendes Gehalt zahlt; 

13. Personen, die auf Grund des Artikels 6 Abs. 1 des Zusatzabkommens zum NATO-

Truppenstatut (BGBl. 1961 II S. 1183, 1218) als Mitglieder einer Truppe, eines zivilen Ge-

folges oder als Angehörige vom Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung befreit sind; 

14. Personen, die von einem Arbeitgeber mit Sitz im Inland als Arbeitnehmer im kaufmänni-

schen Bereich im Ausland beschäftigt werden und unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen 

Aufenthalts im Ausland im Rahmen ihrer Beschäftigung vorübergehend im Inland tätig 

sind, wenn die Tätigkeit drei Monate nicht übersteigt; 

15. Studenten ausländischer Hoch- und Fachhochschulen für ein Praktikum bis zu sechs Mo-

naten, wenn die Beschäftigung in einem unmittelbaren sachlichen Zusammenhang mit 

dem Fachstudium des Praktikanten steht und im Rahmen eines internationalen Aus-

tauschprogramms studentischer oder vergleichbarer Einrichtungen im Einvernehmen mit 

der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung der Bundesagentur für Arbeit erfolgt; 
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16. Ausländer, die das 16. und noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet haben, für die Teil-

nahme an einem freiwilligen Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines Freiwilligen 

Sozialen Jahres, im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines Freiwilligen Ökologischen 

Jahres oder im Rahmen eines vergleichbaren Programms der Europäischen Gemein-

schaft; 

17. Personen während eines vorübergehenden Praktikums im Rahmen eines von der Europä-

ischen Union finanziell geförderten Programms, wenn die Beschäftigung im Einvernehmen 

mit der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung der Bundesagentur für Arbeit erfolgt. 
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